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Liebe Leserinnen, liebe Leser!

Ob im Café, am Flughafen oder im Hotel, ob im Bürgeramt, 
in der Schule oder der Bibliothek: Die Menschen in 
Deutschland werden bald an viel mehr Orten schnell und 
einfach ins Internet kommen. Dafür sorgt das neue 
„WLAN-Gesetz“, das das Bundeswirtschaftsministerium 
erarbeitet hat und das am 22. September 2017 vom Bun-
desrat gebilligt wurde.

Café-Besitzer, Flughafen-Betreiber oder Hotel-Manager 
können ihren Kunden nun endlich einfach und ohne 
rechtliche Risiken Zugang zum Internet anbieten. Dabei 
müssen sie nicht mehr fürchten, kostenpflichtig abge-
mahnt zu werden, falls Nutzer über ihre Hotspots illegale 
Inhalte abrufen. Durch die Neuregelung müssen die  
Anbieter weder das WLAN per Passwort verschlüsseln  
noch eine umständliche Vorschaltseite einrichten. Sie  
sind außerdem nicht mehr verpflichtet, die Identität der 
Nutzer zu überprüfen.

Geistiges Eigentum bleibt dabei selbstverständlich weiter-
hin geschützt. Werden zum Beispiel geschützte Daten von 
Nutzern über Internetseiten illegal verbreitet, kann der 
Rechteinhaber verlangen, dass der WLAN-Betreiber diese 
Internetseiten sperrt. Sollten dabei vor- und außergericht-
liche Kosten anfallen, dürfen diese dem WLAN-Betreiber 
jedoch nicht in Rechnung gestellt werden. Das Gesetz  
leistet damit einen wichtigen Beitrag zu einer modernen 
digitalen Infrastruktur – und zu einem digitalen Wandel, 
von dem alle profitieren können.

Wie es gelingt, die Digitalisierung erfolgreich zu bewältigen, 
ist auch für den deutschen Einzelhandel von besonderer 
Bedeutung. Die Branche steckt mitten in einem tief grei-
fenden Strukturwandel: Experten schätzen, dass bis zum 
Jahr 2020 rund 50.000 der derzeit noch 400.000 Ladenge-
schäfte verschwinden werden. Das betrifft nicht nur die 
Einzelhändler und ihre Beschäftigten. Der Strukturwandel 
hat außerdem Auswirkungen auf das Bild unserer Städte 
und auch auf die Versorgung im ländlichen Raum.

Editorial
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Das Bundeswirtschaftsministerium hat daher in der „Dialog-
plattform Einzelhandel“ alle relevanten Akteure an einen 
Tisch geholt, um gemeinsam neue Perspektiven für den 
Einzelhandel im digitalen Zeitalter zu schaffen. Zu welchen 
Ergebnissen dabei die Expertinnen und Experten gekom-
men sind, zeigt ein Bericht in der vorliegenden Ausgabe der 
„Schlaglichter der Wirtschaftspolitik“.

Der digitale Wandel stand auch im Mittelpunkt eines inter-
nationalen Fachworkshops, der im September im Bundes-
wirtschaftsministerium stattgefunden hat. 70 Teilnehmer 
aus 17 Ländern diskutierten im Rahmen des „Global Forum 
on Productivity“ Wege und Strategien, um Produktivitäts-
steigerungen durch die Digitalisierung zu erreichen.

Darüber hinaus berichten wir in diesen Schlaglichtern über 
weitere wichtige wirtschaftspolitische Themen, so etwa 
über die aktuelle Diskussion um die Zukunft der Europäi-
schen Union sowie über die jüngsten Entwicklungen im 
Investitionsprüfungsrecht. In der Rubrik „Zur Diskussion“ 
stellen wir die wirtschaftspolitischen Auswirkungen aktu-
eller Reformvorschläge zur Einkommensteuer und zur 
Zukunft des Solidaritätszuschlages vor und diskutieren  
die wesentlichen Unterschiede.

Ich wünsche Ihnen viel Freude bei der Lektüre!

Brigitte Zypries
Bundesministerin für Wirtschaft und Energie
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Auf einen Blick

Digitalisierung und Produktivität – Ergebnisse eines BMWi-Workshops

Digitale Produkte und Dienstleistungen durchdringen 
zunehmend Gesellschaft und Wirtschaft, ermöglichen 
nahezu kostenfreie Informations- und Kommunikations-
angebote und bilden die Grundlage für neue Geschäfts-
modelle. Gleichzeitig hat sich die Produktivitätsentwick-
lung in den Industrieländern spürbar verlangsamt. Diese 
Konstellation wird häufig als „Produktivitäts-Paradoxon“ 
der Digitalisierung bezeichnet. Zu dieser Frage fand im 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi)  
am 15. September im Rahmen des Global Forum on Pro-
ductivity der OECD ein Fachgespräch zum Thema „Tapping 
the Productive Potential of a Digitized World“ statt, an dem 
über 70 Teilnehmer aus 17 Nationen sowohl aus OECD- als 
auch aus Nicht-OECD-Ländern teilgenommen haben. Ziel 
des Treffens war eine Diskussion zu Chancen, Herausfor-
derungen und wirtschaftspolitischen Implikationen der 
Digitalisierung mit Wissenschaftlern, OECD-Experten und 
Praktikern aus nationalen Behörden, insbesondere mit 
Blick auf die Rolle von wissensbasiertem Kapital und Regu-
lierung für die Produktivitätsentwicklung.

In seiner Eröffnungsrede skizzierte der Leiter der Abteilung 
Wirtschaftspolitik im BMWi, Dr. Philipp Steinberg, zentrale 
Fragestellungen zur Digitalisierung und Produktivitätsent-

wicklung. In der öffentlichen Diskussion ständen sich Digi-
talisierungsskeptiker und -optimisten gegenüber. Erstere 
erwarteten aus der Digitalisierung – im Gegensatz zu frü-
heren technologischen Innovationen – keine substanziellen 
Produktivitätsfortschritte, Letztere hingegen, nach gewisser 
zeitlicher Verzögerung, durchaus. Aus wirtschaftspoliti-
scher Sicht sei es wichtig, beispielsweise mit Investitionen 
in digitale Hochgeschwindigkeitsnetze, mit entsprechenden 
Bildungsangeboten an Schulen, Hochschulen und in der 
beruflichen Bildung sowie mit innovationsfreundlichen 
regulatorischen Rahmensetzungen die Voraussetzungen 
für einen erfolgreichen digitalen Wandel von Wirtschaft 
und Gesellschaft zu legen.

Bart van Ark, Vizepräsident und Chefvolkswirt des Confe-
rence Board, eines US-amerikanischen Forschungsinstituts, 
argumentierte in seinem Vortrag, dass schon in der Vergan-
genheit die Einführung und Verwendung von neuen Tech-
nologien mit Strukturbrüchen verbunden war, die mit einem 
Paradigmenwechsel, kreativer Zerstörung, der Eroberung 
neuer Märkte und der Entstehung neuer Unternehmen 
einhergingen und zu einer transitorischen Verlangsamung 
des Produktivitätswachstums geführt hätten. Als Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Implementierung der digita-

5



MONATSBERICHT 10-2017

len Technologien nannte er eine verstärkte Verbreitung 
digitaler Dienstleistungen und Innovationen, eine Förde-
rung von wissensbasiertem Kapital wie Forschung und  
Entwicklung, Ausbildung und Managementfähigkeiten 
sowie eine enge Anbindung von Politik und Wirtschaft  
an die Wissenschaft.

In der anschließenden Paneldiskussion wurden diese Frage-
stellungen weiter vertieft: Prof. Reint E. Gropp (Leibniz- 
Institut für Wirtschaftsforschung Halle) stellte bei Betrach-
tung einzelner Firmen und Sektoren erhebliche Diver-
genzen in der Produktivitätsentwicklung heraus. Evidenz 
deute darauf hin, dass kaum eine Ablösung weniger pro-
duktiver Firmen durch produktivere stattfinde. Gleichzeitig 
würden die Gewinnmargen zunehmen und Monopolisie-
rungstendenzen könnten Produktivitätsfortschritte behin-
dern. Voraussetzung für eine effiziente Faktorallokation im 
Rahmen des digitalen Strukturwandels sei daher neben  
flexiblen Arbeits- und Produktmärkten auch ein effektives 
Wettbewerbsrecht.

Auch Dr. Christian Kastrop (OECD) sah in dem durch krea-
tive Zerstörung gekennzeichneten strukturellen Wandel 
hin zu neuen, digitalen Technologien und Dienstleistungen 
eine Ursache für die Produktivitätsschwäche in vielen 
OECD-Ländern. Allerdings sei bei einer erfolgreichen 
Implementierung dieser digitalen Technologien mit spür-
baren Produktivitätseffekten zu rechnen; diese würden 
derzeit eher unterschätzt. Er betonte, dass Technologie- 
und Produktivitätsfortschritte auch unter Berücksichti-
gung von sozialen und Beschäftigungswirkungen betrach-
tet werden müssten. Dieser Ansatz werde seitens der OECD 
mit dem Konzept des „inklusiven Wachstums“ verfolgt.

Prof. Dalia Marin (Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen) wies darauf hin, dass die Abschwächung der Produk-
tivitätsdynamik bereits vor der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise eingesetzt habe. Die Digitalisierung und die 
damit verbundene Entstehung plattformbasierter Unter-
nehmen habe eine Veränderung von Markt- und Wettbe-
werbsstrukturen hervorgerufen. Sie hob die Bedeutung von 

Prof. Reint E. Gropp (rechts) und Bart van Ark diskutieren in der von Kerstin Stromberg-Mallmann geleiteten Panel-Diskussion den  
Zusammenhang von Digitalisierung und Produktivität.
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Daten im digitalen Zeitalter hervor, die Monopole erzeugen 
und etablieren könnten. Sie schlug vor, Daten portabel zu 
machen, um Marktmacht einzelner Unternehmen, die auf 
Daten basiere, zu begrenzen.

In der ersten Vortragsrunde zum Themenfeld „Determi-
nanten, Messung und wissensbasiertes Kapital“ stellte  
Dr. Eckhardt Bode Ergebnisse eines Forschungsgutachtens 
des Instituts für Weltwirtschaft vor. Demnach sei eine sta-
tistische Untererfassung von Wertschöpfung oder Investiti-
onen zur Erklärung der Produktivitätsschwäche kaum rele-
vant. Ursachen der schwächeren Produktivitätsentwicklung 
in der EU im Vergleich zu den USA lägen vor allem in einer 
stärkeren wirtschaftlichen und kulturellen Fragmentierung 
Europas, einem höheren Maß an Arbeits- und Produkt-
marktregulierungen, besseren Managementfähigkeiten von 
US-Unternehmern sowie fehlenden Skaleneffekten auf-
grund des hohen Anteils an kleinen und mittleren Unter-
nehmen in der EU. In Deutschland spielten zudem neben 
leicht belastenden Wirkungen der demografischen Ent-
wicklung auch die Wirkungen der Arbeitsmarktreformen 
sowie Zuwanderungseffekte eine Rolle.

Dr. Alexander Schiersch (Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung) stellte Ergebnisse eines Forschungsgutachtens 
im Auftrag des BMWi zum Zusammenhang von wissensba-
siertem Kapital und der Produktivitätsentwicklung anhand 
von Unternehmensdaten vor. Demnach konzentriere sich 
der Schwerpunkt der Investitionen in wissensbasiertes 
Kapital auf nur wenige Sektoren (vor allem Telekommuni-
kation, IKT-Hersteller und Dienstleister, Anlagenbau und 
Kfz-Industrie). Die empirischen Ergebnisse zeigten, dass 
Investitionen in Software, Organisationskompetenzen und 
Forschung und Entwicklung mit einem Anstieg der Totalen 
Faktorproduktivität der investierenden Unternehmen ein-
hergehen.

Sara Calligaris (OECD) ging vor allem auf wettbewerbsspe-
zifische Fragen im Zusammenhang mit der Digitalisierung 
ein. Unternehmensdaten zeigten einen Zuwachs der Markt-
macht von marktführenden Unternehmen, insbesondere 
im Bereich digitaler Produkte und Dienste. Die zunehmen-
den Konzentrationstendenzen deuteten auf „Winner-takes- 
all“-Entwicklungen im Bereich digitaler Geschäftsmodelle 
hin.

Im zweiten Block wurden die Themen „Regulierung,  
Digitalisierung und Produktivität“ diskutiert. Gilbert Cette 
(Banque de France) stellte empirische Untersuchungen zum 
Zusammenhang von Arbeitsmarktregulierung und Kapital-
intensität sowie der Qualität von Kapital und Arbeit vor. 
Demnach gehe eine stärkere Arbeitsmarktregulierung mit 
einem kleineren Anteil an gering Qualifizierten bei gleich-
zeitig höherer Kapitalintensität einher. Dabei falle aber die 
Qualität der Investitionen – gemessen am Anteil an IKT- 
und Forschungs- und Entwicklungs-Ausgaben – niedriger 
aus. Dies dämpfe auch die Totale Faktorproduktivität.

Erik P. M. Vermeulen (Tilburg University) erläuterte regula-
torische Herausforderungen, die mit neuen Technologien 
und Anwendungsbereichen einhergehen. Dabei zeige sich 
eine gegenseitige Abhängigkeit von Regulierung und Digi-
talisierung, da Erstere die Rahmenbedingungen für digitale 
Anwendungsbereiche setze, Letztere aber wiederum regu-
latorische Anpassungsnotwendigkeiten erforderlich mach-
ten. Als Ansatzpunkte für eine adaptive, datenbasierte 
Regulierung hob er regulatorische Experimentierräume 
(oder auch „Sandboxes“) hervor. Wichtig für den Erfolg sol-
cher Prozesse sei ein enger Dialog zwischen Innovatoren, 
traditionellen Unternehmen und Regulierern, der neben 
den Möglichkeiten der Kommerzialisierung von Ideen auch 
Fragen des Verbraucherschutzes und des Wettbewerbs-
rechts berücksichtige.

Dr. Kai Hielscher (BMWi) stellte aktuelle Arbeiten im BMWi 
zum Konzept regulatorischer Experimentierräume (Real-
labore) vor. Solche zeitlich und räumlich begrenzten realen 
Testumgebungen sollen künftig stärker genutzt werden, 
um Praxistests von (digitalen) Innovationen zu erlauben 
und zugleich bestehende oder neue Regulierungsinstru-
mente zu erproben. So könne eine regulatorische Balance 
zwischen Innovationsfreundlichkeit einerseits und Wah-
rung von Verbraucherschutzrechten andererseits gefunden 
werden.

Die Präsentationen der Tagung sind verfügbar unter:  
http://bit.ly/2fJCFEQ

Kontakt: Christoph Menzel
Referat: Wirtschaftspolitische Analyse
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Wirtschaftspolitische Termine des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie

In eigener Sache: Die „Schlaglichter“ als E-Mail-Abonnement

Der Monatsbericht des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Energie ist nicht nur als Druck -
exemplar, sondern auch im Online-Abo als elektro-
nischer Newsletter verfügbar. Sie können ihn  
unter der nachstehenden Internet- 
Adresse bestellen:
www.bmwi.de/abo-service

Darüber hinaus können auf der Homepage des  
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie  
auch einzelne Ausgaben des Monats berichts sowie 
Beiträge aus älteren Ausgaben online gelesen  
werden:
www.bmwi.de/schlaglichter

Oktober 2017

06.10. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (August)

09.10. Produktion im Produzierenden Gewerbe (August)

09./10.10. Eurogruppe/ECOFIN

13.10. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

17.10. Wettbewerbsfähigkeitsrat zu Binnenmarkt und Industrie

19./20.10. Europäischer Rat

Ende Oktober 2017 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)

November 2017

06.11. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (September)

07.11. Produktion im Produzierenden Gewerbe (September)

06./07.11. Eurogruppe/ECOFIN

10.11. Rat für Auswärtige Beziehungen/Handel

14.11. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

15.11 Rat für Allgemeine Angelegenheiten/Kohäsionspolitik

17.11. ECOFIN/Haushalt

30.11. Wettbewerbsfähigkeitsrat zu Binnenmarkt und Industrie

Ende November 2017 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)

Dezember 2017

04./05.12. Eurogruppe/ECOFIN

06.12. Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe (Oktober)

07.12. Produktion im Produzierenden Gewerbe (Oktober)

10.12. Rat für Auswärtige Beziehungen/Handel

12.12. Pressemeldung des BMWi zur wirtschaftlichen Lage

11.-14.12. WTO-Ministerkonferenz

14./15.12. Europäischer Rat

Ende Dezember 2017 Schlaglichter (Newsletter und Veröffentlichung auf Website)
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Grafik des Monats

Bund forciert die Energieforschung …

… mit deutlich mehr Finanzmitteln. Im Vergleich zum Jahr 2006 hat der Bund mehr als doppelt so hohe Mittel für die Energie-
forschung zur Verfügung gestellt. Der weitaus größte Teil floss im Jahr 2016 in Forschungsaufwendungen für Energieeffizienz 
(336 Millionen Euro) und für Erneuerbare Energien (329 Millionen Euro). 

Das Energieforschungsprogramm ist ein wichtiger Beitrag der Bundesregierung zum Umbau des Energiesystems. Bis 2050 sollen 
die Energieeffizienz erheblich gesteigert und mindestens 80 Prozent des verbliebenen Energiebedarfs aus erneuerbaren Quellen 
gedeckt werden. Dies geht nur mit einer intensiven Forschungs- und Entwicklungsarbeit. Die Grundlage hierfür bildet das nun-
mehr 6. Energieforschungsprogramm.

Mittelab�uss Forschungsförderung (Mio. Euro)

110

336120

329

54

84

114

127

2006 2016

399

876

Energieef�zienz

Nukleare Sicherheit 
und Entsorgung

Fusionsforschung

Erneuerbare 
Energien

Energieforschungsförderung* im Vergleich der Jahre 2016 und 2006 

*  Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ist innerhalb der Bundesregierung für die programmatische Ausrichtung und die Weiterentwicklung des Energieforschungsprogramms verantwort-
lich. An der Umsetzung des Programms sind zudem das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) beteiligt. Die  
Ressorts decken mit ihrer Forschungsförderung die gesamte Innovationskette, von der energietechnologischen Grundlagenforschung bis hin zur anwendungsorientierten Forschung, Entwicklung und 
Demonstration, sowie gesellschaftliche Aspekte ab.

Quelle: Bundesbericht Energieforschung 2017
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Überblick über die wirtschaftliche Lage

 • Die deutsche Wirtschaft ist im ersten Halbjahr 
2017 beschleunigt gewachsen. Die rechnerisch  
größeren Impulse kamen von der binnenwirt-
schaftlichen Seite.

 • Das Wachstum im Produzierenden Gewerbe bleibt 
in der Tendenz aufwärtsgerichtet, auch wenn es im 
Juni und Juli an Dynamik einbüßte. Das Geschäfts-
klima in der Wirtschaft ist weiterhin sehr zuver-
sichtlich.

 • Die Verbraucherpreise haben sich vor dem Hinter-
grund stabiler Energiepreise normalisiert. Die 
Kauflaune der Verbraucher blieb dennoch hoch.

 • Die Grundtendenzen am Arbeitsmarkt sind weiter-
hin positiv. Dank kräftiger Nachfrage ist die Dyna-
mik beim Beschäftigungsaufbau hoch. Arbeitslosig-
keit und Unterbeschäftigung sind in der Tendenz 
rückläufig. Dennoch bleiben strukturelle Heraus-
forderungen wie die nach wie vor hohe Zahl der 
Langzeitarbeitslosen, geringfügig und befristet 
Beschäftigter zu bewältigen.

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem soliden 
Aufschwung.1 Im ersten Halbjahr 2017 beschleunigte sie  
ihr Expansionstempo merklich. Die gesamtwirtschaftliche 
Leistung legte im ersten Halbjahr 2017 preis-, kalender- 
und saisonbereinigt gegenüber dem Vorzeitraum um 1,2 % 
zu, nach einem Wachstum von 0,8 % im zweiten Halbjahr 
2016.2 Unterstützt wurde die Konjunktur im ersten Halb-
jahr 2017 durch starke binnenwirtschaftliche Auftriebs-
kräfte. Während sich die Impulse durch die privaten und 
staatlichen Konsumausgaben fortsetzten, belebten sich die 
Investitionen in Bauten (+4,4 %) und vor allem erstmals 
auch wieder die in Ausrüstungen (+2,1 %). Der Beitrag des 
Außenhandels zum Wirtschaftswachstum war im ersten 
Halbjahr netto leicht positiv. Die Basis für die binnenwirt-
schaftliche Entwicklung legt weiterhin die gute Entwick-
lung des Arbeitsmarkts insgesamt. Impulse kamen im ers-
ten Halbjahr aber auch von den niedrigen Zinsen und den 
etwas günstigeren Mineralölpreisen. Das Wachstum der 

deutschen Wirtschaft setzt sich im zweiten Halbjahr fort. 
Vermutlich wird die Dynamik aber etwas geringer ausfal-
len. Die Stimmung in der Wirtschaft ist weiterhin sehr 
zuversichtlich. Der Beschäftigungsaufbau könnte aber 
etwas ruhiger verlaufen. Auch die Produktionsausweitung 
in Industrie und Baugewerbe könnte moderater ausfallen.

Die Weltwirtschaft gewinnt auf das Jahr gesehen weiter an 
Fahrt. Die globale Industrieproduktion ist seit Februar 2017 
aufwärtsgerichtet. Die Konjunktur in den entwickelten 
Volkswirtschaften belebte sich und die Dynamik in den  
asiatischen Schwellenländern blieb hoch. Die globalen 
Stimmungsindikatoren zeigen einen zunehmenden Opti-
mismus. Die Konjunkturerwartungen für den Euroraum 
haben sich weiter aufgehellt. In den Vereinigten Staaten hat 
sich das Wachstum nach dem schwachen ersten Quartal 
normalisiert. Das Wirtschaftswachstum in Japan ist im 
zweiten Quartal höher ausgefallen. Von den Schwellenlän-
dern verzeichnete China wieder eine stabilere wirtschaft-
liche Entwicklung. Russland und Brasilien profitieren von 
den anziehenden Rohstoffpreisen. Beide Länder konnten 
ihre Rezessionsphasen überwinden. Insgesamt wird daher 
das Wachstum der Weltwirtschaft in diesem Jahr höher 
ausfallen als im Vorjahr. Der IWF, wie andere Organisatio-
nen zuvor, erwartet in seinem Ausblick vom Juli einen 
Anstieg der Weltwirtschaft von 3,5 %.

Die deutschen Ausfuhren bleiben in der Tendenz leicht auf-
wärtsgerichtet. Nach der Zahlungsbilanzstatistik der Deut-
schen Bundesbank legten die Ausfuhren an Waren und 
Dienstleistungen im Juli 2017 in jeweiligen Preisen leicht 
um 0,2 % gegenüber dem Vormonat zu. Im aussagekräfti-
gen Dreimonatsvergleich stiegen sie deutlicher um 1,3 %. 
Die Einfuhren erhöhten sich im Juli um 2,1 %. Im Drei-
monatsvergleich war ihr Anstieg mit 1,2 % etwa ebenso 
stark wie der der Ausfuhren. Der seit Jahresbeginn kumu-
lierte Leistungsbilanzüberschuss liegt weiterhin spürbar 
niedriger als ein Jahr zuvor. Die nationalen Indikatoren zur 
Außenwirtschaft sowie die weltwirtschaftliche Belebung 
lassen trotz eines stärkeren Euro eine weitere Expansion 
der deutschen Exporte erwarten.

Die im ersten Halbjahr starke Industriekonjunktur hat in 
den Sommermonaten etwas an Schwung verloren. Nach 
einem Rückgang im Juni wurde die Produktion im Juli nur 

1 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15. September 2017 vorlagen.
2 Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie 

nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA kalender- und saisonbereinigter Daten.
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leicht um 0,3 % ausgeweitet. Ob sich die dynamische Ent-
wicklung des ersten Halbjahrs auch im Herbst fortsetzt, 
bleibt daher abzuwarten. Während die Auftragseingänge 
der vergangenen Monate eine etwas ruhigere Gangart sig-
nalisieren, sprechen das verbesserte ifo Geschäftsklima im 
Verarbeitenden Gewerbe sowie die starke Kfz-Produktion 
im August für ein gutes drittes Quartal. Die Bauproduktion 
wurde im Juli um 0,5 % gesteigert, hat sich seit dem Früh-
jahr aber insgesamt eher schwach entwickelt. Trotz nach-
gebender Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe, die im 
zweiten Quartal um 2,6 % zurückgingen, blieb die Stim-
mung in der Branche gut. Sowohl die aktuelle Lage als auch 
die Aussichten für die kommenden Monate werden von 
den Bauunternehmen sehr positiv eingeschätzt. Die Kapa-
zitätsauslastung ist überdurchschnittlich hoch, was sich 
mittlerweile auch in der Entwicklung der Baupreise nieder-
schlägt.

Der private Konsum bleibt weiterhin eine wichtige Stütze 
der Konjunktur. Zwar sind die Erlöse im Einzelhandel im 
Juli um 1,2 % gesunken, im aussagekräftigeren Dreimonats-
vergleich blieben sie aber aufwärtsgerichtet. Auch im 
Kfz-Handel entwickelten sich die Umsätze im Juni weiter 
dynamisch. Trotz der etwas anziehenden Verbraucherpreise, 
die im August 1,8 % über dem Niveau des Vorjahres lagen, 
stieg das Konsumklima erneut und erreichte im September 
ein neues Hoch. Angesichts dessen sollte der private Kon-
sum weiter spürbar expandieren. Allerdings deutet die etwas 

eingetrübte Stimmung im Einzelhandel darauf hin, dass 
sich die Entwicklung nach dem außergewöhnlich starken 
zweiten Quartal etwas verlangsamen könnte.

Der Arbeitsmarkt entwickelte sich insgesamt weiterhin 
positiv und auch der Ausblick stimmt zuversichtlich. Die 
Erwerbstätigkeit nimmt saisonbereinigt seit Februar monat-
lich stetig um 40 bis 50 Tausend Personen zu, im Juli um 
42.000 Personen. Nach den Ursprungszahlen waren fast 
44,4 Mio. und damit 1,6 % mehr Personen als vor einem Jahr 
erwerbstätig. Die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung stieg im Juni (+53.000 Personen) erneut etwas stärker 
als die Erwerbstätigkeit. In nahezu allen Wirtschaftsberei-
chen werden Mitarbeiter gesucht. Die Arbeitslosigkeit ist 
im August während der Sommerferien leicht angestiegen. 
Nach den Ursprungszahlen waren 2,54 Mio. Personen 
arbeitslos gemeldet, 139.000 weniger als vor einem Jahr.  
Die Unterbeschäftigung war etwas geringer als im Juli. 
Bereinigt um die Saisoneffekte gingen Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung im August gegenüber dem Vormonat 
erneut leicht zurück. Diese positiven Entwicklungen sollten 
die bestehenden Problembereiche aber nicht verdecken, 
denn die regionalen Unterschiede bei der Arbeitslosigkeit 
sind weiterhin sehr groß. Zudem stellen der Abbau der 
Langzeitarbeitslosigkeit, von der im August noch immer 
895.000 Personen betroffen waren, die hohe Zahl geringfü-
gig und befristet Beschäftigter sowie die Integration der 
Flüchtlinge nach wie vor erhebliche Herausforderungen dar.
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0,00,00
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Bruttoinlandsprodukt (Quartale)  (linke Skala)

Auftragseingang in der Industrie  (linke Skala)

Industrieproduktion (linke Skala)

ifo Geschäftserwartungen in der Gewerblichen Wirtschaft (rechte Skala)

2013 2014 2016 20172015

Konjunktur auf einen Blick*  
Entwicklung von Bruttoinlandsprodukt, Produktion und Auftragseingang in der Industrie sowie ifo Geschäftserwartungen

* zentrierte gleitende 3-Monats-Durchschnitte bzw. Quartale, saisonbereinigt, Veränderungen gegenüber Vorperiode in v. H. bzw. Salden bei ifo

Quellen: StBA, BBk, ifo Institut
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Zur Diskussion

Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag – Wo liegen die Unterschiede der Reformvorschläge?

Unterschiedliche Reformvorschläge

In der aktuellen Debatte werden unterschiedliche Maßnah-
men innerhalb des Einkommensteuertarifs diskutiert. Die 
Vorschläge beinhalten unter anderem eine Glättung des 
Mittelstandsbauches1, eine Anpassung der Spitzen- und Rei-
chensteuersätze, eine Erhöhung des Grundfreibetrages und 

1 Gemeint ist damit der bisherige Knick in dem Verlauf des progressiven Steuertarifs bei derzeit 13.769 Euro. Vor diesem Knick steigt der 
Grenzsteuersatz relativ steil an, ab 13.769 Euro verläuft der Anstieg gemäßigter. Die Abschaffung des Tarifeckwertes bzw. eine Abflachung  
des Mittelstandsbauches könnte eine Entlastung für untere und mittlere Einkommen bedeuten.

2 ZEW und IZA (2017). „Ökonomische Bewertung verschiedener Reformoptionen im deutschen Steuer- und Transfersystem – Kurzexpertise 1“, 
Studie im Auftrag des BMWi.

die (teilweise) Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Ein 
vom BMWi in Auftrag gegebenes Gutachten2 vergleicht die 
Steuerkonzepte der Regierungsprogramme von SPD und 
CDU/CSU sowie Vorschläge des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB), der Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung der CDU/CSU (MIT) und des bayerischen Finanz-
ministeriums (Bayern-Tarif) miteinander.

Reformen der Einkommensteuer und des Solidaritätszuschlags stehen im Fokus der steuerpolitischen Debatte und haben 
Eingang in die Regierungsprogramme unterschiedlicher Parteien gefunden. Die allgemeine Zielsetzung ist dabei vorwiegend 
die steuerliche Entlastung privater Haushalte. Die tatsächlichen Entlastungswirkungen sowie Aufkommens- und Verteilungs-
effekte hängen dabei allerdings von der konkreten Ausgestaltung der Vorschläge ab. Zudem spielen bei der wirtschafts-
politischen Bewertung auch Verhaltensanpassungen etwa mit Blick auf das Arbeitsangebot privater Haushalte eine Rolle.  
Vor diesem Hintergrund analysiert ein aktuelles Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) verschiedene Reformvorschläge im Bereich der Einkommensteuer. Andere Reformvorschläge insbesondere im 
Bereich der Sozialversicherungen waren explizit nicht Gegenstand des Gutachtens.
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3 http://bit.ly/2xgtRc0
4 http://bit.ly/2ySn7mN
5 Zudem ist in dem Regierungsprogramm aufgeführt, dass langfristig der Solidaritätszuschlag schrittweise komplett abgeschafft werden soll.
6 http://bit.ly/2kePx7b
7 http://bit.ly/2xRi1so
8 http://bit.ly/2xVkCls
9 Der Kinderfreibetrag soll laut Regierungsprogramm der CDU/CSU zunächst um die Hälfte der bisherigen Differenz zum Grundfreibetrag 

angehoben werden, langfristig aber auch auf das Niveau des Erwachsenenfreibetrages.

Der Vorschlag des DGB3 sieht eine vollständige Abschaffung 
des Mittelstandsbauches vor. Demnach soll der Anstieg  
des Grenzsteuersatzes zwischen dem Eingangs- und dem 
Spitzensteuersatz zukünftig linear gestaltet werden. Der 
Eckwert bei 13.769 Euro würde entfallen. Zudem soll der 
Grundfreibetrag von derzeit 8.652 Euro auf 11.000 Euro 
angehoben werden. Ab diesem Betrag soll ein Eingangs-
steuersatz von 22 Prozent gelten, der linear bis zu einem 
neuen Spitzensteuersatz von 49 Prozent (bisher 42 Prozent) 
ab einem zu versteuernden Einkommen von 70.000 Euro 
ansteigt. Der Reichensteuersatz von zusätzlichen 3 Prozent-
punkten würde diesem Konzept zufolge bereits ab einem 
Einkommen von 125.000 Euro (bisher 256.303 Euro) greifen. 
Zudem schlägt der DGB eine Abschaffung des Kinderfrei-
betrags bzw. Umschichtung zum Kindergeld vor, was in 
den Berechnungen des Gutachtens allerdings nicht berück-
sichtigt wurde.

Um mittlere Einkommen zu entlasten, sieht das Steuerkon-
zept des SPD-Regierungsprogramms4 vor, dass der Spitzen-
steuersatz von 42 Prozent zukünftig erst ab einem zu ver-
steuernden Einkommen von 60.000 Euro anstatt wie bisher 
bereits ab 54.000 Euro greift. Zur Gegenfinanzierung soll 
sich eine linear-progressive Zone anschließen, in der der 
Grenzsteuersatz ab einem Einkommen von 76.200 Euro auf 
45 Prozent steigt. Zudem soll der Reichensteuersatz von 
bisher 45 Prozent auf 48 Prozent angehoben werden. Darü-
ber hinaus beinhaltet das SPD-Regierungsprogramm eine 
Reform des Solidaritätszuschlags. Demnach sollen Einkom-
men bis 52.000 Euro zukünftig von dem Zuschlag ausge-
nommen werden, indem entsprechende Freigrenzen erhöht 
werden. Daran würde sich wie bisher eine Gleitzone 
anschließen5.

Auch der Vorschlag der Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/CSU6 adressiert den Mittelstandsbauch. 
Um diesen zu glätten, soll der Grenzsteuersatz an dem  
Tarifeckwert von 13.769 Euro von bisher 24 auf 20 Prozent 
abgesenkt werden. Geplant ist wie auch im SPD-Konzept, 
den Spitzensteuersatz erst ab einem Einkommen von 
60.000 Euro greifen zu lassen. Außerdem soll der Kinder-

freibetrag auf das Niveau der Grundsicherung angehoben 
sowie Werbungskostenpauschalen für Arbeitnehmer von 
derzeit 1.000 Euro auf 2.000 Euro erhöht werden.

In dem vom bayrischen Finanzministerium vorgestellten 
Konzept7 soll der Mittelstandsbauch durch eine Verschie-
bung des Eckwerts von derzeit 13.769 Euro auf 16.250 Euro 
geglättet werden. Zudem sieht der so genannte „Bayern- 
Tarif“ eine schrittweise Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags vor. Der Zuschlag von bisher 5,5 Prozent soll ab 
dem Jahr 2019 jeweils jährlich um 0,5-Prozentpunkte bis 
2030 abgebaut werden.

Auch das Regierungsprogramm der CDU/CSU8 thematisiert 
die Einkommensteuer und schlägt konkrete Änderungen 
vor. Wie bei SPD und Mittelstandsvereinigungen sieht der 
Vorschlag vor, dass der Spitzensteuersatz von 42 Prozent 
erst ab einem Einkommen von 60.000 Euro gelten soll. 
Auch soll der Kinderfreibetrag angehoben werden, aller-
dings zunächst weniger stark als nach dem Konzept der 
Mittelstandsvereinigung.9 Entsprechend soll das Kindergeld 
steigen. Zudem sieht das Programm eine „Glättung des Mit-
telstandsbauches“ vor, eine konkrete Ausgestaltung wird 
jedoch nicht beschrieben. Um diese Reform in den Berech-
nungen abbilden zu können, wurde im Gutachten die Vari-
ante der Mittelstandsvereinigung (Absenkung Grenzsteuer-
satz bei Tarifeckwert auf 20 Prozent) gewählt. Es handelt 
sich hier jedoch um eine Auslegung des Regierungspro-
gramms der CDU/CSU und stellt somit eine Annahme dar. 
Ähnlich verhält es sich mit der ebenfalls im Programm  
aufgeführten schrittweisen Abschaffung des Solidaritäts-
zuschlags. Im Gutachten wird eine einmalige vollständige 
Abschaffung des Zuschlags unterstellt.

Aufgrund der zum Teil getroffenen Annahmen bzw. Ausle-
gungen der Vorschläge lassen sich die im Gutachten 
berechneten Optionen nicht eins zu eins den jeweiligen 
Programmen zuordnen, werden jedoch im Folgenden 
jeweils unter den Namen der entsprechenden Parteien oder 
Organisationen geführt. Auf Abweichungen, die sich aus 
diesen Annahmen ergeben, wird jeweils hingewiesen.
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Ergebnisse des Gutachtens

Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) 
hat gemeinsam mit dem Forschungsinstitut zur Zukunft 
der Arbeit (IZA) die beschriebenen Vorschläge anhand eines 
Mikrosimulationsmodells (vgl. Kasten) im Auftrag des BMWi 
bewertet. Neben statischen Entlastungs- und Aufkommens-
wirkungen konzentriert sich die Analyse insbesondere auf 
Wechselwirkungen mit dem Steuer- und Transfersystem 
sowie dynamische Verhaltensanpassungen. Die Wirkung 
einzelner Reformen auf Erwerbsanreize und folglich das 
Arbeitsangebot privater Haushalte ist hierbei von besonde-
rem Interesse. Die Einbeziehung solcher Verhaltensände-
rungen und die sich daraus ergebenden Zweitrundeneffekte 
sind für die mittelfristige Bewertung fiskalischer Kosten 
und Verteilungswirkungen entscheidend.

Kasten: Simulationsmodell und Datengrundlage

Das im Gutachten verwendete Modell ist ein Mikro-
simulationsmodell, welches auf Haushaltsebene das 
2017 geltende Steuer- und Transfersystem abbildet. 
Neben Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag 
werden zudem Sozialversicherungsbeiträge und 
Transferleistungen wie Arbeitslosengeld II, Wohngeld 
und Kinderzuschlag berücksichtigt. Dies ermöglicht 
die Abbildung weitreichender Wechselwirkungen 
innerhalb des Steuer- und Transfersystems in der 
empirischen Analyse.

Als Datengrundlage werden zwei Datensätze heran-
gezogen. Zum einen wird die letzte Erhebungswelle 
der Faktisch Anonymisierten Lohn- und Einkom-
mensteuerstatistik (FAST) aus 2010 verwendet. Dieser 
Datensatz ist eine zehnprozentige Stichprobe aller 
Steuerfälle und enthält somit detaillierte Informatio-
nen zu Einkünften, Einkommen, Sondervergünsti-
gungen, Lohn- und Einkommensteuer oder Zusatz-
leistungen. Allerdings werden hier nur Steuerfälle 
erfasst, die veranlagt sind. Haushalte, die nicht ein-
kommensteuerpflichtig sind, werden in diesen Daten 
nicht beobachtet. Zudem enthält die Statistik keine 
Angaben zu dem Arbeitsverhalten von Haushalten. 
Aus diesen Gründen wird für die Abschätzung von 
Verhaltensanpassungen als zweiter Datensatz das 
Sozio-Ökonomische Panel (SOEP) von 2015 herange-
zogen. Das SOEP ist eine repräsentative Wiederho-
lungsbefragung auf Haushaltsebene, die detailliert  
die Lebensumstände inklusive Arbeitsmarktverhalten 
privater Haushalte abbilden kann. Allerdings sind 

sehr hohe Einkommen sowie Kapitaleinkünfte in der 
Stichprobe nur unzureichend abgebildet. Aus diesem 
Grund werden die Analysen zum Teil vergleichend 
mit beiden Datensätzen bzw. anhand einer Kombina-
tion aus FAST und SOEP durchgeführt.

Zur Abschätzung der Arbeitsangebotswirkungen wird 
ein diskretes Nutzenmaximierungsmodell verwendet, 
das die Arbeitsangebotsentscheidung von Haushalten 
als Wahl zwischen Arbeitszeitkategorien darstellt. 
Eine Anpassung der Arbeitsnachfrage durch Firmen 
als Reaktion auf ein verändertes Arbeitsangebot wird 
hier nicht modelliert. Die implizite Annahme ist daher, 
dass die Arbeitsnachfrage vollelastisch ist und sich  
ein gesteigertes Angebot vollständig in Beschäftigung 
umsetzt. Obwohl Deutschland sich derzeit in einer 
Phase anhaltenden Wirtschafts- und Beschäftigungs-
wachstums befindet und eine gewisse Lohnrigidität 
nach unten plausibel erscheint, sollten die ausge-
wiesenen Reaktionen als Obergrenze für mögliche 
Beschäftigungseffekte gewertet werden.

Statische Entlastungswirkungen im Bereich von Einkom-
mensteuer und Solidaritätszuschlag

Die rein statischen Entlastungswirkungen bei der Einkom-
mensteuer und dem Solidaritätszuschlag der verschiedenen 
Vorschläge sind in Tabelle 1 dargestellt. Die Berechnungen 
wurden jeweils anhand der Daten der Faktisch Anonymi-
sierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik (FAST) sowie 
des Sozio-Ökonomischen Panels (SOEP) durchgeführt. Die 
Werte unterscheiden sich zum Teil stark zwischen den bei-
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den Datensätzen, was auf die unterschiedliche Erfassung 
hoher Einkommen (vgl. Kasten) zurückzuführen ist. Bei  
den statischen Entlastungswirkungen sind die Ergebnisse 
basierend auf den FAST-Daten am aussagekräftigsten. Die 
Gesamtentlastung liegt zwischen 2 Mrd. Euro gemäß dem 
DGB-Vorschlag und knapp 35 Mrd. Euro bei der aus dem 
CDU/CSU-Regierungsprogramm abgeleiteten Reformop-
tion. Der SPD-Vorschlag liegt mit Entlastungswirkungen 
von gut 6 Mrd. Euro eher am unteren Ende der Optionen.

Die in Tabelle 1 dargestellten Werte schließen die Vorschläge 
zur Abschaffung des Solidaritätszuschlags der SPD, der CDU/ 
CSU und des bayerischen Finanzministeriums ein. Um ein 
differenziertes Bild zur Belastung durch den Solidaritäts-
zuschlag zu bekommen, stellt Abbildung 1 zum Vergleich 

gesondert die Entlastungen der reinen Tarifverlaufsrefor-
men für diese drei Vorschläge dar. Die Reform des Tarifver-
laufs ist statisch betrachtet bei der SPD mit 0,4 Mrd. Euro 
Entlastungen fast aufkommensneutral. Der Vorschlag des 
bayerischen Finanzministeriums kommt auf Entlastungen 
von 8,2 Mrd. Euro. Unter der hier getroffenen Annahme  
zur Abschmelzung des Mittelstandsbauches – entsprechend 
der von der Mittelstandsvereinigung von CDU/CSU vorge-
schlagenen Absenkung des Eingangssteuersatzes von 24 
auf 20 Prozent – würde der CDU/CSU-Vorschlag im Tarif-
verlauf eine Entlastung von gut 21 Mrd. Euro bedeuten. 
Würde man den Steuersatz am Tarifeckwert nicht auf 20 
Prozent, sondern lediglich auf 21 Prozent oder 22 Prozent 
senken, käme man wahrscheinlich näher an die von der 
CDU/CSU in Aussicht gestellten gut 15 Mrd. Euro.

Die von der SPD vorgeschlagene Abschaffung des Solidari-
tätszuschlags für Einkommen unter 52.000 Euro hätte den 
Berechnungen zufolge eine zusätzliche statische Entlas-
tungswirkung von 5,7 Mrd. Euro. Die Vorschläge des bayeri-
schen Finanzministeriums und des CDU/CSU-Regierungs-
programms sehen eine zeitlich gestaffelte Abschaffung des 
Solidaritätszuschlages vor. Eine im Gutachten modellierte 
vollständige Abschaffung würde zu einer zusätzlichen  
Entlastung von zwischen 13 und 14 Mrd. Euro führen. Für 
eine Senkung um insgesamt 2 Prozentpunkte (jährliche 
Absenkung um 0,5 Prozentpunkte über vier Jahre) weist das 
Gutachten eine statische Entlastung von 4,4 Mrd. Euro aus.

Tabelle 1: Statische Entlastungswirkungen bei Einkommen-
steuer und Solidaritätszuschlag, Mrd. Euro

FAST SOEP

DGB 2,0 4,6

SPD 6,1 6,9

Bayern-Tarif 22,6 19,8

MIT 31,1 30,9

CDU/CSU-Annahme 34,6 33,4

Quelle: ZEW und IZA (2017). Hinweise: Interaktionen mit restlichem Steuer- und Transfersystem 
nicht berücksichtigt.
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Abbildung 1: Vergleich Einkommensteuer (Est) und Solidaritätszuschlag (Soli), Mrd. Euro

Quelle: ZEW und IZA (2017). Hinweise: Die Entlastungswirkungen der Reform des Tarifverlauf (Est) enthalten auch unmittelbare Auswirkungen auf den Solidaritätszuschlag. Das Szenario „Est + Soli“ 
deckt zudem die Wirkung einer zusätzlichen Reform des Solidaritätszuschlags ab. Interaktionen mit dem restlichen Steuer- und Transfersystem werden nicht berücksichtigt. Berechnungen auf Basis 
von FAST 2010.
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Auswirkungen auf das Arbeitsangebot

Neben den statischen Entlastungseffekten innerhalb der 
Einkommensteuer und dem Solidaritätszuschlag sind für 
eine gesamtwirtschaftliche Betrachtung zudem Wechsel-
wirkungen mit dem restlichen Steuer- und Transfersystem 
sowie insbesondere Arbeitsangebotseffekte relevant. Dar-
aus können sich erhebliche Selbstfinanzierungseffekte 
ergeben. Im Gutachten werden diese weitergehenden Aus-
wirkungen mithilfe der SOEP-Daten (vgl. Kasten) geschätzt.

Die Gesamteffekte auf das Arbeitsangebot variieren deut-
lich zwischen den verschiedenen Vorschlägen (vgl. Tabelle 
2). Bei relativ niedrigen fiskalischen Auswirkungen fällt  
der Effekt bei dem SPD-Vorschlag mit insgesamt 114 Tsd. 
Vollzeitäquivalenten (VÄ) am geringsten aus. Die höchsten 
Effekte mit 389 Tsd. und 350 Tsd. VÄ bewirken die Vorschläge 
mit den höchsten Entlastungsvolumen, nämlich der Mittel-
standsvereinigung und des CDU/CSU-Regierungsprogramms 
unter den getroffenen Annahmen zu Mittelstandsbauch 
und Solidaritätszuschlag. Dazwischen liegen die Effekte des 
DGB-Vorschlags sowie des Bayern-Tarifs.

Betrachtet man den Arbeitsangebotseffekt jedoch relativ  
zu den Entlastungsbeträgen bei der Einkommensteuer und 
dem Solidaritätszuschlag, so scheint der DGB-Vorschlag 
mit 7,3 VÄ pro 100.000 Euro Entlastung am wirkungsvolls-
ten, gefolgt von dem Bayern-Tarif (2,4) und dem SPD-Vor-
schlag (1,9). Mit einem Vollzeitäquivalent pro 100.000 Euro 

Entlastung ist der relative Effekt des CDU/CSU-Regierungs-
programms am geringsten.

Bezieht man die Arbeitsangebotseffekte sowie die Wechsel-
wirkungen mit dem restlichen Steuer- und Transfersystem 
mit ein, so ergeben sich Gegenfinanzierungseffekte, die die 
fiskalischen Kosten für den Staat reduzieren. Bei den Vor-
schlägen der SPD und des DGB ergibt dies Einsparungen 
von ca. 2 Mrd. Euro gegenüber den statischen Entlastungs-
beträgen, bei dem Bayern-Tarif von 4,5 Mrd. Euro, bei der 
Mittelstandsvereinigung und dem hier berechneten CDU/
CSU-Vorschlag von gut 7 Mrd. Euro (vgl. Abbildung 2). Auf-
grund der hierbei unterstellten vollständigen Übersetzung 
von Arbeitsangebot in Beschäftigung dürften die Beträge 
allerdings eine Obergrenze für die sich ergebenden Gegen-
finanzierungseffekte darstellen (vgl. Kasten).

Tabelle 2: Arbeitsangebotsänderung in Vollzeitäquivalenten (VÄ)

Vollzeitäquivalente 
(Tsd.)

Vollzeitäquivalente je 
100.000 Euro Est + Soli

SPD 114 1,9

DGB 145 7,3

Bayern-Tarif 199 2,4

CDU/CSU-Annahme 350 1,0

MIT 389 1,3

Quelle: ZEW und IZA (2017). Hinweise: Berechnungen auf Basis von SOEP 2015.
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Abbildung 2: Dynamische Gegenfinanzierungseffekte

Quelle: ZEW und IZA (2017). Hinweis: Berechnung auf Basis von SOEP 2015.
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Auswirkungen auf die Einkommensverteilung

Für die wirtschaftspolitische Bewertung ist nicht nur die 
Betrachtung der fiskalischen Effekte von Bedeutung. Ziel 
der Reformvorschläge ist es, private Haushalte zu entlasten 
und ihnen ein höheres verfügbares Einkommen zu ermög-
lichen. Aus diesem Grund bewertet das Gutachten die  
Entlastungen nicht nur auf staatlicher, sondern auch auf 

Haushaltsebene. Die sich nach Arbeitsangebotseffekten 
und Anpassungen über das Steuer- und Transfersystem 
ergebenden Veränderungen des Haushaltsnettoeinkom-
men liegen durchschnittlich zwischen jährlichen Entlas-
tungen von 157 Euro (DGB) und 1.080 Euro (CDU/CSU- 
Annahme). Gemäß dem Vorschlag der SPD hätten Haus-
halte im Schnitt um 220 Euro pro Jahr mehr zur Verfügung 
(vgl. Abbildung 3).

1080

941

583

220

157

0 200 400 600 800 1000 1200

CDU/CSU-Annahme

MIT

Bayern-Tarif

SPD

DGB

Abbildung 3: Durchschnittliche Änderung des Haushaltsnettoeinkommens (Euro/Jahr)

Quelle: ZEW und IZA (2017). Hinweis: Unter Einbeziehung der Wechselwirkung im Steuer- und Transfersystem. Berechnung auf Basis von SOEP 2015.
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Abbildung 4: Einkommenswirkung nach Einkommensgruppe (% der Gesamteinkünfte)

Quelle: ZEW und IZA (2017). Hinweis: Unter Einbeziehung der Wechselwirkung im Steuer- und Transfersystem. Berechnung auf Basis von SOEP 2015.
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Diese Werte variieren jedoch zum Teil deutlich zwischen 
unterschiedlichen Haushaltstypen. Vergleicht man zum 
Beispiel die relative Veränderung bei Haushalten10 in ver-
schiedenen Einkommensgruppen, so zeigt sich, dass sowohl 
die absoluten als auch die relativen Einkommensgewinne 
bei allen Vorschlägen zunächst mit den Einkünften anstei-
gen (vgl. Abbildung 4). Insgesamt entlasten die Vorschläge 
der Mittelstandsvereinigung, der hier berechneten Version 
des CDU/CSU-Regierungsprogramms und vom bayerischen 
Finanzministerium obere Einkommensgruppen allerdings 
deutlich stärker als die Vorschläge des DGB oder der SPD, bei 
denen Haushalte mit einem Einkommen ab 150.000 Euro 
aufgrund der Gegenfinanzierungskomponente zusätzlich 
belastet werden.

Neben der Unterscheidung zwischen verschiedenen Ein-
kommensgruppen differenziert das Gutachten zudem nach 
Art des Haushaltes und Anzahl der Kinder. Paare gewinnen 
durchschnittlich tendenziell stärker hinzu als Haushalte 
mit einem Erwachsenen. Die einzigen Ausnahmen sind der 
DGB-Vorschlag und der Vorschlag der SPD ohne Solidari-
tätszuschlagsreform. In beiden Fällen profitieren Paare mit 
Kindern im Schnitt weniger als Alleinerziehende.

Relative Entlastungen für Familien mit Kindern fallen zudem 
in den meisten Fällen höher aus als für kinderlose Haus-
halte (vgl. Abbildung 5). Bei den Vorschlägen von SPD und 
DGB schneiden Kinderlose zum Teil besser ab als Haushalte 

mit Kindern. Dies kann jedoch durch die Position dieser 
Haushalte in der Einkommensverteilung erklärt werden 
und ist nicht auf eine unterschiedliche Behandlung von 
Haushalten mit Kindern zurückzuführen. Am stärksten 
profitieren bei den meisten Vorschlägen Haushalte mit 
zwei oder drei Kindern.

Zusammenfassend ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass 
die vorliegende Untersuchung des ZEW mit IZA lediglich 
die Aufkommens- und Verteilungswirkungen unterschied-
lich dimensionierter und ausgestalteter Einkommensteuer-
konzepte analysiert. Eine Gesamtbetrachtung der Reform-
vorschläge müsste jedoch im Kontext aller Vorschläge 
– insbesondere auch der Konzepte im Bereich der Sozial-
versicherungssysteme – der hier erwähnten Regierungs-
programme erfolgen. Außerdem wird in dem Gutachten 
ausschließlich die Wirkung auf private Haushalte darge-
stellt. Effekte auf Personengesellschaften oder Unterneh-
men werden nicht berücksichtigt. Diese könnten zusätzli-
che gesamtwirtschaftliche Wirkungen aufweisen.

Das Gutachten ist unter folgendem Link verfügbar:  
bit.ly/2xUpUf0

Kontakt: Dr. Alexandra Effenberger
Referat: Wirtschaftspolitische Analyse

10 Diese Ergebnisse beruhen auf der Gesamtheit aller im SOEP abgebildeten Haushalte. Sie beschreiben nicht die Effekte für Musterhaushalte 
wie z. B. Alleinverdienerpaar mit zwei Kindern und einem Durchschnittseinkommen.
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Abbildung 5: Einkommenswirkung nach Anzahl der Kinder (% der Gesamteinkünfte)

Quelle: ZEW und IZA (2017). Hinweis: Unter Einbeziehung der Wechselwirkung im Steuer- und Transfersystem. Berechnung auf Basis von SOEP 2015.
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Zukunft der Europäischen Union –  
Von der Diskussion zu konkreten 
Handlungsempfehlungen und Maßnahmen
Die positive Stimmungslage nutzen und die richtigen Weichen bis zum Jahr 2019 stellen

Die Auswirkungen der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 
2007, die Migrationsbewegungen 2015 und schließlich  
die Entscheidung 2016 der Bürgerinnen und Bürger des 
Vereinigten Königreiches für einen Austritt ihres Landes 
aus der Europäischen Union haben in den vergangenen 
Jahren viele Diskussionen über die Europäische Union 
geprägt. Die Ereignisse haben aber auch dazu geführt, dass 
die Diskussion über die Vorteile der Europäischen Union 
eine neue Dynamik entwickelt hat und damit die EU  
wieder positiver in die Öffentlichkeit gerückt ist.

Die Zustimmung in der Europäischen Union 
steigt wieder

Die Entscheidung für einen Brexit und die damit verbun-
denen Folgen scheinen dazu geführt zu haben, dass den 
Menschen in der Europäischen Union die Vorteile einer 
Mitgliedschaft wieder bewusster geworden sind. So ist die 
Zustimmung zur Europäischen Union seit dem Brexit- 
Referendum 2016 deutlich gestiegen (vgl. Abbildung 1). Dies  
zeigen auch die Ergebnisse der nationalen Wahlen in den 
Niederlanden, Österreich und Frankreich, die nach dem 
Brexit-Referendum stattgefunden haben. Als Sieger gingen 
jeweils pro-europäische Kandidaten hervor. Darüber hin-
aus gehen Europäerinnen und Europäer zum Beispiel im 
Rahmen der Bürgerinitiative „Pulse of Europe“ für die 
Europäische Union auf die Straße. Gleichwohl gibt es auch 
weiterhin Menschen, die aus unterschiedlichen Gründen 
das Vertrauen in die Europäische Union verloren haben.

Wirtschaftskrise, Migrationskrise und Brexit-Referendum waren Auslöser für eine neue Debatte zur Zukunft der Europäischen 
Union. Die zukünftig 27 Mitgliedstaaten haben mit einer Agenda der schnellen spürbaren Ergebnisse für die europäischen 
Bürgerinnen und Bürger reagiert. Die Europäische Kommission geht noch einen Schritt weiter und stellt eine Vision für ein 
Europa 2025 mit einigen institutionellen Vorschlägen zur Diskussion. Europa schaut wieder nach vorn.
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Positive Wirtschaftsdaten tragen zur guten 
Stimmungslage bei

Zur guten Stimmungslage in der Europäischen Union  
tragen auch die positiven Wirtschaftsdaten bei. Die wirt-
schaftliche Erholung hat sich im fünften Jahr in Folge 
gefestigt und alle Mitgliedstaaten erreicht. Das jährliche 
Wachstum liegt bei rund zwei Prozent und die Arbeits-
losenquote ist mit acht Prozent auf dem tiefsten Stand  
seit neun Jahren.

Herausforderungen der Europäischen Union 
aktiv angehen

Diese positive Ausgangslage wollen die europäischen Insti-
tutionen nutzen, um die Zukunft der Europäischen Union 
zu gestalten. Denn auch andere Herausforderungen erfor-
dern Lösungen und konkrete Maßnahmen. Globalisierung, 
demografischer Wandel, Digitalisierung und zunehmender 
Nationalismus sind einige davon. Auch soziale und wirt-
schaftliche Ungleichheiten gehören dazu. Darüber hinaus 
steht die Europäische Union wachsenden Bedrohungen 
und Sorgen um die innere Sicherheit sowie die Sicherheit 
der Außengrenzen gegenüber. Dies ist bedingt durch 
humanitäre, politische oder militärische Krisen in der mit-
telbaren Nachbarschaft und – teilweise schon über Jahre 
andauernde – Kriege in anderen Staaten der Welt.

Die gemeinsame Zukunftsagenda der  
Mitgliedstaaten der Europäischen Union

Die Staats- und Regierungschefs der verbleibenden 27  
Mitgliedstaaten – ohne das Vereinigte Königreich – haben 
als Reaktion auf das Brexit-Referendum Geschlossenheit 
demonstriert und eine gemeinsame Agenda vorgelegt.  
Am 16. September 2016 wurde die so genannte „Bratislava- 
Roadmap“ beschlossen, um innerhalb kürzester Zeit spür-
bare Ergebnisse für die Bürgerinnen und Bürger der Euro-
päischen Union in den Bereichen Migration und Außen-
grenzen, innere und äußere Sicherheit sowie Wirtschaft 
inklusive Investitionen und Jugendarbeitslosigkeit zu erzie-
len (vgl. Abbildung 2). Ziel ist es auch, die Kommunikation zu 
verbessern, die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger 
stärker in den Fokus zu rücken, dem Populismus entschlos-
sen entgegenzuwirken und die Handlungsfähigkeit der 
Europäischen Union unter Beweis zu stellen. Viele Elemente 
der Bratislava-Roadmap wurden bereits umgesetzt, sind  
in der Diskussion oder wurden durch Vorschläge der Euro-
päischen Kommission konkretisiert.

Die Bratislava-Roadmap wird ergänzt durch die „Erklärung 
von Rom“, in der sich die Staats- und Regierungschefs der 
verbleibenden 27 Mitgliedstaaten zu einer gemeinsamen 
Zukunft in der Europäischen Union bekennen. Die Erklä-
rung wurde am 25. März 2017 im Rahmen der Feierlichkei-
ten anlässlich des 60. Jahrestags der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge verabschiedet. In ihr heben die Staats- 
und Regierungschefs die Einzigartigkeit der Europäischen 
Union hervor und bekräftigen die gemeinsamen Werte der 
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Freiheit, der Demokratie, der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit als Grundlage ihrer Zusammenarbeit. 
Ferner nennen sie vier prioritäre Ziele, auf die sie in den 
kommenden zehn Jahren hinarbeiten wollen:

 • ein sicheres und geschütztes Europa,

 • ein wohlhabendes und nachhaltiges Europa,

 • ein soziales Europa,

 • ein starkes Europa in der Welt.

Ein Weißbuch zur Zukunft Europas als Anstoß 
für eine öffentliche Debatte

Um eine breite öffentliche Debatte über die Ausgestaltung 
der Europäischen Union im Jahr 2025 in Gang zu setzen 
und den Prozess der Staats- und Regierungschefs zu unter-
stützen, hat die Europäische Kommission am 1. März 2017 
ein Weißbuch zur Zukunft Europas vorgestellt. Das Weiß-
buch unterstreicht nachdrücklich, dass die Europäische 

Union nur mit einer gemeinsamen Perspektive die aktuel-
len und zukünftigen Herausforderungen bewältigen kann.

Grundlage des Weißbuchs sind fünf mögliche Szenarien, 
die zeigen sollen, wie die Europäische Union bis zum Jahr 
2025 ausgestaltet werden könnte. Diese beziehen sich auf 
Politikfelder, die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten 
untereinander, aber auch auf die Kompetenzverteilung 
zwischen europäischer und nationaler Ebene (vgl. Kasten).

Kasten: Weißbuchszenarien zusammengefasst

Szenario 1 „Weiter wie bisher“: Konzentration auf 
Umsetzung der bestehenden positiven Agenda, unter 
anderem Fokus auf Wachstum, Beschäftigung und 
Investitionen sowie Verbesserung der Funktionsweise 
der Wirtschafts- und Währungsunion und Zusam-
menarbeit bei Verteidigung und Sicherheit. Dadurch 
sind laut Europäischer Kommission konkrete Ergeb-
nisse möglich, wobei die Entscheidungsfindung wei-
ter schwierig bleibt. 

Szenario 2 „Schwerpunkt Binnenmarkt“: Vertiefung 
nur in bestimmten Bereichen des Binnenmarkts, für 
andere Bereiche vermehrt bilaterale Zusammenarbeit 
unter den Mitgliedstaaten. Gleichzeitig Fokus darauf, 
Gesetzgebung zu reduzieren. Damit kann aus Sicht 
der Europäischen Kommission womöglich eine ein-
fachere Entscheidungsfindung gelingen, bei einge-
schränktem kollektiven Handlungsspielraum.

Szenario 3 „Wer mehr will, tut mehr“: Ermöglicht, 
ergänzend zum Szenario 1, Voranschreiten einer 
Gruppe von Mitgliedstaaten in bestimmten Politik-
bereichen (Europa der mehreren Geschwindigkeiten), 
insbesondere bei Verteidigung, innerer Sicherheit, 
Steuerpolitik oder sozialen Aspekten. Die Europäische 
Kommission bewertet die Entscheidungsfindung 
komplexer und sieht gegebenenfalls Nachteile für die 
Bevölkerung nicht teilnehmender Mitgliedstaaten.

Szenario 4 „Weniger, aber effizienter“: Fokus auf 
ausgewählte Politikbereiche mit mehr Kompetenzen 
und Durchsetzungsinstrumenten für die Europäische 
Union. Die Europäische Kommission erwartet 
dadurch schnellere und effizientere Ergebnisse, zum 
Beispiel in den Bereichen Handel, Innovation, Vertei-
digung, Sicherheit. Gleichzeitig schlägt sie einen 
Rückzug aus anderen Bereichen vor und stellt die Fel-
der regionale Entwicklung oder öffentliche Gesund-

Die gemeinsame Zukunftsagenda der  
Mitgliedstaaten der Europäischen Union

Die Staats- und Regierungschefs der verbleibenden 27  
Mitgliedstaaten – ohne das Vereinigte Königreich – haben 
als Reaktion auf das Brexit-Referendum Geschlossenheit 
demonstriert und eine gemeinsame Agenda vorgelegt.  
Am 16. September 2016 wurde die so genannte „Bratislava- 
Roadmap“ beschlossen, um innerhalb kürzester Zeit spür-
bare Ergebnisse für die Bürgerinnen und Bürger der Euro-
päischen Union in den Bereichen Migration und Außen-
grenzen, innere und äußere Sicherheit sowie Wirtschaft 
inklusive Investitionen und Jugendarbeitslosigkeit zu erzie-
len (vgl. Abbildung 2). Ziel ist es auch, die Kommunikation zu 
verbessern, die Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger 
stärker in den Fokus zu rücken, dem Populismus entschlos-
sen entgegenzuwirken und die Handlungsfähigkeit der 
Europäischen Union unter Beweis zu stellen. Viele Elemente 
der Bratislava-Roadmap wurden bereits umgesetzt, sind  
in der Diskussion oder wurden durch Vorschläge der Euro-
päischen Kommission konkretisiert.

Die Bratislava-Roadmap wird ergänzt durch die „Erklärung 
von Rom“, in der sich die Staats- und Regierungschefs der 
verbleibenden 27 Mitgliedstaaten zu einer gemeinsamen 
Zukunft in der Europäischen Union bekennen. Die Erklä-
rung wurde am 25. März 2017 im Rahmen der Feierlichkei-
ten anlässlich des 60. Jahrestags der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge verabschiedet. In ihr heben die Staats- 
und Regierungschefs die Einzigartigkeit der Europäischen 
Union hervor und bekräftigen die gemeinsamen Werte der 

Bratislava-Roadmap

Wirtschaft

• Diskussion einer robusten Handelspolitik

• Maßnahmen zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit

• Verlängerung des Europäischen Fonds für Strategische 
Investitionen (EFSI)

• Überprüfung der Umsetzung der Binnenmarktstrategien 
(Energie, Digitales, Kapitalmarktunion)

Migration und Außengrenzen

• Stärkung Grenzschutz Bulgarien-Türkei

• Umsetzung EU-Türkei-Erklärung 

• Einsatz Europäische Grenz- und Küstenwache

• Migrationspakte für die Zusammenarbeit und 
den Dialog mit Drittstaaten

• Diskussion einer langfristigen Migrationspolitik

Innere und äußere Sicherheit

• Verbesserung des Informationsaustauschs der 
Sicherheitsdienste

• Einrichtung eines Reiseinformations- und 
Genehmigungssystems (ETIAS)

• Verbesserung der Überprüfungen an EU-Außengrenzen

• Systematisches Vorgehen gegen Radikalisierung

• Umsetzungsplan für Sicherheit und Verteidigung

• Engere Kooperation mit der NATO (EU-Erklärung)

€

Kooperation: Arbeitsmethoden und Kommunikation

Abbildung 2: Bratislava-Roadmap
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heit zur Diskussion. Das Szenario ermögliche nach 
schwieriger Einigung auf Fokusbereiche aufgrund 
Kompetenzabgabe anschließend eine klarere Kom-
petenzverteilung.

Szenario 5 „Viel mehr gemeinsames Handeln“: Inten-
sivere Zusammenarbeit in allen Politikbereichen mit 
mehr Kompetenzen für europäische Ebene. Die Euro-
päische Kommission erwartet von diesem Szenario 
eine deutlich schnellere Entscheidungsfindung. Gleich-
zeitig befürchtet sie, dass sich einige Bürgerinnen und 
Bürger von der Europäischen Union abwenden könn-
ten, wenn zu viele Kompetenzen von der nationalen 
Ebene übertragen würden (Legitimationsproblematik). 

Fünf thematische Reflexionspapiere geben 
weitere Anstöße

Ergänzend zum Weißbuch hat die Europäische Kommission 
fünf Reflexionspapiere zu ausgewählten Themen veröffent-
licht, um die Diskussion weiter zu gestalten:

 • Reflexionspapier zur sozialen Dimension Europas: Das 
Papier wurde gemeinsam mit einem Vorschlag für eine 
Europäische Säule sozialer Rechte sowie einer entspre-
chenden Mitteilung vorgelegt. Kern ist die Stärkung der 
sozialen Dimension der Europäischen Union, eines der 
Kernanliegen des Kommissionspräsidenten Jean-Claude 
Juncker.

 • Reflexionspapier „Die Globalisierung meistern“: Die 
Europäische Kommission versteht Globalisierung als 
Chance, die die Europäische Union aktiv, gemeinsam 
zum Wohle aller, gestalten sollte. Sie macht einerseits 
Vorschläge zur Fortentwicklung des internationalen 
Regelwerks sowie zu Handel und Investitionen („Euro-
pas Antwort nach außen“). Andererseits möchte sie die 
Wettbewerbsfähigkeit und Widerstandsfähigkeit der 
Heimatmärkte gegen negative Auswirkungen der Glo-
balisierung stärken („Europas Antwort nach innen“).

 • Reflexionspapier zur Vertiefung der Wirtschafts- und 
Währungsunion: Im Papier stellt die Europäische Kom-
mission Vorschläge zur Stärkung der wirtschaftlichen 
und sozialen Konvergenz zwischen den Mitgliedstaaten, 
für weitere Reformen des Finanzsektors, eine kollektive 
Stabilisierung und den Abbau der hohen Schulden-
stände sowie für eine effizientere und transparentere 
Steuerung der Wirtschafts- und Währungsunion zur 
Diskussion.

 • Reflexionspapier zur Zukunft der Europäischen Vertei-
digung: Die Europäische Kommission nennt die syste-
matischere Verteidigungszusammenarbeit, Angleichung 
der mitgliedstaatlichen Bedrohungsanalysen und der 
strategischen Antworten, Stärkung der europäischen 
Säule der NATO, höhere und effizientere Verteidigungs-
ausgaben sowie eine weitere Integration des Rüstungs-
binnenmarktes als Schlüsselfaktoren für die Zukunft der 
Europäischen Verteidigung.
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 • Reflexionspapier zur Zukunft der EU-Finanzen: Im 
Mittelpunkt der Vorschläge steht der „europäische 
Mehrwert“ der EU-Ausgaben, insbesondere wirtschaft-
liche Stärke, Nachhaltigkeit, Solidarität und Sicherheit. 
Auch soll der EU-Haushalt flexibler werden, um auf 
neue Herausforderungen reagieren zu können. Die 
Ergebnisse der Diskussion sollen in den Vorschlag für 
den künftigen mehrjährigen Finanzrahmen nach 2020 
einfließen, den die Europäische Kommission voraus-
sichtlich im Sommer 2018 vorlegen wird.

Schlussfolgerungen von Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker aus der öffentlichen  
Diskussion

In seiner Rede zur Lage der Union am 13. September 2017 
hat Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker als Fazit 
der geführten Reflexion seine Vision für eine geeinte, stär-
kere und demokratischere Union 2025 vorgestellt. Funda-
ment seien die Grundprinzipien Freiheit, Gleichberechti-
gung und Rechtsstaatlichkeit. Er forderte eine Union, die 
inklusiver werden müsse, um ihre Einheit zu stärken. Seine 
Vision ist eine Kombination der Weißbuchszenarien und 
von Ideen aus den Reflexionspapieren und umfasst unter 
anderem:

 • Unverzügliche Öffnung des Schengen-Raums für Bulga-
rien und Rumänien zum Schutz der EU-Außengrenzen; 
perspektivisch auch für Kroatien.

 • Stärkung der Wirtschafts- und Währungsunion: Ausbau 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus zu einem 
Europäischen Währungsfonds; Einsatz eines Europäi-
schen Wirtschafts- und Finanzministers; Einrichtung 
einer Eurozonen-Budgetlinie im EU-Haushalt; Einfüh-
rung des Euro als einheitliche Währung der gesamten 
Europäischen Union (Ausnahme Dänemark), sobald Mit-
gliedstaaten alle Bedingungen erfüllen. Dazu Schaffung 
eines Euro-Beitrittsinstruments, um technische und 
finanzielle Hilfe zur Heranführung zu leisten.

 • Verbesserung der europäischen Demokratie, unter ande-
rem Zusammenführung des Amts des Präsidenten der 
Europäischen Kommission mit dem Präsidenten des 
Europäischen Rates.

 • Schnellere und effizientere Entscheidungen durch Über-
gang zu Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit im 
Rat bei ausgewählten Themen.

 • Schaffung einer Europäischen Verteidigungsunion.

 • Konzentration auf Kernthemen, weniger Initiativen  
und Rückgabe von Befugnissen – wo sinnvoll – an die 
Mitgliedstaaten.

Gleichzeitig legte er einen Fahrplan mit konkreten Maß-
nahmen bis März 2019 vor. Dann solle der Europäische  
Rat – vor den Wahlen zum Europäischen Parlament – über 
die Weichenstellungen zur Zukunft der EU entscheiden.

Fazit: Diskussionsergebnisse müssen nun  
konkretisiert werden

Mit dem Weißbuch und der Vision für eine Europäische 
Union 2025 ergänzt die Europäische Kommission die 
Agenda der Staats- und Regierungschefs der verbleibenden 
27 Mitgliedstaaten. Gleichzeitig setzt sie wichtige Impulse. 
Das Europäische Parlament und die Bürgerinnen und  
Bürger müssen einbezogen werden, um die Europäische 
Union zukunftsfest zu machen. Mit ihrem Zeitplan baut sie 
den erforderlichen Druck auf die Mitgliedstaaten auf, um 
ehrgeizige Fortschritte zu erzielen. Denn die Chance für 
Veränderungen ist da: Die Stimmungslage ist positiv, die 
Wirtschaftsdaten sind gut und es gibt ein Bekenntnis der 
Mitgliedstaaten zu einer gemeinsamen Zukunft in der 
Europäischen Union. Gleichwohl muss jeder Schritt sorg-
fältig überlegt und am Ende konsensfähig sein.
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Ziel der Reformen muss es sein, die Grundlagen für den 
zukünftigen Erfolg der Europäischen Union zu legen. Dabei 
geht es um inklusives Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
sowie nachhaltige Finanzpolitik in den Mitgliedstaaten. Es 
geht aber auch darum, den Zusammenhalt untereinander 
zu stärken. Das Versprechen von mehr Wohlstand muss für 
alle gelten, gerade auch für junge Menschen. Die Anliegen 
und Sorgen der Bürgerinnen und Bürger gehören dabei in 
den Mittelpunkt der europäischen Politik.

Es muss auch klar sein, dass der Fokus europäischer Arbeit 
auf Bereichen liegen muss, in denen ein ausschließlich 
nationales Vorgehen weniger Erfolg verspricht. Insbeson-
dere die Herausforderungen in den Bereichen Sicherheit, 
Migration sowie Umwelt- und Klimaschutz können nicht 
durch einzelne Mitgliedstaaten allein bewältigt werden, 
sondern erfordern eine enge Kooperation auf europäischer 
Ebene. In der Wirtschafts- und Finanzpolitik muss es  
weiterhin um so zentrale Themen wie Investitionen für 
Wachstum und Beschäftigung, den digitalen Binnenmarkt, 
den Energiebinnenmarkt, die Kapitalmarktunion und die 
Stärkung des gemeinsamen Währungsraumes gehen – 
durch die Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion 
und durch ergänzende strukturpolitische Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten.

Deutschland trägt als wichtiger und wirtschaftlich starker 
Akteur in der Mitte Europas Verantwortung. Entscheidend 
ist aber, dass alle Mitgliedstaaten zusammenstehen. Das 
wird sich auch daran messen lassen, welche Fortschritte  
bei schwierigen und kontroversen Themen wie einer 
gemeinsamen europäischen Asylpolitik erzielt werden. 
Jeder Mitgliedstaat muss sich seiner Verantwortung für die 
Gemeinschaft bewusst sein. Dazu gehört, die Verbindlich-
keit getroffener Entscheidungen, EU-Recht und die euro-
päischen Grundwerte zu akzeptieren. Nur dann kann die 
Europäische Union Ergebnisse liefern und nachhaltig 
erfolgreich sein – im Interesse ihrer Bürgerinnen und Bürger.

Kontakt: Mariana Gross
Referat: Zukunft der EU, Justiz und Inneres,  
Bessere Rechtsetzung

24



MONATSBERICHT 10-2017

Aktuelle Entwicklungen im Investitionsprüfungsrecht
Offene Märkte dürfen keine Einbahnstraße sein

Offene Märkte, freie Kapitalflüsse und Handel fördern 
Wachstum und Wohlstand in Europa und in der Welt. 
Gerade für den Industriestandort Deutschland sind aus-
ländische Direktinvestitionen ein wesentlicher Impuls-
geber für Wachstum, Wertschöpfung und die Sicherung 
von Arbeitsplätzen.

Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund bedürfen Eingriffe 
einer besonderen Rechtfertigung. Im Recht der Europäi-
schen Union anerkannte Gründe, die solche Eingriffe im 
Einzelfall rechtfertigen können, sind der Schutz der öffent-
lichen Ordnung und Sicherheit sowie wesentlicher Sicher-
heitsinteressen unseres Landes.

Diesen Vorgaben hat die Bundesregierung mit den 2004 
und 2008 sukzessive im Außenwirtschaftsgesetz (AWG) und 
in der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) verankerten 
und 2013 konsolidierten Regelungen für die Durchführung 
von Investitionsprüfungen Rechnung getragen.

Das Instrument hat sich in der Praxis bewährt. Seit seiner 
Einführung konnten immer wieder sinnvolle und für alle 
Beteiligten akzeptable vertragliche Lösungen gefunden 
werden, welche die legitimen Anliegen von Investoren auf 
der einen und öffentlicher Hand auf der anderen Seite 
angemessen ausgleichen. In keinem einzigen Fall hat die 
Investitionsprüfung bislang zur Untersagung eines Erwerbs 
durch die Bundesregierung geführt.

Nationales Prüfrecht

Im Regelfall findet das so genannte sektorübergreifende 
Prüfverfahren Anwendung (§§ 55 bis 59 AWV). Es gilt für 
alle Branchen, unabhängig von der Größe der am Erwerb 
beteiligten Unternehmen. Geprüft werden können alle 
Unternehmenskäufe, durch die Investoren mit Sitz außer-
halb der Europäischen Union (EU) bzw. der Europäischen 
Freihandelsassoziation (EFTA) mindestens 25 Prozent der 
Stimmrechte an einem in Deutschland ansässigen Unter-
nehmen erlangen. Hat der Erwerber seinen Sitz in der EU, 
kommt es darauf an, ob Anzeichen für eine missbräuch-
liche Gestaltung oder ein Umgehungsgeschäft vorliegen  
(§ 55 Absatz 2 AWV). Dies wäre z. B. der Fall, wenn eigens für 
den Erwerb ein Unternehmen mit Sitz in der EU gegründet 
wird, das dort keinem anderen Geschäftszweck nachgeht, 
kein eigenes Personal hat oder keine Geschäftsräume 
unterhält.

Abweichende Sonderregeln gelten für den Erwerb bestimm-
ter Rüstungs- bzw. IT-Sicherheitsunternehmen (sektorspezi-
fisches Prüfverfahren, §§ 60 bis 62 AWV). Das Bundeswirt-
schaftsministerium muss in diesen Fällen ausdrücklich oder 
stillschweigend die Freigabe erteilen (§ 15 Absatz 3 AWG).

Gerade in den letzten beiden Jahren haben die Prüfungen 
sowohl hinsichtlich ihrer Zahl wie auch hinsichtlich ihrer 
Komplexität deutlich zugenommen. Das niedrige Zinsniveau 

Die Bundesregierung hat im Juli 2017 mit einer Änderung der Außenwirtschaftsverordnung das rechtliche Instrumentarium 
des nationalen Investitionsprüfungsrechts an neue Herausforderungen angepasst. Dennoch können wichtige Aspekte der 
Investitionsprüfung wie der Erwerb von Unternehmensbeteiligungen zu (nicht) marktkonformen Bedingungen oder die rest-
riktiveren Investitionsbedingungen im Herkunftsland eines Investors im nationalen Prüfrecht bisher nicht berücksichtigt 
werden. Auf Initiative von Deutschland, Frankreich und Italien hat daher die Europäische Kommission am 14. September 
2017 einen entsprechenden Verordnungsentwurf vorgelegt.
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treibt internationale Anleger verstärkt in Sachwerte wie 
Immobilien, Gold und Unternehmensbeteiligungen. 
Zuletzt haben hierdurch auch Übernahmen europäischer 
Unternehmen durch Finanzinvestoren deutlich zugenom-
men. Neben diesen renditeorientierten Anlegern treten 
aber auch verstärkt Erwerber in Erscheinung, die ihre 
Investitionsentscheidungen maßgeblich an industriepo-
litischen oder geostrategischen Vorgaben anderer Staaten 
orientieren.

Eine Analyse von Ernst & Young vom Juli 20171 weist bei-
spielsweise für 2016 insgesamt 309 Unternehmenszukäufe 
oder -beteiligungen chinesischer Unternehmen in Europa 
mit einem Transaktionsvolumen von zusammen fast 87 
Milliarden US-Dollar aus. Gegenüber 2015 bedeutet dies 
eine Steigerung um 48 Prozent.

Im Grundsatz ist dieser Zufluss von Kapital positiv zu bewer-
ten, zeigt er doch die Attraktivität des Standorts Europa. 
Seit einiger Zeit ist bei diesen Investitionen aber eine ein-

seitige Konzentration auf industrielle Hoch- und Schlüssel-
technologieunternehmen zu beobachten, die deutliche 
Bezüge zu der von der chinesischen Regierung beschlossenen 
Strategie „Made in China 2025“ aufweist. Im Fokus stehen 
dabei zehn Industrien, unter anderem die Luft- und Raum-
fahrt, Hochgeschwindigkeitszüge, Elektromobilität und der 
Ausbau der Stromnetze. Zugleich bleibt der chinesische Markt 
europäischen Investoren weiterhin in vielen Bereichen gänz-
lich verschlossen oder kann nur im Verbund (Joint Venture) 
mit einem chinesischen Partner erschlossen werden, der 
am gemeinsamen Unternehmen die Mehrheit hält.

Allein in Deutschland wurden 2015 fast 70 Unternehmens-
zukäufe oder -beteiligungen chinesischer Investoren mit 
einem Transaktionsvolumen von zusammen fast 13 Milliar-
den US-Dollar getätigt. China ist damit nach den USA der 
zweitgrößte außereuropäische Investor in Deutschland. 
Übernahmeziele wie die Unternehmen KUKA oder AIXTRON 
waren teilweise über Wochen Gegenstand intensiver 
Berichterstattung in den Medien.

1 Ernst & Young, Chinesische Unternehmenskäufe in Europa, Eine Analyse von M&A-Deals 2006 – 2017, https://go.ey.com/2x9G2Mz  
(abgerufen am 25.09.2017)
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Das vorhandene rechtliche Instrumentarium ist angesichts 
des Umfangs und der Komplexität der Prüfungen zuletzt 
immer wieder an seine Grenzen gestoßen. Vor diesem Hin-
tergrund hat sich die Bundesregierung im Juli 2017 auf 
Vorschlag des Bundeswirtschaftsministeriums darauf ver-
ständigt, die Modalitäten des Prüfverfahrens an die gestie-
genen Herausforderungen anzupassen.

Die Neunte Verordnung zur Änderung der Außenwirt-
schaftsverordnung, die diese Änderungen umsetzt, wurde 
am 12. Juli 2017 vom Bundeskabinett beschlossen und ist 
am 18. Juli 2017 in Kraft getreten. Sie sieht insbesondere 
Verlängerungen von Prüffristen, neue Meldepflichten für 
Beteiligungen an Betreibern kritischer Infrastrukturen und 
bessere Regelungen bei missbräuchlichen gesellschafts-
rechtlichen Gestaltungen vor (Details siehe Kasten 1 und 
Abbildung).

Kasten 1: Die Neunte Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung im Überblick:

 • Neue Meldepflichten: Beteiligungen (>25 %) unions-
fremder Erwerber an inländischen Unternehmen, 
die kritische Infrastrukturen betreiben, Software für 
kritische Infrastrukturen entwickeln, Maßnahmen 
im Bereich der TK-Überwachung durchführen, 
Cloud-Dienste erbringen oder über eine Zulassung 
für Komponenten oder Dienste der Telematikinfra-
struktur verfügen, müssen dem Bundeswirtschafts-
ministerium gemeldet werden. Betreiber kritischer 
Infrastrukturen sind Unternehmen aus den Berei-
chen Energieversorgung, Informationstechnik und 
Telekommunikation, Transport und Verkehr, Gesund-
heit, Wasserversorgung, Ernährung sowie Finanz- 
und Versicherungswesen, die im Gesetz über das 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstech-
nik (BSIG) und in der Verordnung zur Bestimmung 
Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz 
(BSI-KritisV) näher bestimmt werden.

 • Verbesserte Regelungen zum Umgang mit miss-
bräuchlichen gesellschaftsrechtlichen Gestaltun-
gen: Beteiligungen durch unionsansässige Erwer-
ber können immer dann geprüft werden, wenn  
der unmittelbare Erwerber seinerseits von einem 

Unionsfremden kontrolliert wird und er zumin-
dest auch deshalb zwischengeschaltet wird, um 
eine Investitionsprüfung zu umgehen.

 • Längere Prüffristen: Die Frist zur Entscheidung 
über einen Antrag auf Erteilung einer Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung wird von einem auf zwei 
Monate verlängert. Die Frist, innerhalb derer das 
Bundeswirtschaftsministerium einen Erwerbs-
vorgang von Amts wegen aufgreifen kann, bleibt 
unverändert bei drei Monaten, beginnt zukünftig 
aber erst mit positiver Kenntnis des Ministeriums 
vom Vertragsschluss. Dies stellt sicher, dass Beteili-
gungserwerbe, die die öffentliche Ordnung oder 
Sicherheit beeinträchtigen können, der Bundes-
regierung nicht erst dann zur Kenntnis gelangen, 
wenn keine fristgerechte Reaktion mehr möglich 
ist. Erlangt das Ministerium zwischenzeitlich keine 
positive Kenntnis, bleibt ein Aufgreifen des Vor-
gangs ab Vertragsschluss fünf Jahre lang möglich. 
Die eigentliche Prüffrist wird bei der sektorüber-
greifenden Prüfung von zwei auf vier Monate ver-
längert. Bei der sektorspezifischen Prüfung werden 
die Aufgreif- und die Prüffrist jeweils von einem 
auf drei Monate verlängert. In beiden Prüfverfah-
ren beginnt die Prüffrist erst mit Eingang vollstän-
diger Unterlagen beim Bundeswirtschaftsministe-
rium. Führt das Ministerium mit dem Erwerber 
Verhandlungen über eine vertragliche Regelung, 
die den Sicherheitsbedenken der Bundesregierung 
abhelfen soll, so ist der Ablauf der Prüffristen für 
die Dauer der Verhandlungen gehemmt.

 • Intensivere Kontrollen bei Beteiligungen an Unter-
nehmen, die militärische Ausrüstung herstellen: 
Anteilserwerbe an Unternehmen, die bestimmte 
militärische Güter herstellen oder entwickeln, unter-
fallen zukünftig der sektorspezifischen Prüfung; 
ein Beteiligungserwerb ist damit immer melde-
pflichtig und bis zur Freigabe durch das Bundes-
wirtschaftsministerium schwebend unwirksam.

 • Auskunftspflichten: Zukünftig sind alle an einem 
prüfgegenständlichen Beteiligungserwerb beteilig-
ten Unternehmen gegenüber dem Bundeswirt-
schaftsministerium auskunftspflichtig.
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Diese Änderungen stärken die Rolle des Bundeswirtschafts-
ministeriums im Prüfverfahren, bringen aber auch Erleich-
terungen für die Wirtschaft mit sich. Wenn den zuständi-
gen Behörden mehr Zeit für die erste Einschätzung eines 
Vorgangs bleibt, muss ein vertieftes Prüfverfahren unter 
Umständen gar nicht erst eröffnet werden. Auch wurde die 
Möglichkeit gestärkt, Sicherheitsbedenken mittels vertrag-
licher Vereinbarungen zwischen der Bundesregierung und 
dem Erwerber auszuräumen. Dies kann helfen, intensivere 
Eingriffe wie Auflagen oder gar die Untersagung zu vermei-
den.

EU-Initiative 

Trotz dieser Verbesserungen deckt aber auch das geänderte 
deutsche Investitionsprüfungsrecht nicht alle relevanten 
Erwerbskonstellationen ab. Das Bundeswirtschaftsministe-
rium kann nur solche Erwerbe untersagen oder mit Anord-
nungen versehen, von denen eine Gefahr für die „öffentliche 
Ordnung oder Sicherheit“ oder für „wesentliche Sicherheits-
interessen“ der Bundesrepublik Deutschland ausgeht. 
Andere Aspekte, wie der Erwerb zu (nicht) marktkonfor-

men Bedingungen oder die restriktiveren Investitionsbedin-
gungen im Herkunftsland des Erwerbers können bei der 
Prüfung hingegen nicht berücksichtigt werden. Als nicht 
marktkonform werden insbesondere Erwerbe erachtet, die 
sich maßgeblich an industriepolitischen oder geostrategi-
schen Vorgaben anderer Staaten orientieren oder von die-
sen direkt oder indirekt finanziert werden.

Eine Erweiterung des nationalen Investitionsprüfungs-
rechts um diese Aspekte wäre ohne entsprechende unions-
rechtliche Grundlage rechtswidrig.

Für Direktinvestitionen gilt die im Recht der Europäischen 
Union auch für Unionsfremde gewährleistete Kapitalver-
kehrsfreiheit, welche von den Mitgliedstaaten grundsätzlich 
nur zur Abwehr von Gefahren für die „öffentliche Ordnung 
oder Sicherheit“ eingeschränkt werden darf. Der Europäische 
Gerichtshof hat eine mögliche Betroffenheit der öffentli-
chen Ordnung oder Sicherheit bislang bei Fragen der 
Sicherstellung der Versorgung im Krisenfall, in den Berei-
chen Telekommunikation und Elektrizität oder bei der 
Gewährleistung von Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung anerkannt.

Sektorspezi�sch  (§§  60 - 62 AWV) Sektorübergreifend  (§§  55 - 59 AWV)

Meldep�icht, falls Zielunternehmen Betreiber einer kritischen Infrastruktur
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Erwerber beantragt 
Unbedenklichkeitsbescheinigung Initiativ durch BMWi

Unbedenklichkeitsbescheinigung 
BMWi

Untersagung/Anordnungen durch
BMWi mit Zust. BReg

Freigabeentscheidung
BMWi einvernehmlich
mit AA + BMVg (+BMI)

Untersagung/
Anordnungen

BMWi einvernehmlich 
mit AA + BMVg (+BMI)

Betrifft jeden ausländischen Erwerb Betrifft nur Erwerb durch Nicht-EU-/Nicht-EFTA-Ausländer

Abbildung 1: Ablauf des Prüfverfahrens im neuen Rechtsrahmen

Quelle: BMWi
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Vor diesem Hintergrund haben sich die Wirtschaftsminister 
von Deutschland, Frankreich und Italien im Februar 2017 
mit einem gemeinsamen Schreiben an die Europäische 
Kommission gewandt und diese gebeten, sich zeitnah mit 
der Frage staatlich gelenkter, strategischer Direktinvestitio-
nen von Nicht-EU-Investoren in europäische Hochtech-
nologieunternehmen sowie mit der Frage der Reziprozität 
von Investitionsbedingungen zu beschäftigen.

Ziel der Initiative ist es, die Eingriffsbefugnisse der Mit-
gliedstaaten im Kontext nicht marktkonformer Beteiligun-
gen unionsfremder Investoren an europäischen Herstellern 
und Entwicklern von Schlüsseltechnologien zu stärken. 
Auch das Europäische Parlament erkennt hier eindeutigen 
Handlungsbedarf.

Ebenso hat der Bundesrat in seiner Entschließung vom  
10. März 2017 („Ausländische Investitionen – Technologische 
Souveränität sichern“) die Bemühungen der Bundesregie-
rung für eine Verbesserung der Instrumente zum Schutz 
vor Übernahmen ausdrücklich unterstützt.

Etwas zurückhaltender hat sich der Europäische Rat vom 
22./23. Juni 2017 positioniert, begrüßt in seiner Abschluss-
erklärung aber ausdrücklich die Absicht der Europäischen 
Kommission, die „Auswirkungen von Anteilserwerben  
unionsfremder Investoren in strategisch besonders bedeut
samen Sektoren vertieft zu untersuchen“.

Um die Europäische Kommission bei ihrer Prüfung zu 
unterstützen, haben Deutschland, Italien und Frankreich 
Anfang August 2017 ein gemeinsames Konzeptpapier für 
ein europäisches Investitionsprüfungsrecht vorgelegt,  
welches die nationalen Regime ergänzen und den Mit-
gliedstaaten zusätzliche Handlungsoptionen bei nicht 
marktkonformen Erwerben oder fehlender Reziprozität 
erschließen soll.

Vorschläge der Europäischen Kommission

Am 13. September 2017 hat Kommissionspräsident Juncker 
in seiner „State-of-the-Union“-Rede einen entsprechenden 
Verordnungsentwurf angekündigt, der am 14. September 
2017 offiziell vorgestellt wurde.

Der Verordnungsentwurf der Europäischen Kommission 
richtet sich an die Mitgliedstaaten und gibt einen einheit-
lichen Rahmen für die Durchführung von Investitionsprü-
fungen vor. Unter anderem werden darin als Prüfmaßstab 

neben kritischen Infrastrukturen ausdrücklich auch kritische 
Technologien, Versorgungssicherheit sowie der Zugang zu 
und die Kontrolle von sensitiven Informationen genannt 
(Details siehe Kasten 2).

Kasten 2: Verordnungsentwurf der Europäischen  
Kommission

 • Keine obligatorische Investitionsprüfung: Aktuell 
verfügen zwölf Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union über Instrumente zur Durchführung von 
Investitionsprüfungen. Der Verordnungsvorschlag 
setzt einen einheitlichen Rechtsrahmen für diese 
Prüfungen, verpflichtet aber weder zur Durchfüh-
rung von Prüfungen noch zur Einführung entspre-
chender Instrumente.
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 • Prüfmaßstab: Der Verordnungsvorschlag erfasst 
ausschließlich Investitionsprüfungen, die sich am 
Prüfmaßstab „security or public order“ orientieren. 
Dieser Maßstab wird im Entwurf dahingehend 
konkretisiert, dass er neben kritischen Infrastruk-
turen (Energie, Transport, Raumfahrt, Kommuni-
kation, Datenspeicherung und Finanzwirtschaft) 
auch kritische Technologien (Künstliche Intelli-
genz, Robotik, Halbleiter, Informationssicherheit, 
Raumfahrt, Nukleartechnologie und Technologien 
für Dual-Use-Anwendungen) sowie die Versor-
gungssicherheit und den Zugang zu und die  
Kontrolle von sensitiven Informationen erfasst. 
Gegenstand der Prüfung sind zudem zukünftig alle 
Erwerbe, bei denen der Investor von staatlichen 
Stellen kontrolliert oder finanziell unterstützt 
wird.

 • Rolle der Europäischen Kommission: Der Mit-
gliedstaat, in dem das Zielunternehmen seinen Sitz 
hat, unterrichtet die Europäische Kommission 
zeitnah über die Eröffnung eines Prüfverfahrens. 
Die Europäische Kommission kann zu dem geprüf-
ten Erwerb eine Stellungnahme hinsichtlich der 
Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder Sicher-
heit abgeben, die vom Mitgliedstaat im Rahmen 
seiner Prüfung zu berücksichtigen ist. Macht die 
Europäische Kommission geltend, dass ein Erwerb 
geeignet ist, Projekte oder Programme von beson-
derem Unionsinteresse zu beeinträchtigen, ist die 
Stellungnahme der Europäischen Kommission 
besonders zu berücksichtigen; eine von der Stellung-
nahme abweichende Entscheidung ist gesondert 
zu begründen. Die letztendliche Entscheidungs-
befugnis verbleibt aber beim prüfenden Mitglied-
staat.

 • Beteiligung anderer Mitgliedstaaten: Der Mit-
gliedstaat, in dem das Zielunternehmen seinen Sitz 
hat, unterrichtet alle Mitgliedstaaten, die von 
einem Erwerb mitbetroffen sind, zeitnah über die 
Eröffnung des Prüfverfahrens. Die beteiligten Mit-
gliedstaaten können zu dem geprüften Erwerb 
Stellungnahmen hinsichtlich einer Gefährdung 
der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit abge-
ben, die vom prüfenden Mitgliedstaat zu berück-
sichtigen sind.

Der Verordnungsentwurf markiert den Auftakt zum 
Gesetzgebungsverfahren und wird jetzt im Europäischen 
Parlament und im Rat weiter beraten.

Bundesministerin Zypries hat die Vorschläge ausdrücklich 
begrüßt. Sie betonte, dass Europa offen für Direktinvestitio-
nen sei und auch in Zukunft bleiben werde. Offene Märkte 
dürften aber keine Einbahnstraße sein.

Dies macht auch die von der Europäischen Kommission 
zusammen mit dem Verordnungsentwurf vorgelegte Mit-
teilung „Welcoming Foreign Direct Investment while Pro
tecting Essential Interests“ deutlich, die die Ausgangssitu-
ation vertieft beschreibt, staatlich gelenkte, strategische 
Direktinvestitionen von Nicht-EU-Investoren in europäi-
sche Hochtechnologieunternehmen näher beleuchtet und 
den Aspekt der Reziprozität von Investitionsbedingungen 
aufgreift. Die Europäische Kommission kündigt darin ins-
besondere eine vertiefte Untersuchung unionsfremder 
Direktinvestitionen in der Europäischen Union sowie die 
Einsetzung einer Koordinierungsgruppe an.

Hinsichtlich einer besseren Öffnung unionsfremder Märkte 
für europäische Investoren verweist die Europäische  
Kommission auf die Handels- und Investitionspolitik der 
EU und insbesondere auf ihre Mitteilung „Trade for All: 
Towards a more responsible trade and investment policy“ 
vom 14. Oktober 2015.

Ausblick

Mit den am 18. Juli 2017 in Kraft getretenen Änderungen 
der Außenwirtschaftsverordnung hat die öffentliche Auf-
merksamkeit für Fragen der außenwirtschaftlichen Investi-
tionsprüfung spürbar zugenommen.

Dieser Effekt dürfte sich mit den jetzt vorgestellten Rege-
lungsvorschlägen der Europäischen Kommission noch  
einmal deutlich verstärken.

Tendenziell ist davon auszugehen, dass die vorstehend 
beschriebenen Maßnahmen die Zahl der prüfungsrelevan-
ten Vorgänge erhöhen werden. Die veränderten Rahmen-
bedingungen sollten daher bei der Planung neuer Projekte 
angemessen berücksichtigt und im Zweifel frühzeitig der 
Kontakt mit den zuständigen Stellen gesucht werden.

Kontakt: Christine Hochstatter und Jürgen Seitel
Referat: Investitionsprüfungen
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Neue Perspektiven für den Einzelhandel
Die Ergebnisse der Dialogplattform Einzelhandel

Ausgangslage im Einzelhandel

Der Einzelhandel steckt seit Jahren in einem tief greifenden 
Strukturwandel. Die Gründe dafür liegen auf der Hand: 
Digitalisierung, steigender Wettbewerbsdruck, verändertes 
Käuferverhalten, demografische Entwicklung, wachsender 
Online-Handel. Zu Beginn der 90er Jahre führten die Ver-
drängung inhabergeführter Geschäfte des Einzelhandels 
durch Filialen größerer Handelsunternehmen (so genannte 
Filialisierung) und der Erfolg von Großflächenkonzepten 
dazu, dass der Anteil kleinbetrieblicher Fachgeschäfte im 
Gesamtmarkt kontinuierlich abnahm. Inzwischen ist mit 
dem Online-Handel ein weiterer Wettbewerber für die mit-
telständischen Fachhandelsunternehmen hinzugekommen, 
der so schnell wächst, dass er im Jahr 2016 bereits rund 
zehn Prozent des gesamten deutschen Einzelhandelsvolu-
mens ausmachte.

Der Strukturwandel fordert den stationären Einzelhandel 
in verschiedenster Hinsicht heraus. Die Folgen des Struk-
turwandels im Einzelhandel spüren aber nicht nur die 
Händler. Die zunehmende Digitalisierung und der wach-
sende Online-Handel haben auch gravierende gesellschaft-
liche Auswirkungen. Die handels-, freizeit- und gastrono-
miebezogene Vielfalt insbesondere in kleineren Städten 
und im ländlichen Raum nimmt immer stärker ab – man-
cherorts drohen Innenstädte zu veröden, auf dem Land ist 
die Nahversorgung zunehmend gefährdet. Vor diesem Hin-
tergrund hat das Bundeswirtschaftsministerium Anfang 
2015 die Dialogplattform Einzelhandel ins Leben gerufen.

Wie mache ich mein Unternehmen fit für die Digitalisierung? Wie können die ersten Schritte ins Internet aussehen? Wie 
gewinne ich neue Mitarbeiter und welcher Weiterbildungs- und Qualifizierungsbedarf besteht in der zunehmend digitalisier-
ten Welt? Welche Auswirkungen hat der digitale Wandel im Einzelhandel auf die Lebensqualität in unseren Städten und 
ländlichen Regionen? Antworten auf diese und andere Fragen, die sich dem Einzelhandel heute stellen, haben Expertinnen 
und Experten im Rahmen der vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ins Leben gerufenen Dialogplattform Ein-
zelhandel erarbeitet.
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Zielsetzung und Arbeitsweise der Dialogplatt-
form Einzelhandel

Die Idee hinter der Dialogplattform Einzelhandel: Alle 
betroffenen Gruppen – Unternehmen, Verbände, Bund, 
Länder und Kommunen, Kammern, Gewerkschaft und 
Wissenschaft – setzen sich an einen Tisch und erarbeiten 
gemeinsam Perspektiven für den Einzelhandel. Dabei  
werden die Auswirkungen auf alle betroffenen Gruppen  
in den Blick genommen.

Der Dialogprozess konzentrierte sich auf die folgenden 
fünf Themenfelder:

 • Digitalisierung und technologische Herausforderungen

 • Perspektiven für den ländlichen Raum

 • Perspektiven für eine lebendige Stadt

 • Perspektiven für Arbeit und Berufe

 • Wettbewerbspolitik

In insgesamt 16 Workshops diskutierten ausgewählte 
Expertinnen und Experten darüber, wie die Innenstädte 
vital und anziehend gestaltet und wie die Bedingungen  
für die Nahversorgung auf dem Land verbessert werden 
können. Darüber hinaus ging es auch darum, was die 
Händler selbst tun können, um sich am Markt zu behaup-
ten, und auf welche neuen Anforderungen sich die 
Beschäftigten einzustellen haben. Das Thema Digitalisie-
rung stand dabei häufig im Mittelpunkt. Begleitet wurde 
das zweieinhalb Jahre dauernde Projekt durch das Institut 
für Handelsforschung (IFH Köln), das u. a. Erkenntnisse  
aus der Markt- und Konsumentenforschung einbrachte 
und die Workshops leitete. Ein projektbegleitender Beirat 
definierte Themen, formulierte fachliche Empfehlungen 
und bewertete die Ergebnisse aus gesamtwirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Sicht.

Digitalisierung 

Demogra�scher Trend 

Verändertes
Kaufverhalten

Konsumrelevante
Werte, Einstellungen,
Verhaltensweisen, ...   

Formate 
Of�ine
Online

Stand-
ortlage  

Preis-
lagen

Veränderung der
Handelslandschaft 

Einzelhandel 

Städte 

Gemeinden 

Arbeitswelt 

Wettbewerb 

Konsequenzen für… 

Wandel Marktstruktur 

Branchen

funktionell,
institutionell  

Grafik 1: Einflussfaktoren auf den Handel heute und morgen

Quelle: IFH Institut für Handelsforschung, Köln
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Die wichtigsten Ergebnisse:

1. Einzelhandel digitalisieren und zukunftsfähig machen

Eine Grundvoraussetzung für die Digitalisierung des Ein-
zelhandels ist der flächendeckende Breitbandausbau, den 
die Bundesregierung bereits mit einer Reihe von Maßnah-
men – z. B. dem Breitbandförderprogramm des Bundes 
oder dem DigiNetz-Gesetz – adressiert.

Die Händler sind nun gefordert, klar durchdachte Digitali-
sierungsstrategien für unternehmensinterne Prozesse zu 
erstellen. So sind etwa interne Warenwirtschaftssysteme 
unabdingbar, um in der Online-Welt bestehen zu können. 
Aber auch die externe, auf die Kundinnen und Kunden 
gerichtete Digitalisierung ist unerlässlich, wenn der Einzel-
handel im Zeitalter der Digitalisierung bestehen will. Digi-
tale Angebote ermöglichen es Händlern, Kundenzufrieden-
heit und -bindung zu erhöhen und auf die veränderten 
multimedialen Konsumgewohnheiten einzugehen. Das 
digitale Sammeln und Nutzen von Kundendaten kann in 
einer besseren Kundenbetreuung münden.

In jedem Fall ist der digitale Wandel nur mit einem hohen 
Einsatz von finanziellen wie personellen Ressourcen zu 

In insgesamt 16 Workshops diskutierten ausgewählte 
Expertinnen und Experten darüber, wie die Innenstädte 
vital und anziehend gestaltet und wie die Bedingungen  
für die Nahversorgung auf dem Land verbessert werden 
können. Darüber hinaus ging es auch darum, was die 
Händler selbst tun können, um sich am Markt zu behaup-
ten, und auf welche neuen Anforderungen sich die 
Beschäftigten einzustellen haben. Das Thema Digitalisie-
rung stand dabei häufig im Mittelpunkt. Begleitet wurde 
das zweieinhalb Jahre dauernde Projekt durch das Institut 
für Handelsforschung (IFH Köln), das u. a. Erkenntnisse  
aus der Markt- und Konsumentenforschung einbrachte 
und die Workshops leitete. Ein projektbegleitender Beirat 
definierte Themen, formulierte fachliche Empfehlungen 
und bewertete die Ergebnisse aus gesamtwirtschaftlicher 
und gesellschaftlicher Sicht.

bewältigen. Kostenintensive Investitionen in Systeme und 
Prozesse sind ebenso notwendig wie die entsprechende 
Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter. Schließlich empfehlen die Expertinnen und Exper-
ten der Dialogplattform den Unternehmen, eine klare  
Digitalisierungsstrategie zu erarbeiten, die diese Aspekte 
umfasst.

2. Attraktive und lebendige Städte durch Digitalisierung, 
Multifunktionalität und Kooperation der innerstädtischen 
Akteure

Der Einzelhandel spielt eine wesentliche Rolle, wenn es  
um die Vitalität und die Attraktivität einer Innenstadt  
geht. Das Einkaufsmotiv stellt den mit Abstand wichtigsten 
Grund für den Besuch einer Innenstadt dar. Ein ausgewo-
gener und bedarfsgerechter Branchen- und Geschäftsmix 
ist insofern von zentraler Bedeutung, wenn es darum geht, 
die Attraktivität einer Innenstadt zu bewerten.

Die Digitalisierung kann von allen Akteuren genutzt wer-
den, um die Standortattraktivität von Städten für Besuche-
rinnen und Besucher sowie für die vor Ort lebenden Bür-
gerinnen und Bürger zu erhöhen. Unter anderem wird den 

Ableitung von Lösungsansätzen und Ergebnisveröffentlichung 

Teilnahme möglichst vieler Akteursgruppen des Einzelhandels  

Fünf themenbezogene Workshop-Reihen   
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Grafik 2: Organisation der „Dialogplattform Einzelhandel“

Quelle: IFH Institut für Handelsforschung, Köln
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Städten empfohlen, sich digital zu vernetzen und digital 
auffindbar zu sein, beispielsweise auf einer Online-Plattform. 
Digitale Services sollten angeboten werden, um die Wege-
führung in Städten zu verbessern, Besucherinnen und 
Besucher vorab zu informieren oder Bestell- und Abhol-
angebote anzubieten. Die Expertinnen und Experten emp-
fehlen den Kommunen, einen „digitalen Kümmerer“ zu 
etablieren, der sicherstellt, dass die Maßnahmen der ver-
schiedenen Akteure zum Nutzen aller Beteiligten ineinan-
dergreifen.

Darüber hinaus sollten die Kommunen innerstädtische 
Konzepte entwickeln, die die Multifunktionalität der Stadt 
in den Bereichen Wohnen, Einkaufen, Freizeit, Dienst-
leistung, Bildung und Produktion spiegeln und ausbauen. 
Dafür ist eine gute Zusammenarbeit aller innerstädtischen 
Akteure notwendig. Das City- und Stadtmarketing sowie 
Quartiersmanagement sollten daher gestärkt werden. Klas-
sische Themen wie Verkehrsanbindung, Barrierefreiheit, 
Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit dürfen nicht vernach-
lässigt werden. Drohender Leerstand sollte frühzeitig anti-
zipiert werden. Fortgeschrittenem Leerstand kann mit 
Umstrukturierungs- und Verdichtungsprozessen begegnet 
werden. Aus Sicht der Expertinnen und Experten können 
„Business Improvement Districts“ eine Option sein, um die 
Attraktivität von Einkaufsstraßen zu verbessern. In diesen 
räumlich klar umrissenen Bereichen versuchen die betrof-
fenen Grundeigentümer – in Abstimmung mit der Stadt 
und mit den Gewerbetreibenden – die Standortqualität 
zum eigenen Vorteil durch Maßnahmen zu verbessern,  

die aus dem Aufkommen einer selbst auferlegten und zeit-
lich befristet erhobenen Abgabe finanziert werden.

3. Nahversorgung im ländlichen Raum durch Stärkung der 
regionalen Identität, Bildung von Versorgungsknotenpunk-
ten und Digitalisierung verbessern

Bevölkerungsrückgang, Landflucht, die Alterung der Bevöl-
kerung, veränderte Ansprüche der Verbraucherinnen und 
Verbraucher an Sortimentsbreite und -tiefe sowie zuneh-
mende Mobilität führen dazu, dass sich der Handel mit 
Produkten des täglichen Bedarfs aus kleineren Orten in 
ländlichen Regionen zurückzieht. Vor diesem Hintergrund 
gilt es, die Nahversorgung durch passende Konzepte und 
Maßnahmen zu stärken. Die Expertinnen und Experten der 
Dialogplattform weisen in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass eine starke regionale bzw. lokale Identität einer 
der Grundpfeiler für den Erfolg von Nahversorgungskon-
zepten jeder Art ist. Deshalb sollten Bürgerinnen und Bür-
ger frühzeitig in alle wesentlichen Entscheidungsprozesse 
einbezogen werden.

Die Digitalisierung kann zu einer Verbesserung der Versor-
gung auf dem Land beitragen. Dafür ist eine flächende-
ckende Breitbandversorgung unverzichtbar. Dann könnten 
stationäre Händler über den Aufbau eines Online-Kanals 
am Boom des Online-Handels partizipieren. Auch Netz-
werke für die Zusammenarbeit von Leistungserbringern 
jeder Art können die Nahversorgung verbessern, wie bspw. 
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„Nachbarschaftshilfe“ von Verbrauchern, Bring- und Abhol-
services, digitales Shopping für den täglichen Bedarf. Aller-
dings sollten Bund und Länder ihre Programme zur Förde-
rung digitaler Anwendungen in ländlichen Räumen nach 
Auffassung der Expertinnen und Experten besser koordi-
nieren.

Einen großen Einfluss auf die Entwicklungsspielräume der 
Gemeinden haben die landesplanerischen Zielvorgaben, die 
für die kommunale Bauleitplanung verbindlich sind. Für 
ländliche Regionen sind diese nach Meinung der Expertinnen 
und Experten oftmals zu starr gefasst. Um den Kommunen 
einen größeren Spielraum bei Entscheidungen über die 
Ansiedlung von Lebensmitteleinzelhandel zu geben, sollten 
die landesplanerischen Ziele zur Steuerung des Lebensmit-
teleinzelhandels in ländlichen Räumen flexibilisiert werden. 
Gemeinden, die aufgrund fehlender Größe keine tragfähige 
Nahversorgung aufrechterhalten können, sollten mit 
benachbarten Gemeinden kooperieren, um Versorgungs-
knotenpunkte zu bilden.

4. Beschäftigte innovativ rekrutieren, digital qualifizieren 
und durch Empathie an das Unternehmen binden

Handelsunternehmen wird empfohlen, bei der Rekrutierung 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern neue Wege zu 
gehen und verstärkt auf digitale Kanäle zu setzen – insbe-
sondere dann, wenn eine junge Zielgruppe angesprochen 
werden soll. Um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu  
binden, wird Unternehmen empfohlen, innovative und  
flexible Arbeitszeitmodelle zur Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf anzubieten und Tarifverträge zu überprüfen.

Der Gesetzgeber sollte nach Auffassung der Expertinnen 
und Experten Gesetzesregelungen daraufhin überprüfen, 
ob sie neue Formen der Arbeitszeit- und Arbeitsplatzgestal-
tung behindern. Arbeitgeber und Gewerkschaften sollten 
sich gemeinsam um bessere Rahmenbedingungen für 
Arbeitnehmer im Einzelhandel bemühen, auch um das 
Image der Branche zu verbessern.

Die zunehmende Digitalisierung erfordert, dass Unterneh-
men verstärkt in die entsprechende Qualifizierung ihres 
Personals investieren. Die Expertinnen und Experten der 
Dialogplattform empfehlen Unternehmen sowie Auszubil-
denden daher die modernisierten und um digitale Inhalte 
ergänzten Ausbildungsberufe „Verkäufer/Verkäuferin und 
Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel“ ebenso wie den im 
Sommer 2018 startenden Beruf „Kaufmann/Kauffrau im 
E-Commerce“ zu nutzen.

5. Fairen Wettbewerb zwischen Online- und Offline-Handel 
sichern und neue Regelungen gegen Abmahnmissbrauch 
schaffen

Die Chancengleichheit der Verkaufskanäle, stationär und 
online, wird als wesentliches Element für die Zukunft des 
Einzelhandels gesehen. Hersteller sind gefordert, gegenüber 
Händlern objektive und diskriminierungsfreie Distributions-
kriterien für ihre Produkte zu definieren. Händler sollten 
gegenüber Herstellern ihre Leistungen für den Vertrieb 
herausstellen. Im Rahmen des europäischen Wettbewerbs-
rechts und der Gruppenfreistellungsverordnung sollten  
die Marktteilnehmer die gesetzlichen Spielräume nutzen, 
damit ihre Leistungen entsprechend honoriert werden.

Kanalabhängige Wettbewerbsverzerrungen und Zugangs-
barrieren sind aus Sicht der Expertinnen und Experten zu 
vermeiden. Zudem sollte Planungssicherheit durch Konti-
nuität in der Gesetzgebung sichergestellt werden. Das Pro-
duktsicherheitsrecht muss aus Expertensicht angepasst 
werden, damit sich in Zukunft Plattformbetreiber nicht  
der Produktverantwortung entziehen können.

Das Regelwerk für lauterkeitsrechtliche Abmahnungen 
sollte ferner reformiert werden, damit Abmahnmissbrauch 
verhindert wird. Den Händlern sollen Umsetzungshilfen  
zu den Verbraucherinformationspflichten an die Hand 
gegeben werden.
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Ausblick

Die Handelslandschaft wird sich auch in den kommenden 
Jahren weiter deutlich verändern. Dies birgt Herausforde-
rungen, aber auch Chancen.

Die Verbraucherinnen und Verbraucher konsumieren zuneh-
mend digital. Dies wird das Einkaufsverhalten weiter ver-
ändern. Die zunehmende Digitalisierung der Unternehmen 
beeinflusst die gesamte Lieferkette, alle Phasen des Kauf-
prozesses bis hin zum Bezahlprozess. Auch dem Datenma-
nagement wird weiterhin eine bedeutende Rolle zukommen. 
Neben dem Sammeln der Kunden- und Prozessdaten wird 
die automatisierte Datennutzung (Smart Data) verbreitet 
Einsatz finden. Diese Entwicklung fördert eine verstärkte 
Plattformökonomie im Handel, bei der wenige Marktplatz-
anbieter Vermittlungsfunktionen übernehmen. Dies wiede-
rum macht es für Herstellerunternehmen attraktiv, einen 
direkten Vertrieb zu forcieren – zulasten der etablierten 
Handelsunternehmen.

Gerade im Einzelhandel wird damit gerechnet, dass das 
Internet der Dinge im Zusammenhang mit automatischen 
Machine-to-Machine-Prozessen ein großes Potenzial haben 
wird. Auch die sich noch in der Anfangsphase befindliche 
Technologie der Sprachsteuerung wird für den Einzelhan-
del wichtig. In der Marktstruktur werden sich neue Anbie-
ter finden und positionieren. Etablierte Unternehmen und 
Start-ups werden mit Innovationen im Wettbewerb um 
Marktanteile stehen.

All dies unterstreicht, dass die Einzelhandelsbranche weiter-
hin einen großen Veränderungsdruck erleben wird. Wich-
tig sind aus Sicht der Expertinnen und Experten der Platt-
form Einzelhandel deshalb Rahmenbedingungen für alle 
Marktteilnehmer, die es erlauben, kreative Kräfte freizuset-
zen, Innovationen zu entwickeln und umzusetzen. Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer müssen gute und faire 
Arbeitsbedingungen vorfinden. Im Zuge der zunehmenden 
Datensammlung und -verarbeitung gilt es, die Interessen 
der Unternehmen mit den Interessen der Verbraucher nach 
Schutz der Privatsphäre in Einklang zu bringen.

Die Umsetzung der Empfehlungen der Dialog-
plattform Einzelhandel

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie macht 
sich dafür stark, dass die Erkenntnisse und Empfehlungen 
der Dialogplattform Einzelhandel genutzt und umgesetzt 
werden.

Der Bund setzt sich bereits intensiv mit den an ihn gerich-
teten Empfehlungen auseinander und prüft ihre Umsetz-
barkeit. Alle anderen Gruppen, an die sich die Empfehlun-
gen richten, also die Unternehmen, Länder, Kommunen, 
Verbände, Kammern etc., werden ermuntert, sich ebenfalls 
mit den Erkenntnissen auseinanderzusetzen.

Darüber hinaus erarbeitet das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie auf Basis der Handlungsempfeh-
lungen ein Konzept für ein Kompetenzzentrum für den 
Handel. Das Kompetenzzentrum soll insbesondere kleinen 
und mittelständischen Händlern praxisnahe Unterstützung 
anbieten. Gleichzeitig soll das Kompetenzzentrum ein 
Forum für die Fortsetzung des Dialogs sein.

Infokasten: Weiterführende Informationen

Alle Ergebnisse der Dialogplattform, der zusammen-
fassende Abschlussbericht „Neue Perspektiven für  
den Einzelhandel“, die Berichte zu den fünf Workshop- 
Reihen und die Zusammenfassungen der Einzel- 
Workshops sind über die Website des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Energie abrufbar:  
www.dialogplattform-einzelhandel.de

Darüber hinaus hat das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie ein online zugängliches Wissens-
archiv der „Dialogplattform Einzelhandel“ eingerich-
tet. Es hält weiterführende Informationen und unter-
schiedlichste Anregungen zu verschiedenen Themen-
feldern.

Kontakt: Manfred Rupprich
Referat: Handel und Werbewirtschaft
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Produktivität in Deutschland –  
Messbarkeit und Entwicklung
Ergebnisse des Forschungsgutachtens des IfW im Auftrag des BMWi und BMF1

1. Einleitung

Die gesamtwirtschaftliche Produktivität einer Volkswirt-
schaft ist eine zentrale Determinante für ihr langfristiges 
Wachstumspotenzial. Im Zuge der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise hat sich das Trendwachstum der Produk-
tivität in fast allen entwickelten Volkswirtschaften spürbar 
abgeschwächt. In Deutschland weist das Wachstum der 
gesamtwirtschaftlichen Produktivität in Deutschland bereits 
seit Mitte der 90er Jahre einen rückläufigen Trend auf. Dies 
wirft die Frage nach den dahinterliegenden Ursachen auf – 
insbesondere vor dem Hintergrund der Sorge, dass die 
Wachstumsstärke Deutschlands durch strukturelle Gründe 
gefährdet sein könnte. Dies war Anlass für das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie, gemeinsam mit dem 
Bundesministerium der Finanzen ein Forschungsgutachten 
in Auftrag zu geben, mit dem Ziel, die Ursachen für die 
unterschiedliche Entwicklung der Produktivität auch im 
internationalen Vergleich herauszuarbeiten. Der umfas-
sende Endbericht des Instituts für Weltwirtschaft (IfW) Kiel 
wurde nun veröffentlicht2. Zentrale Ergebnisse werden im 
folgenden Artikel zusammengefasst.

1 Dieser Artikel wird auch im Monatsbericht Oktober 2017 des BMF veröffentlicht. 
2  Institut für Weltwirtschaft (IfW), Produktivität in Deutschland – Messbarkeit und Entwicklung (2017), Endbericht zum Forschungsvorhaben 

fe 16/15 des Bundesministeriums der Finanzen und des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, www.ifw-kiel.de.

2. Empirische Befunde

2.1. Entwicklung der Produktivität in Deutschland

In Deutschland war das Wachstum der Arbeitsproduktivi-
tät, gemessen als Bruttoinlandsprodukt (BIP) je Arbeits-
stunde, im Zeitraum von 1990 bis 2015 in der Tendenz zwar 
positiv; die Zuwachsraten schwächten sich jedoch in die-
sem Zeitraum deutlich ab (Abbildung 1). Wurden Anfang 
der 90er Jahre – aufgrund des Wiedervereinigungsbooms – 
noch vergleichsweise hohe Raten von deutlich über 2 Pro-
zent verzeichnet, so stieg die Arbeitsproduktivität in den 
vergangenen Jahren nur noch mit rund 0,6 Prozent. Insbe-
sondere im Zuge der Finanzkrise brach die Arbeitsproduk-
tivität in Deutschland im Jahr 2009 deutlich ein (-2,6 Pro-
zent). Noch deutlicher sank die Arbeitsproduktivität in dem 
Jahr gemessen auf Grundlage der Erwerbstä tigenzahlen 
(-5,7 Prozent). Dieser Unterschied spiegelt die spürbar 
gesunkene Arbeitszeit pro Erwerbstätigen in diesem Jahr 
wider.

Seit Mitte der 90er Jahre weist das Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Produktivität in Deutschland einen rückläufigen 
Trend auf. Was sind die Ursachen hierfür? Gefährdet diese Entwicklung die Wachstumsstärke Deutschlands? Das Institut für 
Weltwirtschaft (IfW) Kiel hat zu diesen Fragen im Auftrag von Bundesfinanz- und Bundeswirtschaftsministerium eine Studie 
vorgelegt.
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Kasten 1: Produktivität

Die Produktivität als abgeleitete Größe der Inlands-
produktberechnung gilt als wichtige Kennziffer der 
Wachstumsstärke einer Volkswirtschaft. Steigende 
Produktivität bedeutet, dass mit gleichem Einsatz der 
Produktionsfaktoren Arbeit oder Kapital mehr Güter 
und Dienstleistungen produziert werden. Die häufig 
betrachtete Arbeitsproduktivität wird durch das Ver-
hältnis von Arbeitseinsatz (Zahl der Erwerbstätigen 
oder der geleisteten Arbeitsstunden) im Verhältnis zum 
Output, i. d. R. zum BIP, definiert. Dagegen beschreibt 
die Totale Faktorproduktivität die Effizienz des Zusam-
menwirkens aller am Produktionsprozess beteiligten 
Produktionsfaktoren, weswegen die Veränderung der 
TFP oft als technischer Fortschritt interpretiert wird.

Auch bei der Totalen Faktorproduktivität (TFP, siehe Kas-
ten) verzeichnet Deutschland seit Anfang der 1990er Jahre 
eine fallende Trendwachstumsrate. In den 1990er Jahren 
stieg die TFP noch mit merklich über 1 Prozent pro Jahr, 
seit der Jahrtausendwende nur noch mit durchschnittlich 
0,6 Prozent. Insbesondere in den vergangenen drei Jahren 
war der durchschnittliche Anstieg mit nur rund 0,4 Prozent 
gering. Die Entwicklung der TFP ähnelt dabei stark der 
Entwicklung der Arbeitsproduktivität.

Mit Blick auf die sektorale Produktivitätsentwicklung zeigt 
sich, dass insbesondere aus den Sektoren „Produzierendes 
Gewerbe“, „Handel, Verkehr und Gastgewerbe“ (HVG) sowie 
„Information und Kommunikation“ positive Beiträge zur 
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsentwicklung in 
Deutschland ausgehen. Andere Sektoren sind entweder zu 
klein, um die gesamtwirtschaftliche Produktivität nennens-
wert zu beeinflussen (Landwirtschaft), oder weisen eine  
stagnierende oder gar rückläufige Produktivität auf (Bau-
wirtschaft, Finanz- und Versicherungsdienstleister, Unter-
nehmensdienstleister). Das niedrigere Produktivitätswachs-
tum in den vergangenen Jahren ist im Wesentlichen auf 
eine Verlangsamung des Wachstums im Produzierenden 
Gewerbe und im HVG-Sektor zurückzuführen. Die auch  
im internationalen Vergleich sehr schwache Entwicklung 
der Produktivität bei den Unternehmensdienstleistungen 
hat sich hingegen zuletzt eher verbessert.

Kasten 2: Zur Unsicherheit bei der Messung von  
Produktivität

Die Messung von Produktivität unterliegt einer Reihe 
von methodischen und statistischen Problemen und 
Unsicherheiten, die aber laut Auftragnehmern nicht 
ursächlich für den fallenden Trend im Produktivitäts-
wachstum sind. Hierbei sind drei wesentliche Probleme 
zu unterschieden:
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Abbildung 1: Produktivitätsentwicklung in Deutschland nach Sektoren

Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen des IfW.
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a) Geschätzte nominale und reale Wertschöpfung 
bei Aktivitäten ohne Markttransaktionen  
Für eine Reihe von Wirtschaftsaktivitäten, die in die 
Berechnung des Bruttoinlandsproduktes eingehen, 
finden keine beobachtbaren Markttransaktionen 
statt. Daher müssen sowohl Preise als auch Men-
gen geschätzt werden. Dies betrifft z. B. unterstellte 
Mieten für selbstgenutztes Wohneigentum, die als 
bedeutender Posten in die Bruttowertschöpfung 
des Wirtschaftsbereiches Grundstücks- und Woh-
nungswirtschaft eingehen. Auch im öffentlichen 
Sektor stößt die Produktivitätsmessung an Gren-
zen, da definitionsgemäß oftmals keine Marktbe-
ziehungen bestehen und so die Bedingungen für 
die Wertschöpfungsberechnung nicht erfüllt sind. 
Des Weiteren bestehen hohe Unsicherheiten bei 
der Abschätzung der nicht sichtbaren Wertschöp-
fung des Finanzsektors (Financial Intermediation 
Services Indirectly Measured – FISIM), von Versi
cherungsleistungen sowie aus Berücksichtigung 
von so genannten Querfinanzierungsmodellen.

b) Deflationierung von Input- und  
Output-Komponenten  
Die Preisbereinigung der nominalen Wertschöp-
fung hat eine überragende Bedeutung für die  
Produktivitätsberechnung. Da die wahren Preise 
der Bruttowertschöpfung häufig nicht bekannt 
sind, entsteht durch die Approximierung anhand 
von Warenkorbkonzepten immer eine Unschärfe. 
Zudem wird die Aussagekraft der Preisindizes 
durch Qualitätsänderungen von Input- und Out-
put-Komponenten beeinflusst. Ein Beispiel hierfür 
sind die sich schnell entwickelnden Informations- 
und Kommunikationstechnologien. Um sich ver-
ändernde Produktqualitäten zu berücksichtigen, 
gibt es eine Reihe von Bereinigungsverfahren, die 
den Effekt von Qualitätsverbesserungen in der 
Deflationierung berücksichtigen. Bei so genannten 
hedonischen Methoden wird mit Hilfe von Regres-
sionsanalysen der Preis eines Gutes durch mess-
bare Produkteigenschaften erklärt. Gleichwohl ist 
auch die Hedonik nur ein approximatives Verfah-
ren zur Bereinigung von Qualitätsänderungen.

c) Erfassung des Faktoreinsatzes  
Eine adäquate Berechnung von Produktivitäts-
maßen setzt voraus, dass die statistische Erfassung 
der eingesetzten Produktionsfaktoren und deren 
Zuordnung nach Wirtschaftszweigen korrekt erfolgt. 

Mit Blick auf die sektorale Produktivitätsentwicklung zeigt 
sich, dass insbesondere aus den Sektoren „Produzierendes 
Gewerbe“, „Handel, Verkehr und Gastgewerbe“ (HVG) sowie 
„Information und Kommunikation“ positive Beiträge zur 
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsentwicklung in 
Deutschland ausgehen. Andere Sektoren sind entweder zu 
klein, um die gesamtwirtschaftliche Produktivität nennens-
wert zu beeinflussen (Landwirtschaft), oder weisen eine  
stagnierende oder gar rückläufige Produktivität auf (Bau-
wirtschaft, Finanz- und Versicherungsdienstleister, Unter-
nehmensdienstleister). Das niedrigere Produktivitätswachs-
tum in den vergangenen Jahren ist im Wesentlichen auf 
eine Verlangsamung des Wachstums im Produzierenden 
Gewerbe und im HVG-Sektor zurückzuführen. Die auch  
im internationalen Vergleich sehr schwache Entwicklung 
der Produktivität bei den Unternehmensdienstleistungen 
hat sich hingegen zuletzt eher verbessert.

Kasten 2: Zur Unsicherheit bei der Messung von  
Produktivität

Die Messung von Produktivität unterliegt einer Reihe 
von methodischen und statistischen Problemen und 
Unsicherheiten, die aber laut Auftragnehmern nicht 
ursächlich für den fallenden Trend im Produktivitäts-
wachstum sind. Hierbei sind drei wesentliche Probleme 
zu unterschieden:

Bei der Erfassung gibt es aber Unsicherheiten durch 
die verwendeten Statistiken. Zudem gibt es für die 
Kapitalstockmessung keine Bestandserhebung, 
sondern die Bestände werden modellgestützt mit 
der Perpetual-Inventory-Methode kumulativ fort-
geschrieben. Die Zuordnung von Produktionsfak-
toren auf einzelne Wirtschaftszweige wird u. a. 
durch Leasingaktivitäten und Arbeitnehmerüber
lassung (Zeitarbeit) verzerrt. Zeitarbeitnehmer 
sowie die von ihnen erbrachte Wertschöpfung 
werden gemäß Vertragskonzept im Wirtschafts-
zweig „Überlassung von Arbeitskräften“ statistisch 
erfasst. Auch im Falle von Leasing wird der Kapi-
talstock im Wirtschaftszweig „Vermietung von 
beweglichen Sachen“ statistisch erfasst und nicht 
bei dem wirtschaftlichen Nutzer. Die z. T. hohe 
Unsicherheit bei der Erfassung der Produktions-
faktoren zeigt sich auch in den Revisionen, denen 
die Arbeitsproduktivität unterliegt.

Schließlich ist bei internationalen Produktivitätsver
gleichen zu beachten, dass sich die Ergebnisse auf-
grund von Unterschieden in der Methodik und der 
zugrundeliegenden Datenqualität unterscheiden  
können. So sind Daten zum Kapitalstock oder den 
Kapitaldiensten international nur eingeschränkt ver-
gleichbar, da sich die Annahmen und Schätzmetho-
den zwischen den nationalen statistischen Ämtern 
zum Teil unterscheiden. Auch werden hedonische 
Qualitätsbereinigungsverfahren in den einzelnen 
Ländern in unterschiedlichem Umfang genutzt.
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2.2. Entwicklung der Produktivität im internationalen Vergleich

Der verlangsamte Anstieg der Arbeitsproduktivität findet 
sich – insbesondere seit der globalen Finanz- und Wirt-
schaftskrise – auch bei den OECD-Ländern insgesamt. Hier 
schwächte sich die Rate von durchschnittlich 1,9 Prozent 
im Zeitraum 2000 – 2005 auf 0,9 Prozent im Zeitraum 2010 
– 2015 ab. Im Jahr 2014 war der Anstieg der Arbeitsproduk-
tivität in der OECD insgesamt und bei allen hier betrachte-
ten Ländern sogar geringfügig niedriger als in Deutschland. 

Ursächlich für dieses prozyklische Muster war eine (mehr 
oder weniger stark ausgeprägte) „Hortung“ von Arbeits-
kräften in Ländern wie Deutschland, dem Vereinigten 
Königreich oder Italien während der Rezession, d. h. ein im 
Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt unterproportionaler 
Rückgang der geleisteten Arbeitsstunden. In den Vereinig-
ten Staaten und Spanien hingegen wurden die Arbeitsstun-
den überproportional abgebaut, so dass die Arbeitsproduk-
tivität während der Krisenperiode zunahm (so genannte 
„Entlassungsproduktivität“).
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Abbildung 2: Entwicklung der Arbeitsproduktivität im internationalen Vergleich (in Prozent)

Quelle: OECD Productivity Statistics, Berechnungen des IfW.
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Die Totale Faktorproduktivität (TFP) in den Industrielän-
dern weist einen ähnlichen Trend wie die Arbeitsprodukti-
vität auf. So ist das Trendwachstum der TFP in den Ver-
einigten Staaten und im Vereinigten Königreich seit der 
Jahrtausendwende rückläufig. Auffallend ist wiederum, 
dass in den Vereinigten Staaten auch die nicht geglättete 
Veränderungsrate während der Finanzkrise nur minimal 
negative Werte aufweist, während das Vereinigte König-
reich und insbesondere Italien starke Einbrüche verzeich-
neten. Spanien und Italien sind die beiden Länder mit der 
niedrigsten durchschnittlichen TFP-Veränderungsrate seit 
Beginn der 1990er Jahre; in den Jahren ab 2000 ist diese im 
Durchschnitt sogar leicht negativ. Die Wachstumsrate des 
BIP war in Spanien allerdings in beiden Zeiträumen höher 
als beispielsweise in Deutschland und nur wenig niedriger 
als der OECD-Durchschnitt. Auffällig ist zudem, dass die 
Volatilität der TFP-Veränderungsraten in den betrachteten 
Ländern jeweils niedriger ist als die Wachstumsrate des BIP. 
Hinter dieser Entwicklung stehen Schwankungen insbeson-
dere beim Arbeitsvolumen.

3. Ökonomische Erklärungsansätze

Die Forscher haben im Rahmen des Gutachtens unter-
schiedliche Erklärungsansätze für die im Trend seit Mitte 
der 1990er Jahre rückläufige Arbeitsproduktivität in 
Deutschland untersucht und insgesamt fünf maßgebliche 
Faktoren identifiziert: auslaufende Effekte der deutschen 
Wiedervereinigung, den hierzulande eher schwachen 
Impuls durch die Digitalisierung, die demografische Ent-
wicklung, den sektoralen Strukturwandel und insbeson-
dere Kompositionseffekte im Zuge des „deutschen Arbeits-
marktwunders“.

Deutsch-deutsche Wiedervereinigung

Im Zuge der deutschen Wiedervereinigung war es zu einem 
starken Anstieg des Produktivitätswachstums gekommen 
(Aufholwachstum). Die Normalisierung nach dem Boom 
dämpfte das Produktivitätswachstum in den Jahren nach 
1995. Diese Entwicklung wurde maßgeblich vom Immobi-
liensektor und den staatlichen Dienstleistungen geprägt. In 
den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung haben die 
Wirtschaftsbereiche Grundstücks- und Wohnungswesen 
sowie die öffentlichen Dienstleister besonders stark zum 
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätswachstum beigetragen.

Digitalisierung

Im Vergleich zu den USA weist die Digitalisierung in 
Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre einen wesentlich 
geringeren Beitrag zum Produktivitätswachstum aus. Dies 
gilt sowohl für die IKT-produzierenden als auch für die 
IKT-nutzenden Wirtschaftszweige. Empirisch zeigt sich 
zudem, dass US-amerikanische und britische Unternehmen 
durch den Einsatz von IKT größere Produktivitätssteige-
rungen als kontinentaleuropäische Unternehmen erzielen. 
Als mögliche Erklärungen werden u. a. stärker deregulierte 
Güter- und Dienstleistungsmärkte angeführt. Im Zuge  
der Digitalisierung könnte sich die vergleichsweise höhere 
Regulierung hierzulande stärker bemerkbar machen als 
zuvor. Des Weiteren könnte die Unternehmensstruktur  
in Deutschland eine Rolle für die geringeren gesamtwirt-
schaftlichen Produktivitätseffekte von IKT-Investitionen 
gespielt haben: Die Wirtschaft hierzulande ist im Vergleich 
zu den USA stärker durch mittelständische Firmen geprägt, 
bei denen die neuen IKT-Technologien häufig nicht so 
effektiv wie bei Großunternehmen zum Einsatz kommen, 
da KMUs teure IKT-Projekte weniger leicht amortisieren 
können. Zudem dürften die Beschäftigten in Deutschland 
aufgrund des dualen Ausbildungssystems und des damit 
einhergehenden hohen Qualifikationsniveaus weniger von 
der Substitution von Routinetätigkeiten durch IKT-Investi-
tionen betroffen sein als die USA.
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Demografische Entwicklung

Auch die Veränderung der Altersstruktur der Erwerbsbe-
völkerung in Deutschland wirkt tendenziell dämpfend auf 
das gesamtwirtschaftliche Produktivitätswachstum. Es  
ist davon auszugehen, dass die individuelle Arbeitsproduk-
tivität mit dem Alter zunächst steigt, dann aber wieder 
abnimmt. Auf gesamtwirtschaftlicher Ebene sind im Hin-
blick auf die gesellschaftliche Altersstruktur weitere Effekte 
denkbar, die sich aufgrund der vielfältigen Interaktionen 
zwischen dem aktiven und dem abhängigen Teil der Bevöl-
kerung ergeben. Die Dynamik der Produktivität dürfte bei-
spielsweise durch den Umfang von Betreuungsleistungen 
für Kinder und Pflegebedürftige beeinflusst sein. Insgesamt 
führte die demografische Entwicklung in den 1990er  
Jahren noch zu einer leichten Unterstützung des Produk-
tivitätswachstums in Deutschland. In den 2000er Jahren 
kam es tendenziell zu dämpfenden Effekten, die zuletzt – 
zumindest vorübergehend – wieder abgenommen haben.

Sektoraler Strukturwandel

Von Bedeutung ist auch die Frage, ob die Entwicklung der 
Arbeitsproduktivität in Deutschland eher von einzelnen 
Sektoren oder generell durch den sektoralen Strukturwan-
del getrieben wird. Die Analysen zeigen, dass sich infolge 
des sektoralen Strukturwandels von der Landwirtschaft 
und dem Produzierenden Gewerbe hin zum Dienstleis-
tungssektor das Produktivitätswachstum in Deutschland 
insgesamt erhöht hat. Im Zeitablauf nahm die positive  
Wirkung aber tendenziell ab. Wesentlich hierfür war, dass 
die Arbeitsproduktivität in den Unternehmensdienstleis-
tungen, die im Zuge des Strukturwandels an Gewicht 
gewonnen haben, in den 2000er Jahren hinter vielen ande-
ren Sektoren zurückfiel bzw. sich sogar in einen Produk-
tivitätsrückgang verwandelte. Nach 2010 hat sich der  
Produktivitätseffekt des sektoralen Strukturwandels 
zumindest vorübergehend wieder leicht erhöht, weil das 
überdurchschnittlich produktive Produzierende Gewerbe 
expandierte. Alles in allem haben somit sowohl der inter- 
als auch der intrasektorale Strukturwandel die Produk-
tivitätsentwicklung beeinflusst.

Arbeitsmarktspezifische Entwicklungen

Der starke Beschäftigungsaufbau in Deutschland in den 
vergangenen Jahren macht sich auch in der Messung der 
Arbeitsproduktivität bemerkbar. So kann ein größerer Teil 
des rückläufigen Produktivitätswachstums in den letzten 
Jahren durch das „deutsche Arbeitsmarktwunder“ erklärt 
werden. Infolge einer ausgeprägten Lohnzurückhaltung 
seit Anfang der 2000er Jahre, stärkerer Beschäftigungsan-
reize im Zuge der Hartz-Reformen seit Mitte der 2000er 
Jahre sowie der Zuwanderung vor allem aus Mittel- und 
Osteuropa nach 2011 wurden Arbeitskräfte mit tendenziell 
geringerer Produktivität in den Arbeitsmarkt integriert. 
Diese Erfolgsgeschichte führte dazu, dass sich die Produkti-
vitätsdynamik insgesamt abschwächte. Einerseits verringert 
die Integration von Arbeitskräften mit unterdurchschnittli-
chem Humankapital rein statistisch den gesamtwirtschaft-
lichen Durchschnitt. Andererseits sinkt vorübergehend die 
Sachkapitalausstattung je Erwerbstätigen, weil die Anpas-
sung des Sachkapitals an die gestiegene Beschäftigung zeit-
lich verzögert stattfindet.

Weitere mögliche Erklärungsansätze

In der Studie wurden weitere Erklärungsfaktoren untersucht, 
für die aber nur ein begrenzter Einfluss auf die Arbeitspro-
duktivität in Deutschland gefunden werden konnte. So gibt 
es keine Evidenz dafür, dass das Auslaufen des Offshorings 
(Auslands-Outsourcings) arbeitsintensiver und weniger 
produktiver Wertschöpfungsstufen ins Ausland gegen Ende 
der 2000er Jahre einen merklichen Einfluss auf das Produk-
tivitätswachstum hatte. Es wurden auch keine empirischen 
Anhaltspunkte dafür gefunden, dass Veränderungen in der 
Humankapitalausstattung bedeutsam waren. Des Weiteren 
leisten die Auswirkungen der Finanzkrise keinen nennens-
werten Erklärungsbeitrag. Im Zusammenhang von Finanz-, 
Wirtschafts- und Eurokrise kam es in vielen Ländern durch 
ausgeprägte Kreditexpansion und niedrige Realzinsen zu 
einer Fehlallokation von Produktionsfaktoren. Nach Ein-
schätzung der Forscher des IfW waren diese Faktoren für 
die Produktivitätsentwicklung in Deutschland bislang kaum 
von Bedeutung. Für die zukünftige Entwicklung stellen sie 
jedoch ein ernstzunehmendes Risiko dar, da die Niedrig-
zinsphase anhalten dürfte und sich eine stärkere Kreditex-
pansion und ein Immobilienboom hierzulande andeuten.
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4. Fazit und Bewertung

Eine strukturell persistente Schwäche des Produktivitäts-
wachstums in Deutschland konnte von den Auftragneh-
mern nicht bestätigt werden. Im Gegenteil kann der im 
Trend seit der Wiedervereinigung rückläufige Produktivi-
tätsfortschritt auf fünf im Zeitablauf unterschiedlich 
bedeutende Ursachen zurückgeführt werden, die nicht  
alle negativ zu bewerten sind:

 • eine Überhöhung des Produktivitätswachstums nach 
der Wiedervereinigung (Aufholwachstum),

 • geringere Produktivitätseffekte der Digitalisierung in 
Deutschland,

 • die demografische Entwicklung,

 • den inter- und intrasektoralen Strukturwandel sowie

 • spezifische Arbeitsmarktbedingungen in Deutschland 
(Lohnmoderation, die Hartz-Reformen sowie die seit 
2011 hohe Zuwanderung).

Insbesondere das sinkende Wachstum der Arbeitsprodukti-
vität als Ergebnis des kräftigen Beschäftigungsaufbaus der 
vergangenen Jahre ist angesichts der historisch niedrigen 
Arbeitslosigkeit vertretbar. Die Unsicherheiten bei der Mes-
sung von Produktivität sind aufgrund methodischer und 
konzeptioneller Probleme erheblich und erschweren die 
Diagnose und den internationalen Vergleich. Die Ergebnisse 
der Untersuchung habe den Autoren zufolge aber dennoch 
Bestand.

Auch wenn das Gutachten nicht zum Ziel hatte, wirtschafts-
politische Empfehlungen abzuleiten, deuten die Ergebnisse, 
insbesondere in Bezug auf die noch schwachen Produktivi-
tätseffekte infolge der Digitalisierung in Deutschland sowie 
die Folgen der Alterung, auf wirtschaftspolitische Hand-
lungsfelder hin. Aus Sicht der Bundesregierung bieten sich 
zur Steigerung der Trendproduktivität insbesondere eine 
Förderung der Digitalisierung, vor allem bei KMU, verstärkte 
Bildungsanstrengungen, insbesondere auch im Bereich der 
digitalen Qualifikation, die weitere Stärkung privater Inves-
titionen sowie eine Ausweitung der Erwerbsbeteiligung, 
insbesondere von Frauen, an.

Kontakt: Dr. Harald Kotsch
Referat: Beobachtung, Analyse und Projektion  
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und
Dr. Holger Zemanek
Bundesministerium der Finanzen
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II.  
Wirtschaftliche Lage
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Weltwirtschaft: leicht anziehende Dynamik.

Das Expansionstempo der Weltwirtschaft hat sich gefestigt. 
Der Welthandel und die Industrieproduktion sind in der 
Tendenz deutlich aufwärtsgerichtet.1

In den Vereinigten Staaten hat sich die Konjunktur nach 
einem vergleichsweise schwachen ersten Quartal beschleu-
nigt. Der Euroraum verzeichnet weiter ein deutliches Wirt-
schaftswachstum und die japanische Wirtschaft konnte  
im zweiten Quartal spürbar an Dynamik gewinnen. In den 
Schwellenländern hat sich das Expansionstempo belebt. 
Die Wachstumsdynamik in China erhöhte sich zuletzt 
etwas, bleibt aber hinter den Raten der Vorjahre zurück. 
Russland und Brasilien konnten ihre Rezessionsphasen 
mittlerweile überwinden.

Die Indikatoren zur Weltwirtschaft deuten auf eine Fortset-
zung der leicht beschleunigten Dynamik hin. Die weltweite 
Industrieproduktion stieg erneut, im Vergleich zum Vorjahr 
nahm sie im Juni um 3,8 % zu. Der globale Einkaufsmanager-
index von IHS Markit legte im August nochmals zu und 
befindet sich deutlich über seiner Wachstumsschwelle.  
Der ifo Index zum Weltwirtschaftsklima blieb im dritten 
Quartal auf hohem Niveau.

Der IWF erwartet in seiner Prognose vom Juli einen Anstieg 
des Wachstums der Weltwirtschaft auf 3,5 % nach einem 
Wachstum von 3,2 % im Jahr 2016. Für die globale Wirtschaft 
bleiben aber weiterhin zahlreiche Risiken, auch wenn sie 
sich im Zeitablauf wandeln. Unwägbarkeiten gehen zum 
Beispiel vom Brexit-Prozess, den wirtschaftspolitischen 
Absichten der Vereinigten Staaten, der Normalisierung der 
Geldpolitik, der hohen Verschuldung in China und politi-
schen bzw. geopolitischen Konflikten aus.

USA: Beschleunigung im zweiten Quartal.

Das BIP-Wachstum in den Vereinigten Staaten betrug im 
zweiten Quartal saison- und kalenderbereinigt +0,8 %. 
Damit hat sich die Konjunktur nach +0,3 % im ersten  
Quartal wieder merklich beschleunigt. Hierzu trugen  
insbesondere höhere private Konsumausgaben bei.

Die Indikatoren zeichnen am aktuellen Rand ein uneinheit-
liches Bild. So stieg die Industrieproduktion im Juli leicht 
um 0,2 % an, während die Auftragseingänge um 3,3 % 
zurückgingen. Der zusammengesetzte IHS Markit Einkaufs-
managerindex für Industrie und Dienstleistungen ist aus-
gehend von einem hohen Niveau im August erneut gestiegen. 
Auch der nationale Einkaufsmanagerindex des Institute for 
Supply Management (ISM) legte im August zu, nachdem er 
im Vormonat nachgegeben hatte. Die Beschäftigung nahm 
im August mit 156.000 Personen allerdings weniger kräftig 
zu. Die Arbeitslosigkeit stieg leicht auf 4,4 %. Der Arbeits-
markt bleibt dennoch die zentrale Antriebskraft des Auf-
schwungs.

Der grundsätzlich gute Arbeitsmarkt, die erstarkende Inves-
titionstätigkeit der Unternehmen und die guten Stimmungs-
werte deuten insgesamt auf eine Fortsetzung des Wachstums 
hin. Dabei bleiben weiterhin erhebliche Unwägbarkeiten 
bezüglich der konjunkturellen Entwicklung bestehen. Dies 
betrifft insbesondere den Umfang und den Zeit rahmen der 
angekündigten fiskalischen Impulse. Das BIP im dritten 
Quartal dürfte zudem durch die Schäden der Hurrikans 
etwas beeinträchtigt werden. In seiner Projektion vom Juli 
geht der IWF von einer Zunahme des Bruttoinlandspro-
dukts in Höhe von 2,1 % in diesem Jahr aus.

Internationale Wirtschaftsentwicklung

1 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15. September 2017 vorlagen.
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Der IWF erwartet in seiner Prognose vom Juli einen Anstieg 
des Wachstums der Weltwirtschaft auf 3,5 % nach einem 
Wachstum von 3,2 % im Jahr 2016. Für die globale Wirtschaft 
bleiben aber weiterhin zahlreiche Risiken, auch wenn sie 
sich im Zeitablauf wandeln. Unwägbarkeiten gehen zum 
Beispiel vom Brexit-Prozess, den wirtschaftspolitischen 
Absichten der Vereinigten Staaten, der Normalisierung der 
Geldpolitik, der hohen Verschuldung in China und politi-
schen bzw. geopolitischen Konflikten aus.

USA: Beschleunigung im zweiten Quartal.

Das BIP-Wachstum in den Vereinigten Staaten betrug im 
zweiten Quartal saison- und kalenderbereinigt +0,8 %. 
Damit hat sich die Konjunktur nach +0,3 % im ersten  
Quartal wieder merklich beschleunigt. Hierzu trugen  
insbesondere höhere private Konsumausgaben bei.

Die Indikatoren zeichnen am aktuellen Rand ein uneinheit-
liches Bild. So stieg die Industrieproduktion im Juli leicht 
um 0,2 % an, während die Auftragseingänge um 3,3 % 
zurückgingen. Der zusammengesetzte IHS Markit Einkaufs-
managerindex für Industrie und Dienstleistungen ist aus-
gehend von einem hohen Niveau im August erneut gestiegen. 
Auch der nationale Einkaufsmanagerindex des Institute for 
Supply Management (ISM) legte im August zu, nachdem er 
im Vormonat nachgegeben hatte. Die Beschäftigung nahm 
im August mit 156.000 Personen allerdings weniger kräftig 
zu. Die Arbeitslosigkeit stieg leicht auf 4,4 %. Der Arbeits-
markt bleibt dennoch die zentrale Antriebskraft des Auf-
schwungs.

Der grundsätzlich gute Arbeitsmarkt, die erstarkende Inves-
titionstätigkeit der Unternehmen und die guten Stimmungs-
werte deuten insgesamt auf eine Fortsetzung des Wachstums 
hin. Dabei bleiben weiterhin erhebliche Unwägbarkeiten 
bezüglich der konjunkturellen Entwicklung bestehen. Dies 
betrifft insbesondere den Umfang und den Zeit rahmen der 
angekündigten fiskalischen Impulse. Das BIP im dritten 
Quartal dürfte zudem durch die Schäden der Hurrikans 
etwas beeinträchtigt werden. In seiner Projektion vom Juli 
geht der IWF von einer Zunahme des Bruttoinlandspro-
dukts in Höhe von 2,1 % in diesem Jahr aus.

Japan: starkes zweites Quartal.

Im zweiten Quartal 2017 ist das BIP in Japan stark um 0,6 % 
gegenüber dem Vorquartal gestiegen. Die privaten Konsum-
ausgaben haben sich erhöht und die Investitionen wurden 
deutlich gesteigert. Besonders stark sind die öffentlichen 
Investitionen mit 6,0 % angestiegen. Der Außenhandel konnte 
hingegen rechnerisch nicht zum Wachstum beitragen.

Die Industrieproduktion ging von hohem Niveau ausge-
hend im Juli etwas zurück. Der Tankan-Index weist für  
das dritte Quartal eine weitere Verbesserung der Geschäfts-
bedingungen aus. In Anbetracht deutlicher fiskalischer  
Stimuli stellt sich die Frage, ob der zu beobachtende Auf-
schwung auf längere Frist zu nachhaltigem Wachstum 
führt.

Angesichts der positiven konjunkturellen Entwicklung  
hat der IWF seine Prognose für das BIP-Wachstum auf 
1,3 % nach oben korrigiert.

Euroraum und EU: Aufschwung festigt sich.

Im Euroraum festigt sich der Erholungskurs weiter. Die 
wirtschaftliche Aktivität hat sich nach vorläufigen Daten 

im zweiten Quartal 2017 preis- und saisonbereinigt auf 
0,6 % beschleunigt, nach einem Anstieg von 0,5 % im ersten 
Quartal 2017.

Die Wirtschaftsleistung im Vereinigten Königreich stieg im 
zweiten Quartal mit einer Rate von 0,3 %. Damit hat sich im 
ersten Halbjahr die konjunkturelle Dynamik im Vereinigten 
Königreich deutlich abgekühlt.

Die Industrieproduktion im Euroraum hat im Juli im Ver-
gleich zum Vormonat nahezu stagniert (+0,1 %), blieb in  
den Mehrmonatsvergleichen aber aufwärtsgerichtet. Die 
Indikatoren deuten eine Fortsetzung des Wachstums an, 
wenn auch mit verringertem Tempo. Der Economic Busi-
ness Climate Indicator der Europäischen Kommission ist 
im August weiter gestiegen, während der IHS Markit Ein-
kaufsmanagerindex für Dienstleistungen und Industrie 
konstant blieb. Die saisonbereinigte Arbeitslosenquote im 
Euroraum lag im Juli unverändert bei 9,1 %.

Der IWF erwartet in seiner aktuellen Prognose ein Wirt-
schaftswachstum im Eurogebiet von 1,9 % und hat damit 
seine Erwartungen deutlich angehoben. Es bleibt jedoch 
weiterhin abzuwarten, ab wann und wie stark der Bre-
xit-Prozess die Wirtschaftsaktivität in Europa beeinträch-
tigen wird.

Internationale Wirtschaftsentwicklung

Bruttoinlandsprodukt
Veränderung gegen Vorzeitraum (preis- und saisonbereinigt)

2016  
Q2

2016
Q3

2016
Q4

2017
Q1

2017
Q2

Euroraum 0,3 0,5 0,6 0,5 0,6

USA 0,6 0,7 0,4 0,3 0,8

Japan 0,5 0,2 0,4 0,3 0,6

Arbeitslosenquote
Abgrenzung nach ILO (saisonbereinigt)

April Mai Juni Juli Aug.

Euroraum 9,2 9,2 9,1 9,1 -

USA 4,4 4,3 4,4 4,3 4,4

Japan 2,8 3,1 2,8 2,8 -

Verbraucherpreise
Veränderung gegen Vorjahreszeitraum (Ursprungswerte)

April Mai Juni Juli Aug.

Euroraum 1,9 1,4 1,3 1,3 1,5

USA 2,2 1,9 1,6 1,7 1,9

Japan 0,4 0,4 0,4 0,4 -

Quellen: Eurostat, OECD, Macrobond

Geschäftsklima, BCI (linke Skala)

BIP Euroraum, Veränderung gegen Vorquartal in % (rechte Skala)

  2014 2015 2016 2017 
 0,00,0 

0,10,2 

0,30,6 

0,51,0 

0,71,4 

0,20,4 

0,40,8 

0,61,2 

0,81,6 

0,91,8 

Euroraum: BIP und Geschäftsklima  
(saisonbereinigt)

Quellen: Eurostat, Europäische Kommission
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Wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland

1. Gesamtwirtschaft

Der Aufschwung beschleunigte sich im ersten Halbjahr  
und setzt sich fort.

Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem soliden 
Aufschwung.2 Im ersten Halbjahr 2017 beschleunigte sie  
ihr Expansionstempo merklich. Die gesamtwirtschaftliche 
Leistung legte im ersten Halbjahr 2017 preis-, kalender- 
und saisonbereinigt gegenüber dem Vorzeitraum um 1,2 % 
zu, nach einem Wachstum von 0,8 % im zweiten Halbjahr 
2016.3 Unterstützt wurde die Konjunktur im ersten Halb-
jahr 2017 durch starke binnenwirtschaftliche Auftriebs-
kräfte. Während sich die Impulse durch die privaten und 
staatlichen Konsumausgaben fortsetzten, belebten sich die 
Investitionen in Bauten (+4,4 %) und vor allem erstmals 
auch wieder die in Ausrüstungen (+2,1 %). Der Beitrag des 
Außenhandels zum Wirtschaftswachstum war im ersten 
Halbjahr netto leicht positiv. Die Basis für die binnenwirt-
schaftliche Entwicklung legt weiterhin die gute Entwick-
lung des Arbeitsmarkts insgesamt. Impulse kamen im ers-
ten Halbjahr aber auch von den niedrigen Zinsen und den 
etwas günstigeren Mineralölpreisen. Das Wachstum der 

deutschen Wirtschaft setzt sich im zweiten Halbjahr fort. 
Vermutlich wird die Dynamik aber etwas geringer ausfallen. 
Die Stimmung in der Wirtschaft ist weiterhin sehr zuver-
sichtlich. Der Beschäftigungsaufbau könnte aber etwas 
ruhiger verlaufen. Auch die Produktionsausweitungen in 
Industrie und Baugewerbe könnten moderater ausfallen.

2. Produzierendes Gewerbe

Die Industriekonjunktur legt eine Verschnaufpause ein, 
entwickelt sich aber weiter solide.

Die Bauproduktion blieb zuletzt eher verhalten.

Das Produzierende Gewerbe legt nach einem schwungvollen 
ersten Halbjahr eine Verschnaufpause ein. Nach einem 
Rückgang der Produktionszahlen im Juni blieb die Erzeugung 
im Juli auf dem Niveau des Vormonats. Den Indikatoren 
zufolge ist aber mit einem starken August in der Industrie 
zu rechnen. Auch die Stimmungsindikatoren signalisieren 
eine hohe Zuversicht der Unternehmen. Die Industriekon-
junktur dürfte sich daher in solidem Tempo fortsetzen.

2 In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 15. September 2017 vorlagen.
3 Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis preisbereinigter sowie 

nach dem Verfahren Census X-12-ARIMA kalender- und saisonbereinigter Daten.
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Die Industrieproduktion ist im Juli leicht um 0,3 % gestiegen. 
Dies ist weniger dynamisch als in der ersten Jahreshälfte 
(durchschnittlich +0,6 % pro Monat), obwohl die diesjährige 
Lage der Sommerferien sogar tendenziell begünstigend 
gewirkt haben sollte. Im Vormonat war die Industriepro-
duktion um 1,0 % zurück gefahren worden. Der Dreimo-
natsvergleich von +1,1 % signalisiert aber weiterhin eine 
positive Grundtendenz, die sich gegenüber den Vormona-
ten aber abgeschwächt hat.

Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Umsätzen. Nach einem 
starken ersten und zweiten Quartal gingen diese im Juli leicht 
um 0,3 % zurück. Die Umsatzentwicklung in der Industrie 
blieb zwar aufwärtsgerichtet (Dreimonatsvergleich: +1,2 %), 
hat in den Sommermonaten aber etwas an Schwung ver-
loren. Dabei entwickelten sich die Auslandsumsätze güns-
tiger als die Umsätze im Inland. Vor allem Verkäufe in Län-
der außerhalb des Eurogebiets waren im zweiten Quartal 
sehr dynamisch.

Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe sind in 
der Tendenz nur leicht aufwärtsgerichtet. Im Juli gab es 
einen Rückgang von 0,7 %, doch die Neuaufträge haben 
sich in den beiden Vormonaten recht ordentlich entwickelt 

und befinden sich insgesamt auf hohem Niveau. Ohne die 
Berücksichtigung von Großaufträgen stellt sich die Dyna-
mik günstiger dar (Dreimonatsvergleich: +1,0 %). Auch 
wenn die Bestellungen aus dem Euroraum im Sommer 
rückläufig waren, kamen die stärkeren Nachfrageimpulse 
zuletzt aus dem Ausland.

Industrie

Veränderung gegen Vorzeitraum in % 
(Volumen, saisonbereinigt)

Q1 Q2 Mai Juni Juli

Produktion

Insgesamt 1,3 1,4 1,3 -1,0 0,3

Vorleistungsgüter 1,2 1,7 -0,3 -0,5 1,4

Investitionsgüter 1,3 1,4 2,6 -1,5 -0,3

Konsumgüter 1,3 1,1 1,3 -0,7 -0,3

Umsätze

Insgesamt 1,1 1,8 0,3 0,4 -0,3

Inland 0,8 1,5 0,4 0,6 -1,6

Ausland 1,4 2,0 0,2 0,3 1,0

Auftragseingänge

Insgesamt -1,0 0,8 1,1 0,9 -0,7

Inland -1,7 0,4 -1,9 4,8 -1,6

Ausland -0,5 1,1 3,4 -1,9 0,0

Vorleistungsgüter 1,2 0,8 -0,7 2,5 -0,4

Investitionsgüter -2,8 0,6 2,9 -0,2 -0,7

Konsumgüter 2,1 2,4 -2,8 1,7 -3,0

Quellen: StBA, BBk
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Die Stimmung in der Industrie bleibt ausgezeichnet. Das ifo 
Geschäftsklima legte im August noch einmal leicht zu und 
markiert damit erneut ein neues Allzeithoch. Damit steigt 
der Stimmungsindikator seit eineinhalb Jahren nahezu 
monatlich. Auch der IHS Markit Einkaufsmanagerindex hat 
sich im August verbessert und liegt mit knapp 60 Punkten 
sehr deutlich über der Wachstumsschwelle.

Insgesamt ist für den weiteren Jahresverlauf mit einer  
Fortsetzung der soliden Industriekonjunktur zu rechnen. 
Angesichts einer etwas moderateren Entwicklung der  
Auftragseingänge bleibt aber dennoch abzuwarten, ob  
die hohe konjunkturelle Dynamik der ersten Jahreshälfte 
beibehalten werden kann.

Die Bauproduktion nahm im Juli um 0,5 % zu. In den Vor-
monaten war die Bauleistung aber zweimal rückläufig, 
sodass sich die Dynamik am aktuellen Rand eher schwach 
darstellt. Im Durchschnitt der Monate Mai, Juni und Juli 
fiel die Bauproduktion um 0,9 % sogar geringer aus als in 
den drei Vormonaten. Die gilt sowohl für den Hoch- und 
Tiefbau als auch für das Ausbaugewerbe. Die Zahl der 
geleisteten Arbeitsstunden im Bauhauptgewerbe lag in  

den Betrieben mit 20 und mehr Beschäftigten sowohl im 
zweiten Quartal (+3,7 %) als auch im ersten Halbjahr 
(+5,7 %) deutlich über dem Vorjahresniveau. Auch die 
Umsätze dieser Betriebe liegen über dem Wert des Vorjahres.

Die Entwicklung der Auftragseingänge im Bauhauptge-
werbe lässt keine großen Impulse erwarten. Im Juni zogen 
diese zwar um 3,9 % an, sie konnten den starken Rückgang 
aus dem Vormonat (-6,6 %) allerdings nicht wieder wettma-
chen. Für das zweite Quartal ergibt sich insgesamt ein Auf-
tragsrückgang um 2,6 %. Die Nachfrage von gewerblichen 
Auftraggebern ging um 5,4 % zurück, im Wohnungsbau  
war ein Rückgang von 4,2 % zu verzeichnen. Die Zahl der 
Baugenehmigungen lag im ersten Halbjahr 7,3 % unter dem 
entsprechenden Vorjahreswert.

Die Stimmung im Bauhauptgewerbe ist dagegen ausge-
zeichnet. Das ifo Geschäftsklima erreichte im August ein 
neues Rekordhoch, sowohl die Erwartungen als auch die 
Lage verbesserten sich weiter. Dies dürfte an den hohen 
Auftragsbeständen liegen, die sich nach Umfragen des ifo 
Instituts auf Höchstständen bewegen. Auch das Zinsumfeld 
bleibt ausgesprochen günstig. Zu Jahresbeginn stiegen die 
Zinsen für private Wohnungsbaukredite allerdings leicht 
an, sodass von dieser Seite keine zusätzlichen Impulse für 
die Baunachfrage zu erwarten sind.

Baugewerbe

Veränderung gegen Vorzeitraum in %
(Volumen, saisonbereinigt) 

Produktion

Q1 Q2 Mai Juni Juli

Insgesamt 4,1 2,8 -1,3 -0,5 0,5

Bauhauptgewerbe 4,6 5,3 -1,1 -0,9 0,1

Ausbaugewerbe 3,4 -0,2 -1,4 -0,1 1,0

Auftragseingänge im Bauhauptgewerbe

Q1 Q2 April Mai Juni

Insgesamt 0,4 -2,6 0,4 -6,6 3,9

Hochbau 3,0 -3,0 -1,5 -6,6 6,2

Wohnungsbau* 2,7 -4,2 -7,1 -1,9 11,1

Gewerblicher* 4,4 -5,5 5,4 -15,7 2,2

Öffentlicher* -2,1 11,8 -8,6 18,1 4,9

Tiefbau -2,5 -2,2 2,6 -6,5 1,1

Straßenbau* 3,0 -6,2 1,4 -9,7 3,9

Gewerblicher* -5,4 -5,3 -1,5 -2,5 -0,4

Öffentlicher* -6,7 7,8 9,1 -6,3 -0,8

Öffentlicher Bau insg. -1,3 1,4 2,2 -4,1 2,5

Quellen: StBA, BBk  * Angaben in jeweiligen Preisen
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3. Privater Konsum

Die Kauflaune der Konsumenten ist nach wie vor gut.

Die hohe Beschäftigungsdynamik stützt weiterhin den pri-
vaten Konsum. Im Juli sind die Umsätze im Einzelhandel 
zwar um 1,2 % gesunken, in der Tendenz bleiben sie aber 
weiterhin aufwärtsgerichtet. Im Gegensatz dazu gewannen 
die Erlöse im Kfz-Handel zuletzt an Dynamik, im Mai und 
Juni stiegen sie um 2,8 bzw. 2,0 %. Auch die Zahl der Kfz- 
Neuzulassungen der privaten Halter ist gestiegen, sie lag  
in den ersten acht Monaten des Jahres 2,9 % über dem ver-
gleichbaren Vorjahresniveau.

Das Konsumklima unter den Verbrauchern hat sich im 
September erneut verbessert und liegt mit 10,9 Punkten 
deutlich über dem langjährigen Durchschnitt. Auch die 
Einkommenserwartungen zogen an und die Anschaffungs-
neigung ist weiterhin sehr ausgeprägt. Die hervorragende 
Stimmung unter den Verbrauchern spricht dafür, dass der 
private Konsum auch bei zuletzt etwas anziehenden 
Preissteigerungsraten eine zuverlässige Stütze des gesamt-
wirtschaftlichen Aufschwungs bleibt.

Allerdings hat sich die Stimmung unter den Einzelhänd-
lern auf hohem Niveau etwas abgeschwächt. Die befragten 
Unternehmen äußerten sich im August sowohl mit Blick 
auf die aktuelle Lage als auch die Geschäftserwartungen 

etwas skeptischer. Dies könnte darauf hindeuten, dass sich 
die Aufwärtsentwicklung nach dem außergewöhnlich star-
ken zweiten Quartal etwas verlangsamt.

4. Außenwirtschaft

Die Exportdynamik hat sich im Juli nach starken Vormona-
ten leicht abgeschwächt.

Die globalen Rahmenbedingungen deuten auf ein weiter 
solides Exportwachstum hin.

Im Juli 2017 wurden aus Deutschland Waren und Dienst-
leistungen in jeweiligen Preisen im Wert von 125,7 Mrd. 
Euro ausgeführt. Saisonbereinigt nahmen die Ausfuhren 
damit zum Vormonat um 0,2 % zu. Im aussagekräftigeren 
Dreimonatsvergleich ergab sich ein Plus von 1,3 %. Die  
Ausfuhrpreise für Waren sind im gleichen Zeitraum leicht 
gesunken (-0,2 %).

Die nominalen Einfuhren von Waren und Dienstleistungen 
lagen im Juli bei 107,3 Mrd. Euro. Dies entsprach einem  
saisonbereinigten Anstieg um 2,1 % gegenüber dem Vor-
monat. Die Einfuhren zeigten sich im Dreimonatsvergleich 
mit einem Anstieg von 1,2 % nominal in etwa so dynamisch 
wie die Ausfuhren. Die Einfuhrpreise für Waren sind aber 
im Dreimonatsvergleich um 2,0 % gesunken.

2014 2015 2016 2017
 GfK-Konsumklima (rechte Skala) 

 ifo Geschäftsklima Einzelhandel (linke Skala) 

0-6 

1-4 

2-2 

30 

42 

54 

66 

78 

810 

912 

1014 

1116 

1218 

Klimaindikatoren für den privaten Konsum  
(Salden)

Quellen: ifo Institut, GfK

 Monate

 gleitender 3-Monats-Durchschnitt

2014 2015 2016 2017
100 

102 

104 

106 

108 

110 

112 

114 

Einzelhandelsumsatz (ohne Handel mit Kfz) 
(Volumenindex 2010 = 100, saisonbereinigt)

Quellen: StBA, BBk

51



MONATSBERICHT 10-2017

Der Saldo beim Handel mit Waren und Dienstleistungen 
lag in den ersten sieben Monaten des Jahres 2017 bei 146,1 
Mrd. Euro und damit um 3,8 % unter dem entsprechenden 
Vorjahreswert. Der Leistungsbilanzsaldo beziffert sich nach 
Berechnungen der Deutschen Bundesbank mit Stand Juli 
im laufenden Jahr auf 141,0 Mrd. Euro und lag damit um 
7,7 % unter dem Wert des Vorjahres.

Die nationalen Konjunkturindikatoren für den Außenhan-
del deuten zusammen mit der aufwärts korrigierten Ein-
schätzung der Weltkonjunktur auf eine stetige Expansion 
der Exporte hin. Die Bestellungen für das Verarbeitende 
Gewerbe aus dem Ausland sind in der Tendenz aufwärts-
gerichtet. Die ifo Exporterwartungen im Verarbeitenden 
Gewerbe haben im August zwar nachgelassen, lagen aber 
weiterhin auf hohem Niveau. Die Risiken für die globale 
Wirtschaft bleiben allerdings beachtlich.

5. Arbeitsmarkt

Die Erwerbstätigkeit nimmt saisonbereinigt monatlich  
um 40.000 bis 50.000 Personen zu.

Die Arbeitslosigkeit und die Unterbeschäftigung sind  
im August saisonbereinigt weiter leicht zurückgegangen.  
Die regionalen Unterschiede sind aber groß.

Die Grundtendenzen am Arbeitsmarkt sind weiterhin posi-
tiv. Die Erwerbstätigkeit nimmt saisonbereinigt seit Februar 
monatlich um 40.000 bis 50.000 Personen zu. Binnen eines 
Jahres stieg die Erwerbstätigkeit im Juli 2017 um ca. 700.000 
Personen. Einen derartigen Beschäftigungsaufbau gab es in 
Deutschland zuletzt im Jahr 2007 im Boom vor der Finanz-
krise. Hinter dem Beschäftigungsanstieg steht vor allem die 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung. Die Arbeitslosigkeit und die Unterbeschäftigung sind 
im August saisonbereinigt weiter zurückgegangen. Zukünf-
tig könnte sich aber der Abbau der Arbeitslosigkeit weiter 
verlangsamen, weil Personen mit Migrationshintergrund 
zunehmend auf den Arbeitsmarkt drängen. Die Beschäf-
tigungszuwächse dürften demgegenüber angesichts der 
gegenwärtig guten gesamtwirtschaftlichen konjunkturel-
len Situation kräftig bleiben, obwohl sich Hinweise auf 
fehlende Fachkräfte verstärken.

Allerdings bleiben bedeutende Daueraufgaben zu bewältigen: 
Die Anzahl ausschließlich geringfügig Beschäftigter ist seit 
der Einführung des Mindestlohns mit knapp 4,8 Mio. Perso-
nen im Juni in der Tendenz zwar rückläufig, viele Menschen 
in diesem Arbeitsmarktsegment würden aber bei entspre-
chenden Angeboten auch gerne länger arbeiten. So ist z. B. 
auch die Zahl der Personen mit einem geringfügig entlohn-
ten Nebenjob gegenüber dem Vorjahr deutlich auf 2,7 Mio. 
angestiegen. Die Anzahl der Langzeitarbeitslosen ist im 
Vergleich zum Vorjahr rückläufig, ein weiterer Abbau ist 
dennoch geboten. Für Langzeitarbeitslose, die teilweise 
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Außenhandel*

Q1 Q2 Mai Juni Juli

Warenhandel und Dienstleistungen (Zahlungsbilanzstatistik)  
Veränderung gegen Vorperiode in % (saisonbereinigt)

Ausfuhr 3,1 1,2 2,0 -0,8 0,2

Einfuhr 2,6 1,9 2,1 -4,4 2,1

Außenhandel mit Waren nach Ländern (Außenhandelsstatistik)   
Veränderung gegen Vorjahr in % (Ursprungswerte)

Ausfuhr 8,5 3,8 14,1 0,8 8,0

Eurozone 7,0 5,3 13,5 3,1 6,9

EU Nicht-Eurozone 5,7 3,3 9,4 1,8 6,4

Drittländer 11,5 2,7 17,3 -1,7 9,7

Einfuhr 10,1 8,4 16,3 3,7 9,5

Eurozone 8,0 5,3 12,6 0,0 7,5

EU Nicht-Eurozone 11,1 8,0 14,8 5,9 10,4

Drittländer 12,2 12,8 22,3 7,5 11,5

Quellen: StBA, BBk * Angaben in jeweiligen Preisen
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mehrere sog. Vermittlungshemmnisse aufweisen, wird es 
trotz der guten allgemeinen Arbeitsmarktlage schwierig 
bleiben, eine Beschäftigung aufzunehmen.

Die Frühindikatoren signalisieren im August weiterhin gute 
Aussichten für den Arbeitsmarkt insgesamt. Der Stellenindex 
der Bundesagentur für Arbeit (BA-X), der die Nachfrage nach 
Arbeitskräften beschreibt, erreichte erneut einen Höchst-
wert. Auch die Frühindikatoren von ifo und dem IAB liegen 
nahe den Spitzenwerten. Demzufolge bleibt die Einstellungs-
bereitschaft vor allem in wichtigen Industriebranchen und 
im Baugewerbe, aber auch im Handel hoch.

Die Zahl der Erwerbstätigen im Inland erhöhte sich im  
Juli gegenüber dem Vormonat saisonbereinigt um 42.000 
Personen. In Ursprungszahlen stieg sie auf fast 44,4 Mio. 
Erwerbstätige. Gegenüber dem Vorjahr wurde damit ein 
Zuwachs von 698.000 Personen ausgewiesen.

Der Anstieg der Erwerbstätigkeit speist sich durch die stei-
gende Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. 
Der Zuwachs im Juni (+53.000) war kräftig und größer als 
der Anstieg der Erwerbstätigen. Nach den Ursprungszahlen 
waren im Juni 32,24 Mio. Personen sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt.

Die meisten Branchen verzeichneten im Vorjahresvergleich 
einen Zuwachs an sozialversicherungspflichtig Beschäftig-

ten. Den absolut stärksten Anstieg gab es bei den Qualifizier-
ten Unternehmensdienstleistungen (+104.000 Personen), 
im Bereich Pflege und Soziales (+89.000) und im Handel 
(+79.000). Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
bei den Finanz- und Versicherungsdienstleistungen (-13.000) 
geht demgegenüber weiter zurück.

  ifo Beschäftigungsbarometer (Index 2005 = 100, linke Skala) 
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Die registrierte Arbeitslosigkeit sank im August saisonbe-
reinigt um 5.000 Personen nach einem Rückgang um 9.000 
im Juli. Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit war weiter vom 
Umfang entlastender arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen 
beeinflusst. Die so genannte Fremdförderung, die unter ande-
rem Integrations- und Sprachkurse umfasst, geht langsam 
zurück und übt Aufwärtsdruck auf die Arbeitslosigkeit aus. 
Nach Ursprungszahlen stieg die Arbeitslosigkeit jahreszeit-
lich bedingt auf 2,54 Mio. Personen (+27.000 zum Vormo-
nat). Der Vorjahresstand wurde aber um 139.000 Personen 
unterschritten4. Die Arbeitslosenquote stieg leicht auf 5,7 %.

Die Arbeitslosigkeit ist regional sehr unterschiedlich aus-
geprägt. Die Arbeitslosenquoten liegen auf Kreisebene in 
einer Spanne zwischen knapp 2 % und mehr als 14 %. Die 
Zahl der von Langzeitarbeitslosigkeit Betroffenen nimmt 
zwar schrittweise ab und betraf im Juli 895.000 Personen 
(-81.000 zum Vorjahr). Das ist einerseits darauf zurückzu-
führen, dass Arbeitslose vor Ablauf eines Jahres nach dem 
Verlust des Arbeitsplatzes bereits wieder eine neue Stelle 
finden und somit nicht langzeitarbeitslos werden. Anderer-
seits kommt hinzu, dass Langzeitarbeitslose z. B. auch durch 
Fördermaßnahmen bzw. Stellen im zweiten Arbeitsmarkt 
ihre Arbeitslosigkeit beenden. Die Herausforderungen blei-
ben dennoch groß.

Die saisonbereinigte Erwerbslosenquote (ILO-Konzept) 
sank im Juli auf 3,7 %. Die Quote ist im internationalen  
Vergleich äußerst niedrig.

4 Die Arbeitslosigkeit deutscher Staatsbürger sank im Vorjahresvergleich um 165.000 Personen bzw. 8,1 %, während sie bei ausländischen 
Staatsbürgern (+25.000 Personen bzw. 3,9 %), insbesondere aus den Asylherkunftsländern, anstieg.

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose (SGB III)

Q1 Q2 Juni Juli Aug.

in Mio. (Ursprungszahlen) 2,734 2,513 2,473 2,518 2,545

gg. Vorjahr in 1.000 -158 -161 -142 -143 -139

gg. Vorperiode in 1.000* -60 -41 6 -9 -5

Arbeitslosenquote 6,2 5,6 5,5 5,6 5,7

Erwerbstätige (Inland)

Q1 Q2 Mai Juni Juli

in Mio. 43,7 44,2 44,2 44,4 44,4

gg. Vorjahr in 1.000 650 664 662 670 698

gg. Vorperiode in 1.000* 211 139 47 48 42

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

Q1 Q2 April Mai Juni

in Mio. 31,8 32,1 32,0 32,1 32,2

gg. Vorjahr in 1.000 -182 314 732 754 809

gg. Vorperiode in 1.000* 206 163 39 77 54

Quellen: BA, StBA, BBk * kalender- und saisonbereinigte Angaben 
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Die Unterbeschäftigung, die neben Arbeitslosen auch Per-
sonen umfasst, die ihren Wunsch nach Beschäftigung nicht 
realisieren können und daher zunächst an arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen teilnehmen oder kurzfristig arbeits-
unfähig sind, belief sich im August auf 3,48 Mio. Personen 
(Ursprungszahl, ohne Kurzarbeit). Sie ist damit um rund 
eine Million Personen höher als die Zahl der registrierten 
Arbeitslosen. Im Vergleich zum Vorjahr sank sie um 86.000 
Personen. Saisonbereinigt verringerte sie sich gegenüber 
dem Vormonat um 22.000 Personen.

Die Arbeitslosigkeit sinkt weiterhin nicht in dem Maße,  
wie die Beschäftigung zunimmt. Der Beschäftigungsaufbau 
erfolgt überwiegend aus dem Anstieg des Erwerbsperso-
nenpotenzials durch Zuwanderung5 sowie eine steigende 
Erwerbsneigung insbesondere von Frauen und älteren 
Erwerbspersonen. Arbeitslose und Unterbeschäftigte profi-
tieren weniger von der gestiegenen Nachfrage nach Arbeits-
kräften, da oftmals die Profile der Arbeitslosen hinsichtlich 
Beruf und Qualifikation nicht den Anforderungen der 
Unternehmen entsprechen oder größere räumliche Distan-
zen der Vermittlung entgegenstehen. Der Abbau von Arbeits-
losigkeit erfolgt dadurch schleppender.

6. Preise

Die Inflationsrate steigt im August vor allem wegen höherer 
Preise für Mieten, Nahrungsmittel und Energie auf +1,8 %.

Der Rohölpreis festigt sich über der 50-Dollar-Marke.

Das Preisklima in Deutschland wird zunehmend von bin-
nenwirtschaftlichen Einflüssen bestimmt. Während der 
Preisdruck von Seiten der Einfuhrpreise in den vergangenen 
Monaten spürbar nachgelassen hat, hat sich die Verbrau-
cherpreisinflation seit dem Frühjahr 2017 kontinuierlich 
erhöht. Maßgeblich hierfür ist nicht zuletzt die anhaltend 
gute konjunkturelle Entwicklung bei einer überdurch-
schnittlichen Kapazitätsauslastung.

Der Rohölpreis der europäischen Leitsorte Brent, der zum 
Jahresanfang 2017 bei knapp 57 US-Dollar/Barrel notierte, 
gab im Verlauf der ersten Jahreshälfte wieder deutlich  
nach. Bis Mitte September 2017 konsolidierte er sich etwas. 
Zuletzt lag der Preis pro Barrel bei ca. 55 US-Dollar und 
damit nahe seines Jahreshöchststands. Binnen Jahresfrist 
erhöhte er sich um knapp 20 %, in Euro gerechnet deutlich 
schwächer um ca. 12,5 %.

Die rückläufige Preistendenz bei den Einfuhrpreisen setzte 
sich im Juli (letzter Datenstand) fort (-0,4 %). Unterstützt 
wurde diese Entwicklung durch die anhaltende Aufwertung 
des Euros seit Jahresbeginn 2017. Die Preise für Import-
waren gingen damit den fünften Monat in Folge zurück. 
Die Jahresrate fiel auf +1,9 %, den geringsten Anstieg in die-
sem Jahr. Preistreibend blieb auf Jahresfrist weiterhin die 
Energiekomponente. Darüber hinaus war für Erze spürbar 
mehr zu zahlen. Dies bewirkte deutlich höhere Preise bei 
importierten Vorleistungsgütern. Bleibt die Energie bei der 
Betrachtung außen vor, stiegen die Preise importierter 
Güter um 1,4 %.

5 Die Zuwanderung aus den aktuellen Zuwanderungsländern (Länder der EU-Osterweiterung; Griechenland, Italien, Portugal und Spanien; 
Asylzugangsländer) hat das Arbeitskräfteangebot erhöht und zu mehr Beschäftigung (im Juni Anstieg der sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigung gegenüber dem Vorjahr um 269.000 Personen bzw. 14 %), aber auch zu mehr Arbeitslosen (im August +33.000 Personen bzw. 
8 % gegenüber dem Vorjahr) aus diesen Ländern geführt. Die Arbeitslosigkeit von Personen aus den wichtigsten nichteuropäischen Asyl-
herkunftsländern stieg im August zum Vorjahr um 38.000 Personen (+22 %) und trägt somit primär zum Anstieg der Arbeitslosigkeit unter 
Ausländern bei.
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Die Preise für deutsche Exportwaren gingen im Juli gegen-
über Juni leicht um 0,1 % zurück. Binnen Jahresfrist legten 
die Ausfuhrpreise mit einer Rate von 1,5 % etwas schwächer 
zu als in den Vormonaten. Die Terms of Trade haben sich 
seit März wieder etwas verbessert, nachdem sie sich zuvor 
ein Jahr lang abgeschwächt hatten. Im Juli lag die Preis-
relation im Außenhandel nur noch leicht unter Vorjahres-
niveau (-0,4 %).

Im Inlandsabsatz nahmen die Erzeugerpreise im Juli im 
Vergleich zum Vormonat um 0,2 % zu. Im Vorjahresvergleich 
hat die Preisentwicklung auf der Produzentenstufe seit 
dem Frühjahr an Schwung verloren. Die Jahresrate von 
+2,3 % ist die Geringste in diesem Jahr. Vor allem Vorleis-
tungsgüter und Konsumgüter, getrieben durch höhere 
Nahrungsmittelpreise, verteuerten sich merklich.

Die Verbraucherpreise erhöhten sich im August gegenüber 
Juli leicht um 0,1 %, nach einem Anstieg von 0,4 % im Juli. 
Energie verteuerte sich im August im Vergleich zum Vor-
monat um 0,5 %. Die Preise für Nahrungsmittel insgesamt 
fielen leicht um 0,2 %. Die Inflationsrate – der Anstieg der 
Verbraucherpreise auf Jahresfrist – war im August mit 1,8 % 
kaum höher als im Juli. Weiter überdurchschnittlich entwi-
ckelten sich im Vergleich zum Vorjahr die Preise für Nah-
rungsmittel, wobei insbesondere der Butterpreis mit einem 
Preisanstieg von fast 60 % herausstach. Darüber hinaus gin-
gen Preiserhöhungsimpulse von den Energie- und Dienst-
leistungspreisen aus. Nettokaltmieten, die ca. ein Fünftel 
des Warenkorbs ausmachen, erhöhten sich um 1,7 %. Die 

Kerninflationsrate lag nur geringfügig unter der Inflations-
rate. Dies spricht dafür, dass sich die wieder etwas höhere 
Inflation in Deutschland verfestigt hat.

7. Monetäre Entwicklung

Der Euro zeigt weiterhin Stärke.

Die Geldpolitiken der EZB und der Fed sind unverändert 
expansiv ausgerichtet.

Die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) ist 
weiterhin expansiv ausgerichtet. Seit März 2016 liegt der 
Hauptrefinanzierungssatz bei 0,0 %. Für die Einlagefazilität 
fällt ein Zins in Höhe von -0,4 % an, der Spitzenrefinanzie-
rungssatz liegt bei 0,25 %.

Gegenwärtig stellt die EZB den Banken vor allem im Rahmen 
ihrer Anleihekäufe Liquidität zur Verfügung. Die Käufe in 
der Höhe von derzeit monatlich 60 Mrd. Euro sollen min-
destens bis zum Ende des laufenden Jahres fortgesetzt wer-
den; darüber hinaus solange, bis eine nachhaltige Annähe-
rung an die Zielinflation von unter, aber nahe 2 % erfolgt ist. 
Die Bilanz der EZB hat sich durch die Ankaufprogramme 
seit Dezember 2014 von 2,0 auf derzeit über 4,3 Billionen 
Euro mehr als verdoppelt. Auf ihrer letzten Sitzung am  
7. September sah die EZB wiederholt Anzeichen für eine 

 Verbraucherpreise (linke Skala) 

 Einfuhrpreise (rechte Skala) 

 Erzeugerpreise (rechte Skala) 
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Verbraucherpreisindex

Veränderungen in % gg. Vormonat gg. Vorjahres-
monat

Juli Aug. Juli Aug.

Insgesamt 0,4 0,1 1,7 1,8

Insgesamt ohne Energie und 
Nahrungsmittel (Kerninflation) 0,5 0,1 1,7 1,6

 Nahrungsmittel 0,3 -0,2 2,7 3,0

 Wohnung, Betriebskosten 0,2 0,1 1,5 1,6

 Verkehr 0,1 0,4 1,7 2,7

 Freizeit, Unterhaltung, Kultur 3,6 -0,4 2,2 1,6

  Pauschalreisen 14,7 -1,3 4,3 2,5

 Andere Waren und Dienstleistungen 0,1 0,0 0,4 0,2

 Energie -0,3 0,5 0,9 2,3

  Haushaltsenergie 0,1 0,2 0,7 1,4

  Kraftstoffe -0,9 0,9 1,3 3,9

 Dienstleistungen 0,9 0,0 1,7 1,6

Insgesamt (saisonbereinigt) 0,3 0,1 - -

Quellen: StBA, BBk
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sich beschleunigende wirtschaftliche Erholung im Euro-
raum bei gleichzeitig aber weiterhin niedriger Kerninfla-
tion. Im Rahmen ihrer Septemberprojektion revidierte die 
EZB ihre BIP-Prognose aufwärts, während die Inflations-
prognose nach unten angepasst wurde.

Insbesondere durch die Anleihekäufe ist die tagesdurch-
schnittliche Überschlussliquidität weiter angestiegen. Wäh-
rend sie im August 2017 durchschnittlich bei 1.728 Mrd. 
Euro lag, bezifferte sie sich vor einem Jahr noch auf 981 
Mrd. Euro. Die Folge dieses Überschussangebots auf dem 
Interbankenmarkt ist, dass der Interbankenzins nahe dem 
Einlagezinssatz liegt. Der besicherte Interbankenzins (Eurepo) 
beläuft sich derzeit auf -0,4 %, der unbesicherte (EURIBOR) 
liegt bei -0,3 %.

Im Gegensatz zur expansiven Geldpolitik der EZB begann 
die US-amerikanische Notenbank (Fed) mit der Normalisie-
rung der Geldpolitik. Im Juni hat sie den US-Leitzins zum 
zweiten Mal in diesem Jahr angehoben. Auf ihrer letzten 
Sitzung am 26. Juli beschloss die Fed allerdings keine wei-
tere Zinserhöhung. Der US-Leitzins bewegt sich seit Juni in 
einer Bandbreite von 1,00 bis 1,25 %. Weitere Anhebungs-
schritte gelten erst im nächsten Jahr als wahrscheinlich. 
Gleichzeitig hat die Fed angekündigt, in naher Zukunft zu 
beginnen, die Wertpapierkäufe zu reduzieren. Die Zinsen 
für zehnjährige amerikanische Staatsanleihen liegen bei 
etwa 2,2 %.

Trotz der unterschiedlich ausgerichteten Geldpolitik von EZB 
und Fed ist der Wert des Euro gegenüber dem US-Dollar 
jüngst weiter gestiegen; er notiert derzeit bei 1,19 und erreicht 
damit den höchsten Stand seit Januar 2015. Teil der Erklä-
rung dürfte die schwache Entwicklung der amerikanischen 
Kerninflation sein. Dies macht weitere Zinserhöhungen in 
naher Zukunft unwahrscheinlicher. Außerdem dürfte die 

 EURIBOR, 3 Monate   
EZB Hauptrefinanzierungssatz 

 Risikoprämie, Differenz aus 3-Monats-EURIBOR und 3-Monats-STOXX GC Pooling
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politische Unsicherheit in den USA den Dollar belasten. 
Gegenüber dem japanischen Yen stieg der Eurokurs im Ver-
gleich zum Vormonat um etwa 1,4 % an; gegenüber dem 
Pfund verlor der Euro 2,1 % an Wert. Der reale effektive 
Wechselkurs Deutschlands (Konsumentenpreise) gegen-
über 56 Handelspartnern wertete im August um 0,9 % auf.

Die Umlaufrendite von Bundesanleihen mit 10-jähriger 
Laufzeit beträgt gegenwärtig 0,40 % und liegt damit mini-
mal unter dem Wert aus dem Vormonat. Wenngleich Zins-
niveauunterschiede existieren, befinden sich die Renditen 
auf Staatsanleihen der Eurostaaten derzeit allgemein auf 
niedrigem Niveau. Auch die Renditen auf Unternehmens-
anleihen bleiben niedrig; Anleihen mit sehr guter Bonität 
(AA) und einer Laufzeit von 10 Jahren liegen bei 1,0 %.

Nachdem die Kreditvergabe an nichtfinanzielle Kapital-
gesellschaften in Deutschland bis November 2015 im Vor-
jahresvergleich rückläufig war, zogen die Bestände seitdem 
wieder an. Im Juli 2017 lagen die Buchkredite an nicht-
finanzielle Kapitalgesellschaften rund 4,1 % über dem Vor-
jahresniveau. Die Juli-Ergebnisse der Umfrage der EZB  
zum Kreditgeschäft (Bank Lending Survey) zeigen, dass die 
Nachfrage nach Krediten von Seiten der Unternehmen 
weiter anstieg, während die Vergabestandards weitgehend 
konstant blieben.

Die Kreditvergabe an private Haushalte lag im Juli um  
3,2 % über Vorjahreswert und expandierte demnach etwas 
schwächer als die Kreditvergabe an Unternehmen. Der 

stärkste Treiber dieser Entwicklung blieb weiterhin der 
Zuwachs bei den Wohnungsbaukrediten (+4,1 %), die durch 
das anhaltend niedrige Zinsniveau und eine starke Nach-
frage begünstigt werden.

Die Kreditvergabe im Euroraum zieht ebenfalls deutlich  
an. Im Juli stieg das Kreditvolumen für nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften um 2,4 % im Vergleich zum Vorjahr. 
Das Kreditvolumen für private Haushalte stieg um 2,6 %.

Der Zinsabstand für Unternehmenskredite fällt in der Ten-
denz seit 2013, nahm in Juli aber leicht zu. Nichtfinanzielle 
ausländische Kapitalgesellschaften im Euroraum mussten 
durchschnittlich 1,0 Prozentpunkte höhere Kreditzinsen 
zahlen als deutsche Unternehmen. Anfang 2013 lag diese 
Differenz noch bei 2,4 Prozentpunkten.

Die Geldmenge M3 des Euroraums wächst weiter. Im Ver-
gleich zum Vorjahr nahm sie im Juli 2017 um 4,5 % zu. 
Dabei ist der Anstieg maßgeblich auf die Ausweitung der 
enger gefassten Geldmenge M1 zurückzuführen, die im 
Vergleich zum Vorjahr – auch im Zuge des erweiterten 
Anleihekaufprogramms der EZB – um 9,1 % gestiegen ist. 
Das Geldmengenwachstum blieb aber niedriger als zu Vor-
krisenzeiten. Zwischen 2000 und 2007 betrug das durch-
schnittliche Jahreswachstum der Geldmenge M3 über 7 %.
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III.  
Übersichten und Grafiken
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1. Gesamtwirtschaft
1.1 Bruttoinlandsprodukt und Verwendung1

 Bundesrepublik Deutschland

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 2

2014 2015 2016 2017

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Bruttoinlandsprodukt und Komponenten

Bruttoinlandsprodukt (BIP) + 0,9 + 0,1 + 0,4 + 0,3 + 0,4 + 0,6 + 0,5 + 0,3 + 0,4 + 0,7 + 0,6 

Inländische Verwendung + 0,8 + 0,6 - 0,2 + 0,7 + 1,0 + 0,9 - 0,2 + 0,8 + 0,8 + 0,1 + 1,0 

Private Konsumausgaben3 + 0,5 + 0,2 + 0,3 + 0,6 + 0,6 + 0,6 + 0,2 + 0,4 + 0,6 + 0,4 + 0,8 

Konsumausgaben des Staates + 0,7 + 0,7 + 0,5 + 1,0 + 0,9 + 1,5 + 0,7 + 0,2 + 0,5 + 0,2 + 0,6 

Bruttoanlageinvestitionen + 1,4 - 0,6 0,0 + 0,8 + 2,5 + 1,2 - 1,2 + 0,5 0,0 + 2,7 + 1,0 

Ausrüstungen + 2,7 - 0,5 + 1,2 + 1,5 + 2,6 + 0,4 - 1,8 + 0,7 - 1,3 + 2,1 + 1,2 

Bauten + 0,5 - 1,3 - 1,1 + 0,1 + 2,4 + 2,0 - 1,8 + 0,2 + 1,0 + 3,4 + 0,9 

Sonstige Anlagen + 1,2 + 1,5 + 1,1 + 1,6 + 2,8 + 1,0 + 1,3 + 0,9 - 0,4 + 2,0 + 0,9 

Exporte + 1,8 + 0,7 + 1,7 + 0,3 - 0,5 + 1,0 + 1,3 - 0,2 + 1,3 + 1,6 + 0,7 

Importe + 1,8 + 2,0 + 0,4 + 1,1 + 0,7 + 1,7 - 0,2 + 0,7 + 2,5 + 0,4 + 1,7 

Wachstumsbeiträge in Prozentpunkten4

Inländische Verwendung + 0,8 + 0,6 - 0,2 + 0,6 + 0,9 + 0,8 - 0,2 + 0,7 + 0,8 + 0,1 + 1,0 

Private Konsumausgaben3 + 0,3 + 0,1 + 0,2 + 0,3 + 0,3 + 0,3 + 0,1 + 0,2 + 0,3 + 0,2 + 0,4 

Konsumausgaben des Staates + 0,1 + 0,1 + 0,1 + 0,2 + 0,2 + 0,3 + 0,1 0,0 + 0,1 0,0 + 0,1 

Bruttoanlageinvestitionen + 0,3 - 0,1 0,0 + 0,2 + 0,5 + 0,3 - 0,2 + 0,1 0,0 + 0,6 + 0,2 

Ausrüstungen + 0,2 0,0 + 0,1 + 0,1 + 0,2 0,0 - 0,1 + 0,1 - 0,1 + 0,1 + 0,1 

Bauten + 0,1 - 0,1 - 0,1 0,0 + 0,2 + 0,2 - 0,2 0,0 + 0,1 + 0,3 + 0,1 

Sonstige Anlagen 0,0 + 0,1 0,0 + 0,1 + 0,1 0,0 + 0,1 0,0 0,0 + 0,1 0,0 

Vorratsveränderung5 + 0,1 + 0,4 - 0,5 - 0,1 - 0,1 0,0 - 0,2 + 0,4 + 0,3 - 0,7 + 0,2 

Außenbeitrag + 0,1 - 0,5 + 0,7 - 0,3 - 0,5 - 0,2 + 0,7 - 0,4 - 0,4 + 0,6 - 0,3 

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 6

2016 2017

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Bruttoinlandsprodukt und Komponenten

Bruttoinlandsprodukt (BIP) + 3,7 + 0,5 + 0,5 + 1,9 + 1,7 + 1,9 + 3,3 + 1,7 + 1,3 + 3,2 + 0,8 

Inländische Verwendung + 2,9 - 0,8 + 0,9 + 1,3 + 1,6 + 2,4 + 3,2 + 2,4 + 1,9 + 2,3 + 2,0 

Private Konsumausgaben3 + 1,3 + 1,3 + 0,6 + 1,0 + 1,7 + 2,1 + 2,9 + 1,7 + 1,7 + 1,8 + 1,6 

Konsumausgaben des Staates + 0,9 + 1,1 + 1,4 + 1,5 + 2,9 + 3,7 + 4,3 + 3,4 + 3,0 + 1,6 + 1,5 

Bruttoanlageinvestitionen + 7,2 - 0,7 - 1,3 + 3,7 + 1,5 + 3,1 + 6,0 + 2,7 - 0,4 + 4,8 + 1,5 

Ausrüstungen + 6,8 - 3,2 - 2,3 + 5,9 + 3,9 + 2,2 + 6,4 + 1,4 - 2,6 + 3,3 - 0,7 

Bauten + 8,1 + 0,5 - 1,1 + 2,3 - 1,4 + 2,7 + 5,4 + 2,1 + 0,4 + 6,2 + 2,3 

Sonstige Anlagen + 5,3 + 1,1 + 0,5 + 4,0 + 5,5 + 5,5 + 6,8 + 6,1 + 2,6 + 3,9 + 3,4 

Exporte + 8,3 + 2,8 + 1,7 + 4,6 + 5,2 + 2,6 + 4,9 + 1,3 + 2,6 + 6,9 + 1,0 

Importe + 7,0 - 0,1 + 3,0 + 3,6 + 5,6 + 3,9 + 5,1 + 2,8 + 4,3 + 5,4 + 3,8 

Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, BIP Kettenindex 2010 = 100;
2 Kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3 Einschließlich private Organisationen ohne Erwerbszweck;
4 Rechnerischer Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt;
5 Einschließlich Nettozugang an Wertsachen;
6 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.
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1.2  Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und wichtiger 
Verwendungskomponenten1

 Bundesrepublik Deutschland

 Kettenindex (rechte Skala)

 Veränderung gegen Vorquartal in %, Außenbeitrag: Wachstumsbeitrag in Prozentpunkten (linke Skala)

 Veränderung gegen Vorjahr in %, gelber Balken = Jahresdurchschnitte

Bruttoinlandsprodukt
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Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, BIP Kettenindex 2010 = 100;
2 Ursprungszahlen von Kalenderunregelmäßigkeiten nicht bereinigt.
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1.3  Bruttowertschöpfung, gesamtwirtschaftliche Kennzahlen und 
Prognosespektrum

 Bundesrepublik Deutschland

Veränderungen gegen Vorzeitraum in % 1

2014 2015 2016 2017

4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Bruttowertschöpfung nach 
Wirtschaftsbereichen2 

Bruttowertschöpfung + 0,7 + 0,2 + 0,3 + 0,3 + 0,1 + 0,9 + 0,5 + 0,3 + 0,3 + 0,8 + 0,7 

Produzierendes Gewerbe  
(ohne Baugewerbe) + 1,4 + 0,1 + 0,5 + 0,4 - 0,4 + 1,6 - 0,4 + 0,7 0,0 + 0,7 + 1,4 

Baugewerbe - 0,4 + 0,7 - 0,9 0,0 + 1,1 + 1,2 - 0,1 + 0,1 - 0,2 + 2,9 + 1,7 

Handel, Verkehr und Gastgewerbe + 1,0 - 0,6 - 0,2 + 0,2 - 0,1 + 1,7 + 0,2 0,0 + 1,2 + 0,8 + 0,8 

Finanz- und Versicherungsdienstleister + 0,5 0,0 - 0,8 - 0,2 + 1,0 + 2,2 + 0,1 + 0,7 - 0,4 - 0,3 + 0,1 

Unternehmensdienstleister + 0,2 + 0,1 + 0,9 + 0,4 + 0,1 - 0,2 + 2,2 - 0,4 + 0,3 + 1,0 + 0,2 

Öffentliche Dienstleister, Erziehung, 
Gesundheit + 0,9 + 1,0 + 0,3 + 0,3 + 0,4 + 0,9 + 0,7 + 0,5 + 0,6 + 0,3 + 0,2 

Veränderungen gegen Vorjahreszeitraum in % 9

2016 2017

 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.

Preisentwicklung

Preisindex + 1,1 + 1,5 + 2,0 + 1,8 + 2,0 + 1,3 + 1,3 + 1,2 + 1,2 + 0,9 + 1,5 

Inländische Verwendung + 2,1 + 1,6 + 1,6 + 1,4 + 0,9 + 1,0 + 0,7 + 0,8 + 1,2 + 1,8 + 1,9 

Private Konsumausgaben + 2,0 + 1,5 + 1,1 + 1,0 + 0,6 + 0,7 + 0,3 + 0,5 + 1,1 + 1,9 + 1,6 

Kennzahlen

Erwerbstätige 3 + 1,4 + 1,2 + 0,6 + 0,8 + 0,9 + 1,3 + 1,3 + 1,3 + 1,4 + 1,5 + 1,5 

Arbeitsvolumen 4 + 1,6 - 0,1 - 0,3 + 1,2 + 1,0 + 0,6 + 2,6 + 0,6 - 0,2 + 3,2 - 0,4 

Arbeitsproduktivität 5 + 2,3 - 0,7 - 0,1 + 1,1 + 0,8 + 0,6 + 1,9 + 0,4 0,0 + 1,6 - 0,7 

Lohnkosten je Arbeitnehmer 6 + 3,0 + 2,5 + 1,8 + 2,8 + 2,7 + 2,2 + 1,9 + 2,2 + 2,3 + 2,6 + 2,5 

Lohnstückkosten 7 + 0,7 + 3,2 + 2,0 + 1,7 + 1,9 + 1,6 - 0,1 + 1,7 + 2,3 + 0,9 + 3,2 

verfügbares Einkommen8 + 3,0 + 2,4 + 1,3 + 2,4 + 2,6 + 2,9 + 3,6 + 2,3 + 3,1 + 4,2 + 3,2 

Terms of Trade - 2,7 - 0,2 + 1,1 + 1,4 + 2,7 + 1,5 + 2,2 + 1,3 + 0,2 - 2,3 - 1,2 

Prognose Bruttoinlandsprodukt9 Veränderung in % gegen Vorjahr

Institution Stand 2017 2018

DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung 09/2017 + 1,9 + 1,9 

HWWI Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut 09/2017 + 1,8 + 1,6 

IfW Institut für Weltwirtschaft 09/2017 + 2,0 + 2,2 

IWH Institut für Wirtschaftsforschung Halle 09/2017 + 1,9 + 2,0 

RWI Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 09/2017 + 1,9 + 2,1 

IWF Internationaler Währungsfonds 07/2017 (+ 1,8)a (+ 1,6)a 

ifo ifo Institut für Wirtschaftsforschung 06/2017 + 1,8 + 2,0 

OECD Organisation for Economic Co-operation and Development 06/2017 (+2,0)a   (+2,0)a   

EU Europäische Kommission 05/2017 + 1,6 + 1,9 

Bundesregierung Frühjahrsprojektion 04/2017 + 1,5 + 1,6 

Institute Gemeinschaftsdiagnose (Institute) 04/2017 + 1,5 + 1,8 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Institute, internationale Organisationen.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100, kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;    2     Ohne Nettogütersteuern;
3 Inlandskonzept;    4     Geleistete Arbeitsstunden der Erwerbstätigen (IAB der Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg);   5     BIP je Erwerbstätigen;
6  Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer im Inland;   7     Lohnkosten (Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer) in Relation zur Arbeits produk-

tivität (BIP bzw. Bruttowertschöpfung preisbereinigt je Erwerbstätigen);   8     Der privaten Haushalte;   9     Ursprungszahlen;
a    Kalenderbereinigte Werte.

62



MONATSBERICHT 10-2017

1.4  Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen1

 Bundesrepublik Deutschland
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Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100, kalender- und saisonbereinigte Werte, Verfahren Census X-12-ARIMA.
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1.5 Entwicklung wichtiger gesamtwirtschaftlicher Kennzahlen1

 Bundesrepublik Deutschland

Arbeitsproduktivität2
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Quelle: Statistisches Bundesamt.
1 Preisbereinigt, Kettenindex 2010 = 100;     2     Reales BIP je Erwerbstätigen, Ursprungszahlen;
3 Lohnkosten zur Arbeitsproduktivität, Ursprungszahlen;     4     Ursprungszahlen;     5     Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
6 Wachstumsbeiträge, Verfahren Census X-12-ARIMA.
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1.6 Internationaler Vergleich

Quellen: Statistisches Bundesamt, OECD, Eurostat, National Bureau of Statistics of China.      
1  Preisbereinigt, Jahresangaben auf Basis von Ursprungszahlen, Quartalsangaben auf Basis von saisonbereinigten Werten;   
2  Eurozone 19 Mitgliedstaaten (Stand 01.01.2015);          
3  Europäische Union 28 Mitgliedstaaten (Stand 01.07.2013);         
4  Jeweilige Preise, saisonbereinigte Angaben;          
5  Abgrenzung nach ILO, saisonbereinigte Angaben.

2014 2015 2016 2017

2013 2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 

Bruttoinlandsprodukt 1 Veränderungen gg. Vorperiode in %

Deutschland + 0,5 + 1,9 + 1,7 + 1,9 + 0,3 + 0,9 + 0,1 + 0,4 + 0,3 + 0,4 + 0,6 + 0,5 + 0,3 + 0,4 + 0,7 + 0,6 

Eurozone (EZ 19)2 - 0,2 + 1,3 + 2,0 + 1,8 + 0,4 + 0,4 + 0,8 + 0,3 + 0,4 + 0,4 + 0,5 + 0,3 + 0,5 + 0,6 + 0,5 + 0,6 

Europäische Union (EU 28)3 + 0,3 + 1,7 + 2,2 + 1,9 + 0,5 + 0,6 + 0,7 + 0,4 + 0,5 + 0,5 + 0,4 + 0,4 + 0,5 + 0,7 + 0,5 + 0,7 

Japan + 2,0 + 0,3 + 1,1 + 1,0 - 0,1 + 0,7 + 1,1 0,0 + 0,2 - 0,2 + 0,5 + 0,5 + 0,2 + 0,4 + 0,3 + 0,6 

USA + 1,7 + 2,6 + 2,9 + 1,5 + 1,3 + 0,5 + 0,8 + 0,7 + 0,4 + 0,1 + 0,1 + 0,6 + 0,7 + 0,4 + 0,3 + 0,8 

China + 7,7 + 7,2 + 6,8 + 6,8 + 1,8 + 1,9 + 2,0 + 1,7 + 1,8 + 1,5 + 1,3 + 1,9 + 1,8 + 1,7 + 1,3 + 1,7 

Leistungsbilanzsaldo  in % des BIP4

Deutschland + 6,8 + 7,5 + 8,6 + 8,3 + 8,0 + 8,0 + 8,2 + 8,4 + 9,2 + 8,6 + 8,7 + 8,9 + 7,9 + 7,8 + 8,1 + 7,3 

Eurozone (EZ 19)2 + 2,2 + 2,5 + 3,2 + 3,5 + 2,7 + 3,0 + 3,2 + 3,1 + 3,5 + 3,1 + 3,6 + 4,0 + 3,5 + 2,8 + 3,3 + 2,7 

Europäische Union (EU 28)3 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 

Japan + 0,9 + 0,8 + 3,1 + 3,7 + 0,2 + 0,6 + 0,7 + 0,8 + 0,7 + 0,8 + 1,0 + 0,9 + 0,9 + 1,0 + 1,0 + 0,9 

USA - 2,1 - 2,1 - 2,4 - 2,4 - 2,1 - 2,3 - 2,4 - 2,4 - 2,6 - 2,3 - 2,6 - 2,3 - 2,4 - 2,4 - 2,5 -  

China + 1,5 + 2,3 + 2,7 + 1,8 + 0,5 + 0,4 + 0,5 + 0,5 + 0,4 + 0,4 + 0,3 + 0,4 + 0,4 + 0,1 + 0,1 + 0,3 

2016 2017

2014 2015 2016 Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. Feb. März April Mai Juni Juli Aug. 

Arbeitslosenquoten5  in %

Deutschland  5,0  4,6  4,2  4,1  4,1  4,0  4,0  3,9  3,9  3,9  3,8  3,8  3,7  3,7  3,7 -  

Eurozone (EZ 19)2 11,6 10,9 10,0  9,9  9,9  9,8  9,7  9,6  9,6  9,5  9,4  9,2  9,2  9,1  9,1 -  

Europäische Union (EU 28)3 10,2  9,4  8,6  8,4  8,4  8,3  8,3  8,2  8,1  8,0  7,9  7,8  7,7  7,7  7,7 -  

Japan  3,6  3,4  3,1  3,1  3,0  3,0  3,1  3,1  3,0  2,8  2,8  2,8  3,1  2,8  2,8 -  

USA  6,2  5,3  4,9  4,9  4,9  4,8  4,6  4,7  4,8  4,7  4,5  4,4  4,3  4,4  4,3  4,4 

China  4,1  4,1  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0  4,0 -  -  

Verbraucherpreise Veränderungen gg. Vorjahreszeitraum in %

Deutschland + 0,8 + 0,1 + 0,4 + 0,3 + 0,5 + 0,7 + 0,7 + 1,7 + 1,9 + 2,2 + 1,5 + 2,0 + 1,4 + 1,5 + 1,5 + 1,8 

Eurozone (EZ 19)2 + 0,4 0,0 + 0,2 + 0,2 + 0,4 + 0,5 + 0,6 + 1,1 + 1,8 + 2,0 + 1,5 + 1,9 + 1,4 + 1,3 + 1,3 + 1,5 

Europäische Union (EU 28)3 + 0,6 0,0 + 0,3 + 0,3 + 0,4 + 0,5 + 0,6 + 1,2 + 1,7 + 2,0 + 1,6 + 2,0 + 1,6 + 1,5 + 1,5 + 1,7 

Japan + 2,8 + 0,8 - 0,1 - 0,5 - 0,5 + 0,1 + 0,5 + 0,3 + 0,4 + 0,3 + 0,2 + 0,4 + 0,4 + 0,4 + 0,4 - 

USA + 1,6 + 0,1 + 1,3 + 1,1 + 1,5 + 1,6 + 1,7 + 2,1 + 2,5 + 2,7 + 2,4 + 2,2 + 1,9 + 1,6 + 1,7 + 1,9 

China + 2,0 + 1,4 + 2,0 + 1,3 + 1,9 + 2,1 + 2,3 + 2,1 + 2,5 + 0,8 + 0,9 + 1,2 + 1,5 + 1,5 + 1,4 + 1,8 
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1.7 Internationaler Vergleich – Konjunkturindikatoren

2016 2017 2017

2014 2015 2016 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. April Mai Juni Juli Aug. Sept.

Welt

OECD & major six CLI1 100,3 99,8 99,5 99,7 99,8 100,0 -  99,9 100,0 100,1 100,2 -  -  

CPB Welt Industrieproduktion2 113,1 115,1 117,2 118,8 119,5 121,0 -  120,5 121,0 121,5 -  -  -  

CPB Welthandel2 111,4 113,5 115,1 117,0 118,7 119,2 -  117,5 119,7 120,4 -  -  -  

S&P GSCI Rohstoff Index 4642 2852 2225 2308 2353 2215 -  2247 2212 2170 2269 2252 -  

Eurozone

Vertrauensindikator für die Industrie3 - 3,8 - 3,1 - 2,7 - 0,6  1,1  3,3 -   2,6  2,8  4,5  4,5  5,1 -  

Industrieproduktion4 101,3 103,5 105,0 105,9 106,0 107,3 -  106,5 108,0 107,3 107,4 -  -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  2,0  1,2  0,9  0,9  1,2  1,1 -   1,2  1,1  1,0  1,2  1,1 -  

Konsumentenvertrauen5 -10,1 - 6,1 - 7,7 - 6,5 - 5,5 - 2,7 -  - 3,6 - 3,3 - 1,3 - 1,7 - 1,5 -  

USA

Einkaufsmanager-Index Verarbeitendes 
Gewerbe6 55,6 51,4 51,5 53,3 57,0 55,8 -  54,8 54,9 57,8 56,3 58,8 -  

Industrieproduktion7 105,1 104,4 103,1 103,3 103,7 105,1 -  105,0 105,1 105,3 105,7 104,7 -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  2,5  2,1  1,8  2,1  2,4  2,3 -   2,3  2,3  2,2  2,3  2,2 -  

Konsumentenvertrauen8 86,9 98,0 99,8 107,8 117,5 118,1 -  119,4 117,6 117,3 120,0 122,9 -  

Japan

All-Industry-Activity-Index9 102,2 102,5 102,9 103,6 103,8 104,9 -  105,7 104,1 105,0 -  -  -  

Industrieproduktion10 99,1 97,9 97,6 99,8 100,0 102,0 -  103,8 100,1 102,2 101,5 -  -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  0,5  0,3 - 0,1  0,0  0,1  0,0  0,0  0,0  0,0  0,1  0,1 0,0  0,0 

Konsumentenvertrauen11 39,3 41,3 41,7 42,2 43,4 43,4 -  43,2 43,6 43,3 43,8 43,3 -  

China

Vertrauensindikator für die Industrie12 50,7 49,9 50,3 51,4 51,6 51,4 -  51,2 51,2 51,7 51,4 51,7 -  

Industrieproduktion13 + 8,3 + 6,1 + 6,1 + 6,1 + 7,0 + 6,9 -  + 6,5 + 6,5 + 7,6 + 6,4 + 6,0 -  

Langfristige Renditen, 10-jährige 
Staatsanleihen  4,2  3,4  2,9  2,9  3,3  3,5 -   3,4  3,6  3,5  3,6  3,6 -  

Konsumentenvertrauen14 104,7 105,9 104,4 108,1 110,9 112,9 -  113,4 112,0 113,3 114,6 -  -  

Quellen: OECD, CPB, Standard & Poor’s, Eurostat, EU-Kommission, ISM, FED, University of Michigan, Japanese MITI, Japanese Cabinet Office, 
National Bureau of Statistics of China, China Federation of Logistics and Purchasing, Macrobond.
1  OECD Composite Leading Indicator, amplitude & seasonal adjusted;
2  Index 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt;
3  DG ECFIN Business Climate Indicator, Salden, saisonbereinigt;
4  Index 2010 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
5  DG ECFIN Consumer Confidence Indicator, Salden, saisonbereinigt;
6  Zusammengesetzter Diffusionsindex, Salden positiver und negativer Antworten, Mittelwert = 50, saisonbereinigt;
7  Index 2012 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
8  Conference Board, Index 1985 = 100, saisonbereinigt;
9  Index 2010 = 100, saisonbereinigt;
10  Index 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt;
11  Gesamtindex, saisonbereinigt;
12  Manufacturing PMI, Index, Wachstumsschwelle = 50, saisonbereinigt;
13  Jahresraten auf Basis von Ursprungszahlen;
14  Consumer Confidence Index, Wachstumsschwelle = 100.
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1.8 Internationaler Vergleich – Entwicklung der Konjunkturindikatoren

   USA-Einkaufsmanager-Index Verarbeitendes Gewerbe  
(rechte Skala) 1

  Japan-All-Industry-Activity-Index (linke Skala) 2

   Vertrauensindikator für die Industrie in der Eurozone  
(rechte Skala) 3

  Eurozone 6

  USA 4

 Japan 5

Geschäftsklima im Verarbeitenden Gewerbe

-3090

-1595

0 100

15105

30110

45115 

60120

75125 

2012 2013 2014 2015 2016 2017

Langfristige Renditen, 10-jährige Staatsanleihen (in %)

2012 2013 2014 2015 2016 2017
-1 

1 

0 

2 

3 

4 

5 
Konsumklima

2012 2013 2014 2015 2016 2017
-30 0

50-20 

100-10 

125-5

-25 25

-15 75

0 150

Industrieproduktion

2012 2013 2014 2015 2016 2017
92,5

97,5

102,5

105,0

107,5

110,0

95,0

100,0

112,5

  Eurozone

  USA

 Japan

Quellen: ISM, Japanese MITI, EU-Kommission, FED, Eurostat, University of Michigan.
1  Zusammengesetzter Diffusionsindex, Salden positiver und negativer Antworten, Mittelwert = 50, saisonbereinigt;
2  Index 2010 = 100, saisonbereinigt;
3  DG ECFIN Business Climate Indicator, Salden, saisonbereinigt;
4  Index 2010 = 100 (eigene Berechnung), preis-, kalender- und saisonbereinigt;
5  Index 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt;
6  Index 2010 = 100, preis-, kalender- und saisonbereinigt;
7  Conference Board, Index 1985 = 100, saisonbereinigt;
8  Gesamtindex, saisonbereinigt;
9  DG ECFIN Consumer Confidence Indicator, Salden, saisonbereinigt.

  Eurozone (linke Skala) 9

  USA (rechte Skala) 7
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Zeitreihen nicht direkt miteinander vergleichbar.
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2. Produzierendes Gewerbe
2.1 Produktion, Umsätze, Kapazitätsauslastung
 Bundesrepublik Deutschland

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. Feb. März April Mai Juni Juli
Produktion 1

Produzierendes Gewerbe Index 108,1 108,6 109,9 109,9 109,9 111,3 113,3 111,8 112,0 112,8 114,1 112,9 112,9
 gg. Vp. in % 1,5 0,5 1,2 0,3 0,0 1,3 1,8 1,5 0,2 0,7 1,2 -1,1 0,0

gg. Vj. in % 1,6 0,5 1,1 0,8 1,4 1,1 3,4 1,4 2,1 2,8 4,8 2,7 4,0
Industrie 2 Index 109,8 110,3 111,7 111,5 111,8 113,3 114,9 113,5 113,8 114,3 115,8 114,6 115,0

gg. Vp. in % 1,9 0,5 1,3 0,0 0,3 1,3 1,4 0,9 0,3 0,4 1,3 -1,0 0,3
gg. Vj. in % 1,9 0,5 1,3 0,9 1,4 1,2 3,0 1,4 2,3 2,2 4,9 2,3 4,7

Vorleistungsgüter Index 106,3 106,2 107,3 107,0 107,7 109,0 110,8 109,0 109,4 111,2 110,9 110,3 111,8
gg. Vp. in % 1,7 -0,1 1,0 0,1 0,7 1,2 1,7 0,3 0,4 1,6 -0,3 -0,5 1,4
gg. Vj. in % 1,7 -0,1 1,1 0,8 1,5 1,5 3,7 0,7 2,4 3,7 3,8 3,5 5,6

Investitionsgüter Index 116,6 117,6 119,3 119,1 119,2 120,8 122,5 121,3 121,3 121,0 124,2 122,3 121,9
gg. Vp. in % 2,4 0,9 1,4 0,0 0,1 1,3 1,4 1,3 0,0 -0,2 2,6 -1,5 -0,3
gg. Vj. in % 2,3 0,9 1,4 0,9 1,2 0,9 2,9 1,7 2,0 0,9 6,6 1,4 4,4

Konsumgüter Index 101,9 102,1 103,5 103,7 103,5 104,8 106,0 105,1 105,6 105,3 106,7 106,0 105,7
gg. Vp. in % 1,4 0,2 1,4 0,2 -0,2 1,3 1,1 1,4 0,5 -0,3 1,3 -0,7 -0,3
gg. Vj. in % 1,4 0,1 1,5 1,1 2,1 1,6 2,4 2,1 2,6 2,2 3,2 1,7 2,9

Baugewerbe Index 109,5 107,0 109,6 109,9 108,2 112,6 115,8 115,5 116,6 117,0 115,5 114,9 115,5
gg. Vp. in % 2,8 -2,3 2,4 0,5 -1,5 4,1 2,8 9,2 1,0 0,3 -1,3 -0,5 0,5
gg. Vj. in % 2,9 -2,3 2,4 2,7 1,3 2,1 5,9 4,3 5,2 6,9 5,9 4,9 4,6

Bauhauptgewerbe 3 Index 121,9 121,0 125,9 127,2 125,2 130,9 137,8 136,3 139,9 139,2 137,7 136,5 136,7
gg. Vp. in % 5,5 -0,7 4,0 1,7 -1,6 4,6 5,3 16,9 2,6 -0,5 -1,1 -0,9 0,1
gg. Vj. in % 5,5 -0,7 4,0 4,6 3,3 4,7 9,6 8,0 10,3 11,2 10,0 7,7 6,9

Ausbaugewerbe Index 98,2 94,3 94,7 94,1 92,8 96,0 95,8 96,6 95,5 96,8 95,4 95,3 96,3
gg. Vp. in % 0,0 -4,0 0,4 -1,1 -1,4 3,4 -0,2 0,7 -1,1 1,4 -1,4 -0,1 1,0
gg. Vj. in % 0,0 -3,9 0,4 0,3 -0,6 -1,2 0,9 -0,1 -1,3 1,1 0,4 1,1 1,4

Energie 4 Index 92,7 97,5 96,2 97,2 96,8 94,8 98,1 94,2 93,1 96,6 99,3 98,3 93,7
gg. Vp. in % -3,8 5,2 -1,3 1,8 -0,4 -2,1 3,5 -3,0 -1,2 3,8 2,8 -1,0 -4,7

gg. Vj. in % -3,8 5,2 -1,3 -1,4 0,9 -0,6 2,7 0,0 -2,3 2,3 2,4 3,3 -3,5
Umsätze in der Industrie 1

Industrie insgesamt Index 108,6 110,3 110,9 110,7 111,3 112,5 114,5 112,8 112,6 114,1 114,4 114,9 114,6
gg. Vp. in % 2,7 1,6 0,5 0,3 0,5 1,1 1,8 0,7 -0,2 1,3 0,3 0,4 -0,3
gg. Vj. in % 2,6 1,5 0,6 0,3 0,6 1,2 3,7 1,4 1,5 3,3 3,7 4,2 5,6

Inland Index 104,5 105,0 105,1 104,5 105,1 105,9 107,5 106,9 105,5 107,0 107,4 108,0 106,3
gg. Vp. in % 1,3 0,5 0,1 -0,2 0,6 0,8 1,5 1,4 -1,3 1,4 0,4 0,6 -1,6

gg. Vj. in % 1,3 0,5 0,0 -0,7 -0,2 0,0 2,8 0,9 0,0 2,0 2,9 3,3 3,5
darunter: Index 111,0 113,7 114,3 113,2 114,1 115,3 116,2 116,2 113,6 114,8 115,9 117,8 113,7
Investitionsgüter gg. Vp. in % 3,2 2,4 0,5 -1,2 0,8 1,1 0,8 0,1 -2,2 1,1 1,0 1,6 -3,5

gg. Vj. in % 3,1 2,4 0,5 -0,4 -0,6 -0,1 1,4 0,7 -1,0 -1,7 2,5 3,3 3,0
Ausland Index 113,0 115,8 117,1 117,4 117,9 119,5 121,9 119,2 120,1 121,6 121,8 122,2 123,4

gg. Vp. in % 4,1 2,5 1,1 0,7 0,4 1,4 2,0 0,1 0,8 1,2 0,2 0,3 1,0
gg. Vj. in % 4,1 2,5 1,1 1,0 1,5 2,4 4,6 1,8 3,1 4,4 4,3 5,1 7,6

darunter: Eurozone Index 102,0 106,4 110,2 111,0 111,2 113,6 115,5 112,7 114,9 114,5 116,0 116,1 116,4
gg. Vp. in % 5,0 4,3 3,6 1,4 0,2 2,2 1,7 -0,5 2,0 -0,3 1,3 0,1 0,3
gg. Vj. in % 5,0 4,3 3,6 3,7 3,0 4,2 5,7 2,7 5,5 4,6 5,8 6,4 7,7

2014 2015 2016 2017
Kapazitäts- und Geräteauslastung 5 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj.
Verarbeitendes Gewerbe in % 84,0 84,1 84,3 84,4 84,4 84,4 84,9 84,5 84,8 85,7 85,9 86,0 86,7

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo Institut für Wirtschaftsforschung.      
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt (Verfahren Census X-12-ARIMA); Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis 
kalenderbereinigter Daten;      2      Verarbeitendes Gewerbe, soweit nicht der Energie zugeordnet, zuzüglich Erzbergbau, Gewinnung von Steinen 
und Erden;      3      Tiefbau und Hochbau ohne Ausbaugewerbe;      4      Energieversorgung, Kohlenbergbau, Gewinnung von Erdöl und Erdgas, 
Mineralölverarbeitung;      5      Laut ifo Konjunkturtest; Saisonbereinigung des ifo Instituts; Verarbeitendes Gewerbe ohne Energie.
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2.2  Entwicklung der Produktion1

 Bundesrepublik Deutschland
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 gleitender 3-Monats-Durchschnitt

 Monatswerte

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA; preisbereinigt, Index 2010 = 100;
2 Produzierendes Gewerbe (ohne Energie und Bauleistungen);
3 Für das Baugewerbe liegen keine Daten vor Januar 2010 vor.
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2.3 Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.          
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt; Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis kalenderbereinigter Daten;   
2  Auftragseingänge ohne Großaufträge über 50 Mio. Euro auf Basis freiwilliger Angaben.      

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. Feb. März April Mai Juni Juli

Auftragseingang 1

Industrie insgesamt Index 109,1 110,2 111,7 110,3 115,0 113,8 114,7 114,7 115,9 113,5 114,8 115,8 115,0

 gg. Vp. in % 2,9 1,0 1,4 0,1 4,3 -1,0 0,8 3,4 1,0 -2,1 1,1 0,9 -0,7

gg. Vj. in % 2,8 1,0 1,4 0,7 4,9 2,5 4,1 4,7 2,5 3,3 3,8 5,1 5,0

Inland Index 103,4 105,2 105,9 103,5 109,5 107,6 108,0 111,6 107,5 107,6 105,6 110,7 108,9

gg. Vp. in % 1,6 1,7 0,7 -2,2 5,8 -1,7 0,4 7,7 -3,7 0,1 -1,9 4,8 -1,6

gg. Vj. in % 1,6 1,8 0,6 -1,6 3,8 2,5 2,1 6,2 2,5 0,8 0,5 4,9 7,1

Ausland Index 113,7 114,2 116,4 115,8 119,5 118,9 120,2 117,3 122,7 118,3 122,3 120,0 120,0

gg. Vp. in % 3,9 0,4 1,9 1,8 3,2 -0,5 1,1 0,4 4,6 -3,6 3,4 -1,9 0,0

gg. Vj. in % 3,7 0,4 1,9 2,5 5,8 2,4 5,6 3,6 2,5 5,2 6,3 5,1 3,4

Eurozone Index 101,7 105,7 110,8 111,4 115,3 113,9 116,7 110,6 117,9 116,1 118,6 115,4 114,3

gg. Vp. in % 2,8 3,9 4,8 2,0 3,5 -1,2 2,5 -2,2 6,6 -1,5 2,2 -2,7 -1,0

gg. Vj. in % 2,6 3,8 4,9 2,5 9,5 6,0 7,0 4,0 10,7 6,6 4,6 9,7 3,4

Nicht-Eurozone Index 122,1 120,1 120,3 119,0 122,4 122,4 122,6 121,9 126,1 119,9 124,8 123,2 123,9

gg. Vp. in % 4,5 -1,6 0,2 1,6 2,9 0,0 0,2 2,2 3,4 -4,9 4,1 -1,3 0,6

gg. Vj. in % 4,4 -1,6 0,1 2,4 3,4 -0,1 4,7 3,2 -2,3 4,4 7,4 2,5 3,4

 Vorleistungsgüter Index 102,1 101,5 102,8 101,9 105,0 106,3 107,1 110,5 106,4 106,8 106,0 108,6 108,2

gg. Vp. in % 2,0 -0,6 1,3 -0,9 3,0 1,2 0,8 8,2 -3,7 0,4 -0,7 2,5 -0,4

gg. Vj. in % 2,0 -0,5 1,3 1,2 2,7 4,8 4,3 7,8 6,1 2,1 3,7 7,2 7,4

 Inland Index 99,8 99,1 98,9 97,5 100,6 102,9 101,2 109,5 101,8 101,7 100,7 101,2 103,6

gg. Vp. in % 0,5 -0,7 -0,2 -2,1 3,2 2,3 -1,7 12,5 -7,0 -0,1 -1,0 0,5 2,4

gg. Vj. in % 0,5 -0,7 -0,2 -1,0 1,2 4,8 1,6 11,2 4,5 -1,3 2,8 3,4 7,3

 Ausland Index 104,7 104,4 107,4 107,1 110,2 110,5 114,1 111,7 111,9 112,7 112,3 117,3 113,6

gg. Vp. in % 3,7 -0,3 2,9 0,6 2,9 0,3 3,3 3,6 0,2 0,7 -0,4 4,5 -3,2

gg. Vj. in % 3,8 -0,3 2,8 3,9 4,4 4,8 7,3 4,3 7,8 6,0 4,6 11,4 7,4
 Investitionsgüter Index 114,3 116,4 118,2 116,4 122,6 119,2 119,9 118,1 122,3 117,7 121,1 120,9 120,1

gg. Vp. in % 3,3 1,8 1,5 0,8 5,3 -2,8 0,6 0,8 3,6 -3,8 2,9 -0,2 -0,7

gg. Vj. in % 3,3 1,8 1,5 0,3 7,0 1,0 3,7 2,8 -0,2 3,6 3,8 3,7 3,5

 Inland Index 107,7 112,1 114,1 110,6 120,0 113,7 115,9 115,8 114,5 114,8 111,3 121,6 115,4

gg. Vp. in % 2,7 4,1 1,8 -2,0 8,5 -5,3 1,9 4,6 -1,1 0,3 -3,0 9,3 -5,1

gg. Vj. in % 2,8 4,1 1,6 -1,6 6,8 0,8 2,8 2,7 1,1 3,0 -1,3 6,4 7,3

 Ausland Index 118,4 119,0 120,7 120,0 124,3 122,6 122,3 119,5 127,1 119,5 127,1 120,4 123,0

gg. Vp. in % 3,9 0,5 1,4 2,4 3,6 -1,4 -0,2 -1,4 6,4 -6,0 6,4 -5,3 2,2

gg. Vj. in % 3,7 0,5 1,5 1,4 7,2 1,1 4,2 3,0 -0,9 4,0 6,9 2,1 1,3

 Konsumgüter Index 107,3 109,7 110,3 109,1 110,9 113,2 115,9 111,9 118,2 117,5 114,2 116,1 112,6
gg. Vp. in % 3,7 2,2 0,5 -1,1 1,6 2,1 2,4 2,3 5,6 -0,6 -2,8 1,7 -3,0
gg. Vj. in % 3,6 2,2 0,6 1,2 -0,8 2,1 5,3 3,3 7,7 7,1 3,6 5,2 4,8

 Inland Index 99,3 101,4 99,1 97,1 99,7 99,3 101,1 99,3 100,0 99,6 101,0 102,8 101,3
gg. Vp. in % 1,5 2,1 -2,3 -3,8 2,7 -0,4 1,8 0,7 0,7 -0,4 1,4 1,8 -1,5

gg. Vj. in % 1,5 2,1 -2,3 -4,6 -1,1 0,6 0,2 1,4 1,1 -0,2 -1,9 2,8 4,7

 Ausland Index 114,0 116,8 119,9 119,3 120,5 125,0 128,6 122,6 133,8 132,9 125,4 127,5 122,2
gg. Vp. in % 5,2 2,5 2,7 0,8 1,0 3,7 2,9 3,4 9,1 -0,7 -5,6 1,7 -4,2
gg. Vj. in % 5,3 2,4 2,7 5,7 -0,5 3,1 9,0 4,9 12,4 12,3 7,6 6,9 4,8

Industrie ohne Großaufträge 2 Index 108,5 109,9 111,1 110,2 114,1 113,7 115,2 114,3 115,0 114,7 114,6 116,2 116,9

gg. Vp. in % 3,3 1,3 1,1 0,5 3,5 -0,4 1,3 2,1 0,6 -0,3 -0,1 1,4 0,6
gg. Vj. in % 3,2 1,4 1,1 1,0 3,9 3,1 5,0 3,3 4,4 5,2 4,4 5,2 7,3
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2.4   Entwicklung des Auftragseingangs der Industrie1
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preisbereinigt, Index 2010 = 100; saisonbereinigt, Verfahren Census X–12–ARIMA;
2 Gebrauchs- und Verbrauchsgüter.
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2.5 Auftragseingang im Bauhauptgewerbe, Baugenehmigungen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, ifo Institut für Wirtschaftsforschung, eigene Berechnungen.   
1 Volumenangaben; kalender- und saisonbereinigt; Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis kalenderbereinigter Daten;  
2 Ursprungszahlen;            
3 Ursprungszahlen; Veränderungen gegenüber der Vorperiode auf Basis kalender- und saisonbereinigter Daten;
4 Saldo der positiven und negativen Antworten. 

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. Jan. Feb. März April Mai Juni
Auftragseingang 1

Bauhauptgewerbe Index 109,2 113,7 128,3 123,0 133,0 133,5 130,0 132,5 134,3 133,7 134,2 125,4 130,3
gg. Vp. in % -1,9 4,1 12,8 -4,6 8,1 0,4 -2,6 -0,3 1,4 -0,4 0,4 -6,6 3,9
gg. Vj. in % -1,9 3,8 13,1 10,1 10,2 4,6 1,0 2,8 4,8 5,6 6,3 -4,4 1,3

Hochbau Index 117,4 121,9 137,6 134,6 140,2 144,4 140,0 140,9 146,6 145,7 143,5 134,1 142,4
gg. Vp. in % -0,5 3,8 12,9 -5,1 4,2 3,0 -3,0 -0,4 4,0 -0,6 -1,5 -6,6 6,2
gg. Vj. in % -0,8 3,8 13,3 10,5 9,3 8,7 -1,4 4,2 11,3 10,0 6,6 -10,4 0,5

Wohnungsbau Index 134,9 149,9 172,2 170,4 174,6 179,3 171,7 177,9 179,4 180,6 167,7 164,5 182,8
gg. Vp. in % 3,0 11,1 14,9 -1,1 2,5 2,7 -4,2 8,3 0,8 0,7 -7,1 -1,9 11,1
gg. Vj. in % 2,5 11,4 15,0 9,0 13,9 4,9 -0,3 2,3 8,6 4,1 1,8 -6,4 3,6

Hochbau ohne Index 108,7 107,9 120,4 116,8 123,2 127,1 124,3 122,6 130,3 128,4 131,5 119,0 122,4
Wohnungsbau gg. Vp. in % -2,6 -0,7 11,6 -8,0 5,5 3,2 -2,2 -5,8 6,3 -1,5 2,4 -9,5 2,9

gg. Vj. in % -3,0 -0,8 12,1 11,8 6,4 11,5 -2,1 5,5 13,2 14,8 10,1 -13,0 -1,6

Tiefbau Index 101,1 105,5 119,1 111,5 125,8 122,6 119,9 124,2 121,9 121,7 124,9 116,8 118,1
gg. Vp. in % -3,3 4,4 12,9 -3,8 12,8 -2,5 -2,2 -0,2 -1,9 -0,2 2,6 -6,5 1,1
gg. Vj. in % -3,0 3,7 12,8 9,5 11,1 0,2 3,7 1,3 -2,2 1,0 5,9 3,1 2,1

Straßenbau Index 98,8 100,9 120,1 113,4 126,5 130,3 122,2 135,3 128,3 127,2 129,0 116,5 121,1
gg. Vp. in % -4,4 2,1 19,0 -0,4 11,6 3,0 -6,2 9,2 -5,2 -0,9 1,4 -9,7 3,9
gg. Vj. in % -3,5 1,4 17,5 10,3 27,2 5,4 7,0 2,9 -2,7 13,0 10,9 5,6 4,6

Tiefbau ohne Straßenbau Index 102,5 108,3 118,5 110,3 125,4 118,0 118,6 117,4 118,1 118,4 122,4 117,0 116,3
gg. Vp. in % -2,7 5,7 9,4 -5,7 13,7 -5,9 0,5 -5,9 0,6 0,3 3,4 -4,4 -0,6
gg. Vj. in % -2,7 5,0 10,1 9,0 4,3 -2,8 1,4 0,6 -1,9 -5,4 2,4 1,5 0,5

gewerbliche Auftraggeber Index 112,8 112,7 123,8 118,5 129,1 129,8 122,8 130,7 130,4 128,3 132,0 117,5 118,8
(Hoch- und Tiefbau ohne gg. Vp. in % -1,2 -0,1 9,8 -8,4 8,9 0,5 -5,4 -3,2 -0,2 -1,6 2,9 -11,0 1,1
Wohnungsbau) gg. Vj. in % -1,4 -0,3 10,4 8,5 7,3 9,4 -5,1 9,7 12,8 6,8 6,2 -13,9 -6,7

öffentliche Auftraggeber Index 95,3 100,1 115,3 108,6 120,4 118,8 120,5 116,1 120,1 120,3 122,9 117,9 120,8
(Hoch- und Tiefbau ohne gg. Vp. in % -5,1 5,0 15,2 -2,3 10,9 -1,3 1,4 -1,8 3,4 0,2 2,2 -4,1 2,5
Wohnungsbau) gg. Vj. in % -4,7 4,1 15,0 12,5 11,5 -0,7 8,5 -5,5 -4,8 5,1 8,7 7,8 8,9

Baugenehmigungen (Neubau) 2

Hochbau (veranschlagte Kosten) Mio. € 78378 83667 98125 24933 25625 21462 25587 6513 7077 7872 7794 8453 9340
gg. Vj. in % 2,5 6,7 17,3 11,6 12,0 -2,9 0,5 2,8 -6,0 -4,4 -8,5 4,7 5,2

Wohngebäude Mio. € 46466 51206 58976 14854 15093 13177 15434 4021 4206 4950 4747 5354 5332
gg. Vj. in % 6,4 10,2 15,2 7,4 7,8 -3,4 0,3 -3,9 -6,2 -0,3 -6,5 9,4 -1,7

Nichtwohngebäude Mio. € 31913 32461 39149 10080 10532 8286 10153 2492 2871 2922 3047 3099 4008
gg. Vj. in % -2,7 1,7 20,6 18,3 18,7 -2,1 0,8 15,8 -5,7 -10,5 -11,4 -2,5 16,0

gewerbliche Auftraggeber Mio. € 24145 24355 29235 7368 7988 6194 7489 1924 2077 2193 2222 2359 2908
gg. Vj. in % 2,2 0,9 20,0 13,3 18,9 -2,0 -0,9 23,3 -12,6 -8,0 -13,9 -3,2 14,4

öffentliche Auftraggeber Mio. € 7768 8106 9915 2712 2544 2092 2665 568 795 729 825 740 1099
gg. Vj. in % -15,4 4,3 22,3 34,6 17,9 -2,4 6,0 -4,0 18,6 -17,3 -3,7 -0,4 20,2

Wohngebäude (Rauminhalt) 3 Mio. m 3 141 150 168 41,8 42,7 36,9 42,6 11,3 11,6 14,0 13,1 14,6 14,9
gg. Vj. in % 2,8 6,7 12,2 3,0 6,4 -7,0 -3,8 -8,3 -10,6 -2,5 -11,7 4,0 -3,2

gg. Vp. in % 3,1 5,9 12,4 -4,2 8,8 -7,3 2,2 -8,5 1,5 -0,9 1,0 -0,7 5,2

2016 2017 2017
2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. März April Mai Juni Juli Aug.

ifo Konjunkturtest 4

Kapazitäts- und Geräteauslastung Salden 74,3 74,0 76,2 81,9 81,1 65,4 79,9 66,5 77,3 80,1 82,3 83,4 83,8

witterungsbedingte 
Baubehinderungen Salden 8,6 13,8 15,0 5,0 6,0 47,3 13,0 51,0 23,0 13,0 3,0 2,0 6,0
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2.6  Entwicklung des Auftragseingangs im Bauhauptgewerbe
 Bundesrepublik Deutschland
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 gleitender 3-Monats-Durchschnitt
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preis- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA, Index 2010 = 100;
2 Hoch- und Tiefbau einschließlich vorbereitender Baustellenarbeiten;
3 Kubikmeter umbauter Raum; Ursprungszahlen.
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2.7 ifo Konjunkturtest, ZEW-Geschäftserwartungen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, eigene Berechnungen.  
1 Saldo der positiven und negativen Antworten; Saisonbereinigung des ifo Instituts;     
2 Saldo der positiven und negativen Antworten.

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. März April Mai Juni Juli Aug.

ifo Konjunkturtest 1

Gewerbliche Wirtschaft

Geschäftsklima Salden 9,1 9,2 9,6 9,3 14,3 15,2 21,2 17,3 18,8 21,8 22,9 24,6 24,4

Geschäftslage Salden 13,5 15,5 17,5 17,0 20,9 25,4 34,0 27,4 31,2 34,6 36,2 38,7 36,9

Geschäftserwartungen Salden 4,2 3,2 2,1 1,8 7,9 5,4 9,1 7,6 7,2 9,7 10,3 11,4 12,6

Verarbeitendes Gewerbe

Geschäftsklima Salden 12,9 11,4 10,1 10,1 15,9 17,5 24,4 20,7 21,1 26,0 26,2 29,5 29,9

Geschäftslage Salden 18,9 19,0 18,7 18,2 22,6 28,6 38,2 31,3 34,1 40,1 40,3 45,4 43,7

Geschäftserwartungen Salden 7,1 4,2 1,8 2,4 9,3 6,8 11,5 10,6 8,8 12,7 12,9 14,7 17,0

Vorleistungsgüter

Geschäftsklima Salden 13,5 12,4 11,0 11,8 17,7 18,9 24,8 20,7 24,9 23,9 25,7 28,8 29,5

Geschäftslage Salden 20,2 18,1 19,2 17,9 24,5 31,3 39,4 34,5 39,5 37,8 40,8 44,2 42,5

Geschäftserwartungen Salden 7,0 6,8 3,2 5,7 11,2 7,3 11,2 7,7 11,2 10,8 11,6 14,4 17,2

Investitionsgüter

Geschäftsklima Salden 15,1 10,6 8,8 7,8 14,8 18,2 25,7 23,0 17,4 30,2 29,5 33,8 34,1

Geschäftslage Salden 20,4 18,6 18,3 17,3 22,4 28,9 40,0 31,5 30,8 45,1 44,0 51,6 49,3

Geschäftserwartungen Salden 9,8 2,9 -0,3 -1,2 7,5 7,9 12,3 14,8 4,8 16,2 15,9 17,2 19,9

Konsumgüter

Geschäftsklima Salden 7,6 9,7 9,6 9,3 12,8 12,4 16,8 17,1 17,7 16,9 15,7 20,4 17,9

Geschäftslage Salden 14,4 19,4 17,6 16,8 19,3 21,8 27,3 25,0 28,8 25,9 27,2 31,9 28,4

Geschäftserwartungen Salden 1,0 0,4 2,0 2,1 6,5 3,3 6,7 9,5 7,2 8,2 4,7 9,4 7,8

Bauhauptgewerbe

Geschäftsklima Salden -3,1 -2,9 5,4 6,7 11,1 9,3 12,4 9,5 11,6 13,0 12,6 14,4 17,3

Geschäftslage Salden -3,3 -4,3 9,4 11,4 14,5 17,1 23,6 17,9 22,1 24,7 24,1 24,1 27,9

Geschäftserwartungen Salden -2,9 -1,4 1,5 2,0 7,9 1,8 1,7 1,5 1,6 1,8 1,8 5,0 7,1

Dienstleistungen

Geschäftsklima Salden 22,6 28,6 29,7 30,1 34,0 28,3 26,3 27,1 26,4 26,4 26,2 29,8 31,2

Geschäftslage Salden 32,5 38,9 40,9 38,7 45,0 42,4 41,4 44,8 44,1 40,8 39,2 46,4 45,3
Geschäftserwartungen Salden 13,3 18,8 19,2 21,8 23,4 15,1 12,3 10,6 10,1 12,9 13,9 14,3 17,9

ZEW-Konjunkturerwartungen 2

konjunkturelle Lage Salden 40,0 57,0 55,2 54,2 60,6 77,0 84,0 77,3 80,1 83,9 88,0 86,4 86,7
Konjunkturerwartungen Salden 29,6 31,5 6,7 -1,9 11,3 13,3 19,6 12,8 19,5 20,6 18,6 17,5 10,0
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2.8  Entwicklung des ifo Geschäftsklimas1

 Bundesrepublik Deutschland
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Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung.
1 Saisonbereinigte Salden, Saisonbereinigungsverfahren des ifo Instituts.
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3. Privater Konsum
3.1 Konsumausgaben, Einzelhandelsumsätze, Preise, Geschäfts- und Konsumklima
 Bundesrepublik Deutschland 

2015 2016 2017

2014 2015 2016 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj.
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 1

Private Konsumausgaben 1 Index 104,3 106,1 108,3 105,5 105,8 106,4 107,0 107,6 107,8 108,2 108,9 109,3 110,2 
(in konstanten Preisen) gg. Vp. in % 1,0 1,7 2,1 0,2 0,3 0,6 0,6 0,6 0,2 0,4 0,6 0,4 0,8 

gg. Vj. in % 1,0 1,7 2,1 1,8 1,4 1,6 2,1 2,0 2,9 1,7 1,7 1,8 1,6 
 Verfügbare Einkommen in Mrd. € 1710 1754 1805 433 437 441 444 445 449 451 458 462 466
 (in jeweiligen Preisen) gg. Vp. in % 2,4 2,6 2,9 0,1 1,0 0,8 0,7 0,2 0,9 0,5 1,5 0,9 0,9 

gg. Vj. in % 2,4 2,6 2,9 2,5 2,3 2,5 2,9 2,7 3,6 2,3 3,1 4,2 3,2 

2016 2017 2017
2014 2015 2016 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. 3. Vj. April Mai Juni Juli Aug. Sept.

Einzelhandelsumsätze 1

Einzelhandel Index 102,7 106,6 108,8 110,6 110,8 112,6 - 112,0 112,2 113,7 112,3 - - 
(ohne Handel mit Kfz) gg. Vp. in % 1,4 3,8 2,1 1,5 0,2 1,6 - 0,0 0,2 1,3 -1,2 - - 

gg. Vj. in % 1,4 3,9 2,1 2,6 2,8 4,3 - 4,2 3,5 5,1 3,1 - - 
 Lebensmittel, Getränke, Index 102,5 104,9 106,3 106,9 106,7 109,5 - 110,4 108,6 109,4 109,2 - - 
 Tabakwaren gg. Vp. in % 1,2 2,3 1,3 -0,2 -0,2 2,6 - 3,0 -1,6 0,7 -0,2 - - 

gg. Vj. in % 1,4 2,3 1,2 1,6 1,0 3,8 - 5,5 2,5 3,2 1,9 - - 
 Textilien, Bekleidung, Index 99,8 99,1 97,9 102,8 101,6 101,1 - 101,0 99,5 102,7 100,9 - - 
 Schuhe, Lederwaren gg. Vp. in % 1,0 -0,7 -1,2 6,5 -1,2 -0,5 - -2,4 -1,5 3,2 -1,8 - - 

gg. Vj. in % 0,9 -0,5 -1,0 4,9 7,8 3,4 - 1,7 1,4 7,0 1,3 - - 
 Geräte der Informations- Index 121,8 126,7 126,6 132,0 139,1 139,2 - 140,8 136,3 140,5 143,2 - - 
 und Kommunikationstechnik gg. Vp. in % 3,6 4,0 -0,1 5,3 5,4 0,1 - -0,5 -3,2 3,1 1,9 - - 

gg. Vj. in % 3,9 3,9 0,2 3,3 12,8 11,1 - 13,8 10,5 9,4 14,5 - - 
 Möbel, Raumausstattung, Index 98,9 100,8 101,4 101,4 101,7 102,9 - 102,4 102,5 103,7 102,9 - - 
 Haushaltsgeräte, Baubedarf gg. Vp. in % -0,8 1,9 0,6 0,2 0,3 1,2 - -1,3 0,1 1,2 -0,8 - - 

gg. Vj. in % -0,7 1,9 0,6 0,1 0,3 1,2 - 0,6 0,6 2,5 0,8 - - 
Handel mit Kfz einschl. Index 104,6 111,4 117,6 119,3 121,7 122,0 - 119,0 122,3 124,7 - - - 
Instandhaltung und Reparatur gg. Vp. in % 2,4 6,5 5,6 1,0 2,0 0,2 - -2,6 2,8 2,0 - - - 

gg. Vj. in % 2,3 6,7 5,4 5,3 4,4 5,3 - 2,7 6,1 7,3 - - - 
Umsätze im Gastgewerbe 1

Insgesamt Index 101,7 102,3 102,7 102,0 103,4 103,5 - 103,0 104,0 103,4 - - - 
gg. Vp. in % 0,9 0,6 0,4 -1,4 1,4 0,1 - -2,1 1,0 -0,6 - - - 
gg. Vj. in % 0,9 0,7 0,6 -0,8 0,2 0,5 - -1,8 1,9 1,1 - - - 

Pkw-Neuzulassungen 2

Insgesamt in Tsd. 3037 3206 3352 796 845 942 - 291 324 328 283 254 -
gg. Vj. in % 2,9 5,6 4,5 -0,3 6,7 0,0 - -8,0 12,9 -3,5 1,5 3,5 - 

private Neuzulassungen in Tsd. 1099 1098 1173 275 282 336 - 101 117 118 101 99 -
gg. Vj. in % -1,9 -0,1 6,8 3,6 9,0 -2,3 - -8,1 8,5 -6,5 1,9 6,0 - 

Verbraucherpreise 3

Insgesamt Index 106,6 106,9 107,4 108,2 108,6 108,9 - 109,0 108,8 109,0 109,4 109,5 - 
gg. Vj. in % 0,9 0,2 0,5 1,1 1,9 1,7 - 2,0 1,5 1,6 1,7 1,8 - 

Nahrungsmittel gg. Vj. in % 1,0 0,8 0,8 1,2 3,3 2,3 - 1,8 2,4 2,8 2,7 3,0 - 
Wohnungsmieten gg. Vj. in % 1,5 1,2 1,2 1,4 1,6 1,7 - 1,7 1,8 1,8 1,8 1,7 - 
Haushaltsenergie gg. Vj. in % -0,9 -5,5 -4,5 -1,5 2,7 1,0 - 2,4 0,8 -0,1 0,7 1,4 - 
Kraftfahrer-Preisindex gg. Vj. in % -0,8 -2,6 -1,3 1,5 5,1 2,8 - 4,5 2,7 1,4 1,8 2,7 - 

Stimmungsindikatoren zum privaten Konsum
ifo Geschäftsklima Einzelhandel4 Salden 2,9 7,1 8,1 9,1 5,8 13,7 - 13,5 11,4 16,1 11,0 5,1 - 

Geschäftslage Salden 8,9 15,7 17,9 20,2 15,7 24,2 - 22,5 21,0 29,0 24,8 16,5 - 
Geschäftserwartungen Salden -2,9 -1,2 -1,2 -1,4 -3,6 3,7 - 4,9 2,3 3,9 -1,9 -5,8 - 

GfK – Konsumklima 5 Punkte 8,5 9,7 9,8 9,8 10,0 10,1 10,8 9,8 10,2 10,4 10,6 10,8 10,9 
Anschaffungsneigung Punkte 48,7 54,7 52,8 52,0 52,1 55,9 - 54,8 56,1 56,7 56,5 57,0 - 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank, Kraftfahrt-Bundesamt, ifo Institut, Gesellschaft für Konsumforschung.       
1      Preis-, kalender- und saisonbereinigt; Index 2010 = 100; Vorjahresveränderungen auf Basis preis- und kalenderbereinigter Daten;       
2      Ursprungszahlen;      3      Ursprungszahlen; Index 2010 = 100;      4      Salden der positiven und negativen Antworten, Saisonbereinigung des 
ifo Instituts;      5      Durch GfK standardisierte und saisonbereinigte Salden der positiven und negativen Antworten; der letzte Wert ist jeweils 
prognostiziert.         

76



MONATSBERICHT 10-2017

3.2  Entwicklung des privaten Konsums
 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Statistisches Bundesamt, ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Gesellschaft für Konsumforschung (GfK).
1 Basis: 2010 = 100, preis- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Saisonbereinigung des ifo Instituts;
3 Saisonbereinigung der GfK.

 gleitender 12-Monats-Wert         Monatswerte
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4. Außenwirtschaft
4.1 Leistungsbilanz und Außenhandel nach Ländern
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1  Zahlungsbilanzstatistik (BPM 6), kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
2 Außenhandelsstatistik des Statistischen Bundesamtes, Warenhandel, Ursprungszahlen.

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. Feb. März April Mai Juni Juli
Leistungsbilanz und Komponenten (Saldo)1

 Leistungsbilanz in Mrd. € 221 261 261 62 62 65 59 22,3 22,6 15,8 19,6 23,7 21,1
gg. Vp. in % 15,4 18,1 -0,1 -10,7 0,3 4,0 -8,4 14,2 1,2 -29,9 23,5 21,2 -10,8

 Warenhandel in Mrd. € 230 259 268 67 63 67 66 24,1 21,9 21,0 21,1 23,6 22,9
gg. Vp. in % 7,2 12,6 3,6 -7,1 -6,1 6,4 -1,7 16,0 -9,3 -4,0 0,3 11,9 -2,9

  Ausfuhr in Mrd. € 1120 1176 1190 297 302 313 316 104,7 104,7 104,5 106,9 104,6 105,4
gg. Vp. in % 3,2 5,0 1,1 -0,3 1,8 3,6 1,0 1,1 0,0 -0,1 2,3 -2,2 0,8 

  Einfuhr in Mrd. € 889 917 921 230 239 246 250 80,6 82,8 83,6 85,9 81,0 82,6
gg. Vp. in % 2,2 3,1 0,5 1,8 4,1 2,9 1,7 -2,7 2,8 0,9 2,8 -5,7 1,9 

 Dienstleistungen in Mrd. € -25 -19 -20 -5 -4 -5 -5 -1,4 -2,1 -2,3 -2,1 -0,8 -2,1
gg. Vp. in % -38,1 -26,2 7,6 -4,4 -19,6 16,1 4,0 -16,0 52,2 11,1 -7,8 -60,8 148,2 

  Einnahmen in Mrd. € 224 245 254 63 64 65 66 21,8 21,6 21,6 21,7 22,9 22,4
gg. Vp. in % 9,1 9,2 3,5 0,9 1,3 0,5 2,4 2,5 -1,1 0,0 0,4 5,9 -2,4

  Ausgaben in Mrd. € 250 264 274 69 69 70 71 23,2 23,6 23,9 23,8 23,8 24,5
gg. Vp. in % 1,3 5,6 3,8 0,4 -0,3 1,5 2,5 1,2 2,1 1,0 -0,4 -0,1 2,9 

 Primäreinkommen in Mrd. € 57 60 53 12 14 13 16 1,8 5,3 6,0 4,3 5,7 5,1
gg. Vp. in % -5,7 5,3 -11,8 8,0 11,7 -3,7 19,9 -70,4 190,2 12,7 -28,2 32,2 -10,9

 Sekundäreinkommen in Mrd. € -40 -39 -40 -12 -10 -11 -17 -2,2 -2,5 -8,9 -3,7 -4,7 -4,8
gg. Vp. in % -4,2 -3,3 2,4 40,3 -14,5 3,4 63,5 -61,4 12,5 251,6 -58,4 28,2 0,4 

Außenhandel nach Ländern2

Ausfuhr insgesamt in Mrd. € 1124 1194 1207 298 307 319 319 102,4 118,3 101,0 110,7 107,3 103,7
gg. Vj. in % 3,3 6,2 1,1 -0,6 2,2 8,5 3,8 3,2 10,9 -2,9 14,1 0,8 8,0 

 EU-Länder in Mrd. € 649 693 708 173 177 188 189 61,3 68,0 60,9 64,3 64,1 59,9
gg. Vj. in % 4,8 6,8 2,2 1,0 1,4 6,5 4,5 3,0 8,7 -0,5 12,0 2,6 6,7 

  Eurozone1 in Mrd. € 411 434 442 107 112 118 119 38,2 42,4 38,3 40,8 40,0 37,9
gg. Vj. in % 2,0 5,6 1,8 1,1 2,4 7,0 5,3 3,5 9,3 -0,2 13,5 3,1 6,9 

  Nicht-Eurozone in Mrd. € 238 259 266 66 66 70 70 23,1 25,5 22,6 23,5 24,1 21,9
gg. Vj. in % 10,1 8,9 2,8 0,9 -0,1 5,7 3,3 2,2 7,6 -1,0 9,4 1,8 6,4 

 Drittländer in Mrd. € 475 501 499 125 130 132 130 41,1 50,4 40,1 46,4 43,3 43,8
gg. Vj. in % 1,2 5,4 -0,4 -2,7 3,3 11,5 2,7 3,4 14,1 -6,3 17,3 -1,7 9,7 

Einfuhr insgesamt in Mrd. € 910 949 955 235 247 259 257 82,4 93,0 83,1 88,7 85,0 84,2
gg. Vj. in % 2,2 4,3 0,6 -1,2 3,1 10,1 8,4 3,7 14,9 5,6 16,3 3,7 9,5 

 EU-Länder in Mrd. € 595 622 633 155 163 170 169 54,7 61,2 55,0 57,9 56,2 55,6
gg. Vj. in % 3,4 4,5 1,8 -0,3 3,2 9,0 6,2 2,5 13,7 3,8 13,3 1,8 8,4 

  Eurozone in Mrd. € 411 426 429 105 110 115 114 37,0 41,4 37,1 39,1 38,0 38,0
gg. Vj. in % 2,3 3,7 0,7 -1,3 2,3 8,0 5,3 2,4 12,9 3,9 12,6 0,0 7,5 

  Nicht-Eurozone in Mrd. € 184 196 204 50 53 55 55 17,7 19,8 17,9 18,7 18,2 17,6
gg. Vj. in % 6,0 6,2 4,2 2,1 5,2 11,1 8,0 2,8 15,5 3,7 14,8 5,9 10,4 

 Drittländer in Mrd. € 315 328 322 80 84 90 88 27,7 31,8 28,1 30,8 28,8 28,6
gg. Vj. in % 0,0 3,9 -1,6 -2,9 2,7 12,3 12,8 6,2 17,4 9,1 22,2 7,5 11,5 
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4.2  Entwicklung der Außenwirtschaft
 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1  Zahlungsbilanzstatistik (BPM 6), kalender- und saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA.

    Monatssaldo           gleitender 12-Monats-Durchschnitt

 Einfuhr, gleitender 3-Monats-Durchschnitt        Einfuhr, Monatswerte

 Ausfuhr, gleitender 3-Monats-Durchschnitt        Ausfuhr, Monatswerte
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5. Arbeitsmarkt
5.1 Erwerbstätige, Arbeitslose, gemeldete Arbeitsstellen
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, Institut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung, Statistisches Bundesamt.
1 Inlandskonzept;
2 Aus der Arbeitskräfteerhebung; Abgrenzung nach ILO;
3 Abgrenzung nach SGB; Quoten auf Basis aller zivilen Erwerbspersonen;
4 Konjunkturelle Kurzarbeit nach § 96 SGB III;
5 Verfahren Census X-12-ARIMA.

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. März April Mai Juni Juli Aug.
Ursprungszahlen
Erwerbstätige 1 in Tsd. 42672 43069 43638 43832 44066 43746 44221 43868 44047 44239 44377 44387 -

gg. Vj. in Tsd. +353 +398 +569 +546 +591 +650 +664 +644 +659 +662 +670 +698 -

Sozialversicherungspflichtig in Tsd. 30218 30853 31514 31642 31988 31806 32120 31934 32031 32148 32182 - -
Beschäftigte gg. Vj. in Tsd. +490 +635 +662 +622 +691 +734 +765 +740 +732 +754 +809 - -

Erwerbslose 2 in Tsd. 2090 1950 1774 1732 1630 1761 1636 1689 1776 1568 1564 1546 -
gg. Vj. in Tsd. -92 -140 -176 -114 -268 -179 -157 -254 -17 -219 -236 -263 -

Erwerbslosenquote in % 5,0 4,6 4,1 4,0 3,8 4,1 3,8 4,0 4,2 3,7 3,6 3,6 -
Arbeitslose insgesamt 3 in Tsd. 2898 2795 2691 2651 2547 2734 2513 2662 2569 2498 2473 2518 2545

gg. Vj. in Tsd. -52 -104 -104 -108 -108 -158 -161 -183 -175 -166 -142 -143 -139

SGB II in Tsd. 1965 1936 1869 1843 1781 1747 1690 1727 1707 1688 1677 1675 1690
gg. Vj. in Tsd. -16 -29 -67 -89 -99 -213 -202 -229 -220 -203 -184 -180 -165

SGB III in Tsd. 933 859 822 808 766 987 822 935 861 810 796 842 855
gg. Vj. in Tsd. -36 -75 -37 -19 -9 +54 +41 +47 +45 +36 +42 +37 +25

Westdeutschland in Tsd. 2075 2021 1979 1970 1888 2020 1882 1974 1917 1871 1857 1897 1923
gg. Vj. in Tsd. -6 -54 -42 -43 -42 -74 -81 -91 -88 -84 -71 -74 -75

Ostdeutschland in Tsd. 824 774 712 681 659 713 631 688 652 627 616 621 622
gg. Vj. in Tsd. -46 -50 -62 -65 -66 -84 -80 -92 -88 -83 -71 -70 -65

Arbeitslosenquote in % 6,7 6,4 6,1 6,0 5,8 6,2 5,6 6,0 5,8 5,6 5,5 5,6 5,7
Westdeutschland in % 5,9 5,7 5,6 5,5 5,3 5,6 5,2 5,5 5,4 5,2 5,1 5,2 5,3
Ostdeutschland in % 9,8 9,2 8,5 8,1 7,8 8,5 7,5 8,2 7,7 7,4 7,3 7,4 7,4

Zugänge an Arbeitslosen in Tsd./M. 637 626 642 653 645 683 592 627 637 609 531 650 670
Abgänge an Arbeitslosen in Tsd./M. 647 633 651 655 658 652 656 727 730 680 556 605 643
Kurzarbeit 4 in Tsd. 49 44 42 35 36 42 27 40 28 26 27 - -
(konjunkturell bedingt) gg. Vj. in Tsd. -27 -5 -2 +1 -10 -9 -20 -12 -27 -19 -15 - -

Unterbeschäftigung in Tsd. 3803 3631 3577 3550 3515 3711 3531 3673 3589 3519 3484 3503 3481
gg. Vj. in Tsd. -99 -171 -54 -6 +30 +23 -25 +3 -6 -31 -38 -57 -86

Gemeldete Arbeitsstellen in Tsd. 490 569 655 682 677 671 717 692 706 714 731 750 765
gg. Vj. in Tsd. +33 +78 +87 +87 +72 +61 +64 +57 +66 +60 +66 +76 +80

saisonbereinigte Angaben 5

Erwerbstätige 1 gg. Vp. in Tsd. +353 +397 +568 +129 +183 +211 +139 +48 +42 +47 +48 +42 -
Sozialv.pfl. Beschäftigte gg. Vp. in Tsd. +490 +634 +661 +147 +251 +206 +163 +55 +39 +77 +53 - -

Erwerbslose gg. Vp. in Tsd. -81 -160 -151 -39 -72 -31 -37 -5 -12 -18 -25 -27 -
Erwerbslosenquote in % 5,0 4,6 4,2 4,1 4,0 3,9 3,8 3,9 3,9 3,8 3,8 3,7 -
Arbeitslose insgesamt 3 gg. Vp. in Tsd. -53 -103 -104 -29 -32 -60 -41 -27 -14 -8 +6 -9 -5

SGB II gg. Vp. in Tsd. -16 -28 -68 -34 -28 -108 -34 -19 -13 -3 +1 -4 +6
SGB III gg. Vp. in Tsd. -37 -75 -35 +5 -3 +48 -7 -9 -1 -5 +6 -6 -9
Westdeutschland gg. Vp. in Tsd. -6 -54 -42 -10 -13 -34 -22 -16 -7 -5 +5 -6 -2
Ostdeutschland gg. Vp. in Tsd. -46 -49 -62 -18 -19 -25 -18 -12 -7 -3 +2 -4 -1

Arbeitslosenquote in % 6,7 6,4 6,1 6,1 6,0 5,9 5,7 5,8 5,8 5,7 5,7 5,7 5,7
Westdeutschland in % 5,9 5,7 5,5 5,5 5,5 5,4 5,3 5,3 5,3 5,3 5,3 5,3 5,2
Ostdeutschland in % 9,7 9,2 8,4 8,3 8,1 7,8 7,6 7,7 7,6 7,6 7,6 7,6 7,5

Unterbeschäftigung gg. Vp. in Tsd. -100 -171 -52 +28 +4 -38 -18 -14 -2 -8 +4 -8 -
Gemeldete Arbeitsstellen gg. Vp. in Tsd. +33 +78 +87 +15 +16 +14 +19 +3 +10 +6 +10 +11 +9

Indizes
ifo Beschäftigungsbarometer Index 106,8 108,4 109,2 109,0 111,1 110,3 111,1 109,4 111,4 110,8 111,0 112,1 111,2
IAB-Arbeitsmarktbarometer Index 102,7 103,1 103,2 103,5 103,7 104,2 104,3 104,3 104,4 104,4 104,1 103,8 103,6
BA-X Stellenindex Index 168,7 192,2 216,6 218,7 223,7 227,3 232,7 228,0 231,0 232,0 235,0 238,0 239,0
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5.2  Entwicklung des Arbeitsmarkts
 Bundesrepublik Deutschland
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Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, Statistisches Bundesamt.
1 Erwerbstätige nach dem Inlandskonzept;
2 Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA.

   Erwerbstätige – vierteljährliche Vorjahresveränderung in % (rechte Skala)             Ursprungswerte             saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA

    Arbeitslose Westdeutschland                Arbeitslose Ostdeutschland
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6. Preise
6.1 Verbraucherpreise, Erzeugerpreise, Baupreise
 Bundesrepublik Deutschland

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. März April Mai Juni Juli Aug.

Verbraucherpreise 1

Insgesamt (Ursprungszahlen) Index 106,6 106,9 107,4 107,6 108,2 108,6 108,9 109,0 109,0 108,8 109,0 109,4 109,5 
gg. Vj. in % +0,9 +0,3 +0,5 +0,5 +1,1 +1,9 +1,7 +1,6 +2,0 +1,5 +1,6 +1,7 +1,8 

 Waren Index 107,9 107,0 106,6 106,4 107,7 108,5 108,7 108,8 109,1 108,8 108,3 108,0 108,2 
gg. Vj. in % +0,2 -0,8 -0,4 -0,5 +0,8 +2,8 +1,8 +2,5 +2,2 +1,8 +1,5 +1,7 +2,0 

 Verbrauchsgüter Index 111,7 110,0 108,8 108,8 109,9 111,5 111,2 111,2 111,6 111,2 110,9 111,0 111,1 
gg. Vj. in % +0,2 -1,5 -1,1 -1,1 +0,8 +3,5 +2,1 +3,0 +2,9 +2,0 +1,5 +1,8 +2,3 

 darunter: Index 111,5 112,4 113,3 112,7 114,0 116,8 115,9 116,3 115,9 115,9 115,8 116,1 115,9 
 Nahrungsmittel gg. Vj. in % +1,0 +0,8 +0,8 +0,8 +1,2 +3,3 +2,4 +2,3 +1,8 +2,4 +2,8 +2,7 +3,0 

 darunter: Index 119,5 112,8 107,8 107,5 108,7 109,8 109,2 109,5 109,9 109,1 108,5 108,6 108,8 
 Haushaltsenergie 2 gg. Vj. in % -0,9 -5,6 -4,4 -4,2 -1,5 +2,7 +1,1 +2,0 +2,4 +0,8 -0,1 +0,7 +1,4 

 Gebrauchsgüter, Index 104,8 105,5 106,3 105,2 108,3 106,2 108,5 109,0 109,3 109,0 107,1 105,4 106,3 
 mittlere Lebensdauer gg. Vj. in % +0,7 +0,7 +0,8 +0,4 +1,1 +1,3 +1,6 +2,1 +1,2 +1,8 +1,6 +1,5 +1,9 

 Gebrauchsgüter, Index 96,9 97,3 98,4 98,4 98,7 99,0 99,4 99,2 99,3 99,4 99,4 99,5 99,3 
 langlebig gg. Vj. in % -0,5 +0,4 +1,1 +1,1 +0,9 +0,8 +1,0 +0,9 +0,9 +1,0 +1,0 +1,2 +0,8 

 Dienstleistungen Index 105,5 106,8 108,2 108,8 108,7 108,8 109,1 109,1 108,8 108,9 109,7 110,7 110,7 
gg. Vj. in % +1,6 +1,2 +1,3 +1,4 +1,3 +1,1 +1,5 +0,7 +1,7 +1,2 +1,7 +1,7 +1,6 

 darunter: Index 105,4 106,7 108,0 108,1 108,6 109,1 109,6 109,2 109,4 109,6 109,7 109,8 109,9 
 Wohnungsmieten gg. Vj. in % +1,5 +1,2 +1,2 +1,2 +1,4 +1,6 +1,8 +1,6 +1,7 +1,8 +1,8 +1,8 +1,7 

 Insgesamt ohne Energie Index 105,6 106,8 108,1 108,3 108,8 109,1 109,5 109,5 109,4 109,4 109,7 110,1 110,2 
gg. Vj. in % +1,3 +1,1 +1,2 +1,2 +1,3 +1,5 +1,6 +1,2 +1,7 +1,4 +1,8 +1,7 +1,8 

Energie Index 115,5 107,4 101,6 101,7 103,4 105,3 104,3 104,7 105,6 104,1 103,3 103,0 103,5 
gg. Vj. in % -2,1 -7,0 -5,4 -5,6 -0,6 +6,1 +2,3 +5,1 +5,1 +2,0 0,0 +0,9 +2,3 

Insgesamt (saisonbereinigt 3) Index 106,6 106,9 107,4 107,6 108,2 108,8 109,0 108,7 108,9 109,0 109,0 109,3 109,4 
gg. Vj. in % +0,9 +0,3 +0,5 +0,6 +1,1 +2,1 +1,6 +1,8 +1,7 +1,6 +1,4 +1,7 +1,8 

HVPI 4 Index 99,9 100,0 100,4 100,6 101,1 101,5 101,7 101,8 101,8 101,6 101,8 102,2 102,4 
gg. Vj. in % +0,8 +0,1 +0,4 +0,4 +1,0 +1,9 +1,6 +1,5 +2,0 +1,4 +1,5 +1,5 +1,8 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 5

Insgesamt Index 105,8 103,9 102,1 102,2 103,0 104,2 104,6 104,3 104,7 104,5 104,5 104,7 -  
gg. Vj. in % -1,0 -1,8 -1,7 -1,6 +0,2 +2,8 +2,9 +3,1 +3,4 +2,8 +2,4 +2,3 -  

Vorleistungsgüter Index 103,5 102,3 100,8 101,0 101,4 103,4 104,3 104,0 104,4 104,3 104,1 104,1 -  
gg. Vj. in % -1,1 -1,2 -1,5 -1,6 +0,2 +3,2 +3,8 +3,9 +4,3 +3,7 +3,2 +3,0 -  

Investitionsgüter Index 103,5 104,2 104,8 104,9 105,0 105,5 105,8 105,6 105,7 105,8 105,8 106,0 -  
gg. Vj. in % +0,5 +0,7 +0,6 +0,6 +0,6 +0,9 +1,1 +1,0 +1,0 +1,1 +1,0 +1,1 -  

Konsumgüter Index 109,0 108,1 108,8 108,9 109,8 110,7 111,7 110,8 111,3 111,6 112,1 112,3 -  
gg. Vj. in % +0,6 -0,8 +0,6 +0,6 +1,5 +2,3 +3,3 +2,5 +3,1 +3,2 +3,6 +3,3 -  

Gebrauchsgüter Index 105,7 107,1 108,4 108,6 108,6 109,3 109,6 109,5 109,5 109,6 109,6 109,7 -  
gg. Vj. in % +1,3 +1,3 +1,2 +1,2 +1,1 +1,1 +1,1 +1,2 +1,1 +1,1 +1,0 +1,1 -  

Verbrauchsgüter Index 109,5 108,3 108,8 109,0 110,0 110,9 111,9 111,0 111,5 111,9 112,4 112,7 -  
gg. Vj. in % +0,5 -1,1 +0,5 +0,6 +1,6 +2,4 +3,5 +2,7 +3,2 +3,5 +3,9 +3,7 -  

Energie Index 108,5 102,6 96,6 96,6 98,5 99,7 99,0 99,2 99,6 98,7 98,7 98,9 -  
gg. Vj. in % -3,1 -5,4 -5,8 -5,6 -1,2 +4,6 +3,0 +4,5 +4,6 +2,9 +1,6 +1,9 -  

Baupreise 6

Wohngebäude Index 109,4 111,1 113,4 113,7 114,1 115,4 116,4 -  -  -  -  -  -  
gg. Vj. in % +1,8 +1,6 +2,1 +2,1 +2,2 +2,6 +2,8 -  -  -  -  -  -  

Straßenbau Index 110,3 111,4 112,4 112,7 113,1 114,6 116,2 -  -  -  -  -  -  
gg. Vj. in % +1,3 +1,0 +0,9 +1,2 +1,3 +2,6 +3,7 -  -  -  -  -  -  

Quellen: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1 Preisindex 2010 = 100; Gliederung nach Waren und Leistungen; Abgrenzung nach der COICOP (Classification of Individual Consumption by  
Purpose);     2     Strom, Gas und andere Brennstoffe;     3     Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;     4     Harmonisierter Verbraucher-
preis index; Ursprungszahlen; Basis 2015 = 100;     5     Ursprungszahlen; Preisindex 2010 = 100;     6     Ursprungszahlen; Preisindex 2010 = 100; 
Quartalsdaten.           
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6.2  Entwicklung der Verbraucherpreise, Erzeugerpreise
 Bundesrepublik Deutschland

Verbraucher- und Erzeugerpreise (2010 = 100)
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Quelle: Statistisches Bundesamt.

 Verbraucherpreise             Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
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6.3 Weltmarktpreise für Rohstoffe, Außenhandelspreise, Wechselkurse des Euro
 Bundesrepublik Deutschland

Quellen: HWWI, Europäische Zentralbank, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.      
1 HWWI-Index auf US-Dollar-Basis, 2015 = 100;          
2 Index 2010 = 100;            
3  Berechnung der EZB; EWK-19-Gruppe: Die verwendeten Gewichte beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 2007 bis 

2009 mit den neun nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden EU-Mitgliedstaaten sowie Australien, China, Hongkong, Japan, Kanada, 
Norwegen, Schweiz, Singapur, Südkorea, Vereinigte Staaten;

4 Berechnung der Deutschen Bundesbank; auf Basis der Verbraucherpreise.       
       

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. März April Mai Juni Juli Aug.

Weltmarktpreise für Rohstoffe 1

Insgesamt Index 172,4 100,1 87,4 90,7 100,9 106,7 98,7 102,3 103,5 99,4 93,3 96,6 100,9 
gg. Vj. in % -7,1 -41,9 -12,7 -6,7 +18,9 +52,4 +12,3 +34,8 +27,5 +12,2 -0,7 +7,2 +11,0 

Nahrungs- und Genussmittel Index 121,6 100,0 102,1 105,0 104,4 104,7 97,9 101,9 98,4 98,5 96,7 100,2 96,6 
gg. Vj. in % -1,5 -17,7 +2,1 +6,8 +8,5 +11,9 -7,0 +6,1 -0,9 -6,5 -13,0 -6,1 -7,1 

Industrie-Rohstoffe Index 135,2 100,1 97,3 97,5 108,8 123,1 110,4 124,1 115,3 109,6 106,3 113,3 121,6 
gg. Vj. in % -13,4 -26,0 -2,8 +1,0 +23,9 +40,4 +16,0 +32,4 +18,0 +15,6 +14,3 +16,6 +23,0 

Energie-Rohstoffe Index 179,2 100,1 85,5 89,2 99,8 105,3 97,7 100,3 102,7 98,5 91,9 94,8 99,2 
(Rohöl und Kohle) gg. Vj. in % -6,8 -44,1 -14,6 -8,3 +19,2 +57,6 +13,5 +37,6 +31,0 +13,3 -1,2 +7,2 +11,2 

Außenhandelspreise 2

Einfuhrpreise insgesamt Index 103,6 100,9 97,8 97,8 99,8 102,5 101,3 102,4 102,3 101,3 100,2 99,8 -  
gg. Vj. in % -2,2 -2,6 -3,1 -2,8 +1,0 +6,5 +4,2 +6,1 +6,1 +4,1 +2,5 +1,9 -  

Güter der Index 111,9 112,7 112,4 112,4 114,9 117,6 115,2 116,6 116,3 115,0 114,2 113,3 -  
Ernährungswirtschaft gg. Vj. in % -0,6 +0,7 -0,3 +0,7 +2,8 +6,1 +3,5 +5,0 +5,2 +3,1 +2,1 +1,2 -  

Güter der gewerblichen Index 102,8 99,7 96,3 96,3 98,3 101,0 99,8 101,0 100,9 99,9 98,7 98,4 -  
Wirtschaft gg. Vj. in % -2,4 -3,0 -3,4 -3,2 +0,9 +6,5 +4,3 +6,2 +6,2 +4,3 +2,4 +2,1 -  

Rohstoffe und Halbwaren Index 109,0 88,3 77,1 77,7 84,5 92,2 87,6 91,5 90,8 87,8 84,1 83,9 -  
gg. Vj. in % -7,7 -19,0 -12,7 -10,1 +6,1 +30,9 +15,7 +26,4 +24,2 +15,4 +8,0 +8,0 -  

Fertigwaren Index 100,9 103,3 102,2 102,1 102,6 103,7 103,7 103,9 104,1 103,7 103,3 103,0 -  
gg. Vj. in % -0,4 +2,4 -1,1 -1,4 -0,4 +1,3 +1,7 +1,8 +2,3 +1,7 +1,2 +0,7 -  

Ausfuhrpreise insgesamt Index 104,0 104,9 104,0 104,0 104,8 105,9 106,0 106,0 106,2 106,0 105,8 105,7 -  
gg. Vj. in % -0,3 +0,9 -0,9 -0,9 +0,4 +2,2 +2,2 +2,3 +2,6 +2,2 +1,8 +1,5 -  

Terms of Trade Verhältnis 100,4 103,9 106,4 106,3 105,0 103,3 104,7 103,5 103,8 104,6 105,6 105,9 -  
gg. Vj. in % +1,9 +3,5 +2,4 +1,9 -0,6 -4,1 -1,9 -3,6 -3,4 -1,9 -0,6 -0,4 -  

Wechselkurs des Euro

in US-Dollar Kurs 1,33 1,11 1,11 1,12 1,08 1,06 1,10 1,07 1,07 1,11 1,12 1,15 1,18 
gg. Vj. in % +0,1 -16,5 -0,3 +0,4 -1,5 -3,4 -2,6 -3,7 -5,4 -2,2 0,0 +4,0 +5,3 

in Yen Kurs 140,4 134,3 120,3 114,3 117,9 121,0 122,3 120,7 118,3 124,1 124,6 129,5 129,7 
gg. Vj. in % +8,3 -4,3 -10,4 -15,9 -11,3 -4,7 +0,3 -3,8 -4,8 +0,7 +5,2 +12,3 +14,3 

in Pfund-Sterling Kurs 0,81 0,73 0,82 0,85 0,87 0,86 0,86 0,87 0,85 0,86 0,88 0,89 0,91 
gg. Vj. in % -5,0 -10,0 +12,8 +18,4 +20,4 +11,6 +9,3 +10,9 +7,1 +10,0 +11,0 +5,4 +6,5 

Effektive Wechselkurse des Euro 3

nominal Index 101,4 91,7 94,4 94,8 94,5 93,8 95,2 94,0 93,7 95,6 96,3 97,6 99,0 
gg. Vj. in % +0,4 -9,5 +2,8 +3,0 +2,9 +0,2 +0,8 +0,4 -0,7 +1,0 +2,0 +3,2 +4,4 

real, auf Basis von Index 97,2 87,6 89,5 90,0 89,6 89,0 90,3 89,2 89,0 90,5 91,3 92,4 93,8 
Verbraucherpreisen gg. Vj. in % -0,5 -9,9 +2,2 +2,4 +2,3 +0,3 +0,6 +0,4 -0,5 +0,7 +1,7 +2,9 +4,2 

Preisliche Wettbewerbsfähigkeit der  
deutschen Wirtschaft 4

25 ausgewählte Industrieländer Index 98,2 94,1 94,7 95,0 94,9 94,5 95,2 94,6 94,4 95,4 95,9 96,6 97,3 
gg. Vj. in % +0,1 -4,1 +0,6 +0,9 +1,1 +0,2 +0,6 +0,1 -0,4 +0,7 +1,5 +1,9 +2,4 

56 Länder Index 90,7 85,8 87,0 87,1 86,8 86,2 86,9 86,1 85,9 87,1 87,6 88,5 89,3 
gg. Vj. in % +0,7 -5,4 +1,4 +1,0 +0,9 -0,8 -0,4 -0,7 -1,3 -0,4 +0,5 +1,9 +2,6 
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6.4   Entwicklung der Weltmarktpreise für Rohstoffe, Außenhandelspreise, 
Außenwert des Euro

 Bundesrepublik Deutschland

 auf Euro-Basis

 auf US-Dollar-Basis

 Einfuhrpreise

 Ausfuhrpreise

 Außenwert des Euro gegenüber dem US-Dollar; 1999 = 100

  Nominaler effektiver Wechselkurs des Euro 1;  

1. Quartal 1999 = 100

 Indikator der preislichen Wettbewerbsfähigkeit 2
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Quellen: HWWI, Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank.
1  Erstes Quartal 1999 = 100; Berechnung der EZB; EWK-19-Gruppe: Durchschnitte der Euro-Wechselkurse. Die dabei verwendeten 

Gewichte beruhen auf dem Handel mit gewerblichen Erzeugnissen von 1999 bis 2001 mit den Handelspartnern Australien,  
Bulgarien, China, Dänemark, Estland, Hongkong, Japan, Kanada, Kroatien, Norwegen, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz,  
Singapur, Südkorea, Tschechische Republik, Ungarn, Vereinigtes Königreich sowie Vereinigte Staaten und spiegeln auch Dritt-
markteffekte wider;

2 Realer effektiver Wechselkurs Deutschlands auf Basis der Verbraucherpreise (25 Industrieländer).
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7. Monetäre Entwicklung
7.1 Zinsen, Geldmenge, Kredite, Aktienindizes

Quellen: STOXX, Europäische Zentralbank, Deutsche Bundesbank, Deutsche Börse AG, Dow Jones & Company
1  STOXX GC Pooling Index, 3 Monate;
2  Saisonbereinigt, Verfahren Census X-12-ARIMA;
3  Ursprungszahlen;
4  Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
5  Kurs- bzw. Preisindex.          

2016 2017 2017

2014 2015 2016 3. Vj. 4. Vj. 1. Vj. 2. Vj. März April Mai Juni Juli Aug.

Geldmarktsätze, Umlaufsrenditen
(Monatsdurchschnitte)

3-Monats Repo-Satz1 Zinssatz 0,12 -0,13 -0,37 -0,40 -0,39 -0,41 -0,42 -0,42 -0,42 -0,42 -0,43 -0,42 -0,43

3-Monats EURIBOR Zinssatz 0,21 -0,02 -0,26 -0,30 -0,31 -0,33 -0,33 -0,33 -0,33 -0,33 -0,33 -0,33 -0,33

6-Monats EURIBOR Zinssatz 0,31 0,05 -0,16 -0,19 -0,21 -0,24 -0,26 -0,24 -0,25 -0,25 -0,27 -0,27 -0,27

12-Monats EURIBOR Zinssatz 0,48 0,17 -0,04 -0,06 -0,07 -0,10 -0,13 -0,11 -0,12 -0,13 -0,15 -0,15 -0,16

Differenz
3M-EURIBOR ./. 3M-Repo-Satz1 Zinssatz 0,09 0,11 0,11 0,10 0,08 0,08 0,09 0,09 0,09 0,09 0,10 0,09 0,10

Umlaufsrendite
 3–5-jähriger Bundesanleihen Zinssatz 0,22 -0,12 -0,51 -0,62 -0,57 -0,58 -0,55 -0,56 -0,60 -0,51 -0,53 -0,36 -0,48

Umlaufsrendite
 5–8-jähriger Bundesanleihen Zinssatz 0,64 0,13 -0,28 -0,45 -0,27 -0,20 -0,20 -0,17 -0,26 -0,14 -0,21 0,00 -0,10

Umlaufsrendite
 9–10-jähriger Bundesanleihen Zinssatz 1,16 0,50 0,09 -0,12 0,15 0,29 0,27 0,35 0,22 0,34 0,25 0,46 0,35

Geldmenge (Euroraum)

Wachstum der Geldmenge M1 2 gg. Vj. in % 6,0 10,6 9,1 8,5 8,4 8,6 9,4 9,1 9,3 9,3 9,7 9,1 - 

Wachstum der Geldmenge M2 2 gg. Vj. in % 2,6 4,8 5,1 5,0 4,8 4,9 5,2 5,1 5,1 5,2 5,3 4,9 - 

Wachstum der Geldmenge M3 2 gg. Vj. in % 1,9 4,7 5,0 5,1 4,7 4,9 4,9 5,3 4,9 4,9 5,0 4,5 - 

Wachstum der Geldmenge M3
3-Monats-Durchschnitt 2 gg. Vj. in % 1,9 4,7 5,0 5,0 4,7 4,9 4,9 4,9 5,0 4,9 4,8 - - 

Kredite

an den privaten Sektor im 
Euroraum 3 gg. Vj. in % -2,0 +0,4 +1,6 +1,6 +2,3 +2,5 +2,7 +2,8 +2,6 +2,7 +2,9 +2,6 - 

Buchkredite im Euroraum gg. Vj. in % -1,6 +0,6 +1,4 +1,5 +1,9 +1,8 +1,9 +2,0 +1,9 +1,9 +2,0 +1,8 - 

an den privaten Sektor in 
Deutschland 2 gg. Vj. in % +1,0 +2,5 +2,8 +2,6 +3,3 +3,4 +3,4 +3,4 +3,4 +3,2 +3,7 +3,8 - 

Buchkredite in Deutschland gg. Vj. in % +0,8 +2,1 +3,0 +3,2 +3,3 +3,4 +3,4 +3,4 +3,3 +3,3 +3,6 +3,7 - 

Buchkredite an nichtfinanzielle 
Kapitalgesellschaften in D. 3 gg. Vj. in % -0,2 -0,6 +2,1 +2,0 +2,4 +2,5 +3,2 +2,5 +2,8 +3,1 +3,6 +4,1 - 

Laufzeit bis 1 Jahr gg. Vj. in % -2,9 -0,8 +0,1 -1,3 -0,7 -3,2 -2,7 -4,7 -4,0 -3,2 -1,0 +0,4 - 

Laufzeit über 1 Jahr  
bis 5 Jahre gg. Vj. in % +1,1 -1,5 +2,3 +3,4 +3,6 +2,4 +2,4 +2,8 +2,3 +2,3 +2,5 +3,2 - 

Laufzeit über 5 Jahre gg. Vj. in % +0,3 -0,4 +2,5 +2,4 +2,8 +3,8 +4,7 +4,2 +4,5 +4,8 +4,9 +5,1 - 

Buchkredite an private 
Haushalte in Deutschland 3 gg. Vj. in % +1,2 +2,1 +2,9 +3,0 +2,9 +3,0 +3,1 +3,0 +3,0 +3,1 +3,2 +3,2 - 

darunter: 
Wohnungsbaukredite gg. Vj. in % +2,2 +3,4 +3,7 +3,7 +3,7 +3,8 +4,1 +3,9 +3,9 +4,0 +4,2 +4,1 - 

Aktienmärkte (Monatsdurchschnitte)

Deutscher Aktienindex (DAX 30) 4 Index  9537 10969 10196 10332 10813 11804 12529 12048 12220 12651 12716 12397 12154
gg. Vp. in % +14,8 +15,0 -7,1 +3,7 +4,7 +9,2 +6,1 +2,6 +1,4 +3,5 +0,5 -2,5 -2,0

Dow Jones Euro Stoxx (50) 5 Index  3145  3445  3005  2975  3093  3340  3546  3427  3487  3602  3548  3484  3451
gg. Vp. in % +12,6 +9,5 -12,8 0,0 +4,0 +8,0 +6,2 +4,1 +1,8 +3,3 -1,5 -1,8 -0,9

Standard & Poor’s 500 5 Index  1931  2061  2093  2161  2186  2324  2396  2367  2358  2396  2434  2453  2456
gg. Vp. in % +17,6 +6,7 +1,5 +4,1 +1,1 +6,3 +3,1 +1,5 -0,4 +1,6 +1,6 +0,8 +0,1

Nikkei 225 5 Index 15475 19166 16924 16502 17935 19245 19491 19348 18736 19690 20046 20048 19673
gg. Vp. in % +14,3 +23,8 -11,7 +0,7 +8,7 +7,3 +1,3 +0,8 -3,2 +5,1 +1,8 0,0 -1,9
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7.2  Monetäre Entwicklung und Zinsstruktur

saisonbereinigt, Veränderung gegen Vorjahr in % 1

 monatlich

 gleitender 3-Monats-Durchschnitt

Veränderung gegen Vorjahr in %
 Deutschland

 EWU
     Buchkredite Deutschland
     Buchkredite EWU

Monatsdurchschnitte, Januar 2003 = 100
 DAX 30 3

 Dow Jones Euro Stoxx (50) 4

 Standard & Poor’s 500 4

 Nikkei 225 4

 EURIBOR 3-Monats-Geld 2

 Bundesanleihen mit 10-jähriger Restlaufzeit 2

 Differenz: Bundesanleihen – EURIBOR

Wachstum der Geldmenge M3 in der EWU
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Quelle: Deutsche Bundesbank.
1   Saisonbereinigungsverfahren Census X-12-ARIMA;
2 Monatsdurchschnitte;
3   Performanceindex (mit Bereinigung um Dividendenzahlungen und Kapitalveränderungen);
4   Kurs- bzw. Preisindex.
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Erläuterungen zur Konjunkturanalyse

Die Resultate der gesamtwirtschaftlichen Aktivi tä ten einer 
Volkswirtschaft finden ihren zusammenfassen den Aus-
druck in den Ergebnissen der Volks wirt schaft  lichen Ge-
samtrechnungen (VGR). Die konjunkturelle Entwicklung 
wird daher am umfassendsten in den makroökonomischen 
Aggregaten der VGR wider  ge spiegelt. Ein wesentlicher 
Nachteil der VGR-Daten ist es jedoch, dass sie erst ver-
gleichsweise spät vor liegen. In der Regel sind vorläufige 
Daten aus dem ab ge lau fenen Quartal erst 6–8 Wochen, 
endgültige Daten oft erst Jahre später verfügbar. Daher 
kann auf die VGR-Ergebnisse für die Beobach tung und 
Ana lyse der Konjunktur am aktuellen Rand nur in sehr 
be schränk tem Maße zurückgegriffen werden.

Ziel der Konjunkturanalyse ist es, auf Basis der aktuellen 
Konjunkturindikatoren Aussagen über die tat säch lichen 
konjunkturellen Bewegungen der Wirtschaft zu machen. 
Aus der Konjunkturanalyse sollen außerdem so weit wie 
möglich auch fundierte Aus sa gen über künftige Entwick-
lungen abgeleitet werden. Diese Unter suchungen können 
nur auf der Grund lage möglichst aktueller statistischer 
Daten und hier auf basierender Indikatoren erfolgen. Des-
halb greift die Konjunktur beobachtung auf bestimm te 
Indika toren als Nähe rungs größen für später zu er  war ten de 
VGR-Ergebnisse zurück. Die beobachteten Indika to ren 
decken dabei für die konjunkturelle Entwick lung wichtige 
Einzel tatbestände und Teil bereiche der Ge samtwirtschaft 
ab und lassen sich wie folgt kategorisieren:

 • Indikatoren, deren statistische Datenbasis Wert größen 
sind (Produktion, Auftragseingang, Außen    handel, Ein-
zelhandelsumsätze, Geld menge usw.)

 • Indikatoren auf Basis von Personenzahlen und phy-
sischer Größen (Baugenehmigungen, Erwerbs  tätige, 
offene Stellen usw.)

 • Indikatoren auf der Grundlage von Umfrage ergeb nissen 
(ifo Konjunkturtest, GfK-Kon sum klima usw.)

Obgleich weniger aktuell, sind die Ergebnisse der VGR für 
die Konjunkturbeobachtung unentbehrlich, da nur sie 
einen exakten quantitativen Einblick in die Ent wick lung der 
Gesamtwirtschaft erlauben. Neben der Beo b achtung der 

konjunkturellen Ent wicklung am aktuellen Rand auf der 
Grundlage von Einzel indi katoren werden im Quartals- und 
Halb jahresturnus daher auch die je  weils neuesten Ergeb-
nisse der VGR in die Betrachtung einbezogen.

In Bezug auf ihre Aktualität lassen sich die In di ka  toren in 
so genannte vorlaufende Indikatoren (z. B. ifo Konjunktur-
test, GfK-Konsumklima, Auftrags ein gän ge, Bau   genehmi-
gungen), gleichlaufende (Pro duk  tion, Um  sätze) und nach-
laufende Indikatoren (Erwerbstätige, Arbeits lose) einteilen.

Konjunkturelle Bewegungen unterscheiden sich so   wohl in 
ihrer zeitlichen Abfolge als auch in ihrer In ten sität in den 
einzelnen Bereichen und Zweigen der Wirt schaft. Die einzel-
nen Indikatoren werden daher nach ökono mis chen Teilbe-
reichen der Gesamt     wirtschaft (z. B. Ge  werbliche Wirtschaft, 
Produzie ren des Gewerbe, Handel) bis auf die Ebene einzel-
ner Wirt  schaftszweige disaggregiert und gesondert be -
trachtet.

Der sich in den Indikatoren auf der Grundlage der Ur -
sprungs werte (= originäre statistische Daten) ausdrückende 
konjunkturelle Verlauf wird von saiso na len Schwankungen 
und irregulären bzw. kalendarischen Einflüssen (Arbeits-
tage, Ferien u. Ä.) überlagert. Indika toren, die auf Wertgrö-
ßen ba  sieren, können bei Ver änderungen des Preisniveaus 
die Ana   lyse der realwirtschaftlichen Aktivitäten zusätzlich 
er  schwe     ren. Durch verschiedene Bereinigungsver fah ren 
können die ge  nannten Einflüsse aber quantifiziert und weit-
gehend neutralisiert werden. Dies ermög licht eine Betrach-
tung der durch realwirt schaft liche Aktivitäten bedingten 
konjunkturellen Entwicklung im engeren Sinne.

Der überwiegende Teil der im Monatsbericht des Bun  des-
ministeriums für Wirtschaft und Energie zur wirtschaftli-
chen Lage beobachteten Kon junktur indika to ren wird auf 
Basis der Ursprungs werte arbeits täglich bereinigt und sai-
sonbereinigt analysiert. Die auf Wert größen basierenden 
Indi ka  toren werden dabei so weit als möglich in nominaler 
(d. h. nicht preisbereinigter) und realer (d. h. preis berei-
nigter) Form zugrunde gelegt. Die Saison  be rei ni gung der 
aktuellen Konjunktur indi ka toren einschließlich der VGR 
und der Erwerbstäti gen reihen erfolgt in der Regel nach 
dem Verfahren Census X-12-ARIMA.
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Die Berichterstattung zur wirtschaftlichen Lage in Deutsch-
land umfasst die üblichen Konjunktur indi ka toren aus der 
VGR, Produzierendem Gewer be, Binnen- und Außenhan-
del, Arbeitsmarkt, Preis ent wicklung und einige wichtige 
monetäre Indi ka to ren. Daneben werden Ergebnisse aus dem 
ifo Kon junktur test (Ge  schäfts klima) und einige weitere 
wichtige, aus Umfragen gewonnene Indika to ren berück-
sichtigt. Im internationalen Ver gleich werden die Ent wick-
lung des Brutto inlands pro duktes, der Leistungs bilanz, der 
Arbeits losigkeit und der Ver braucher preise ausgewiesen.

Ansprechpartner im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie:

Mariana Gross  
(Zukunft der Europäischen Union – Von der  
Diskussion zu konkreten Handlungsempfehlungen 
und Maßnahmen)

Christine Hochstatter und Jürgen Seitel  
(Aktuelle Entwicklungen im Investitionsprüfungsrecht)

Manfred Rupprich  
(Neue Perspektiven für den Einzelhandel)

Dr. Harald Kotsch und Dr. Holger Zemanek  
(Produktivität in Deutschland – Messbarkeit und  
Entwicklung)

Referat IC 1 Beobachtung, Analyse und Projektion  
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung  
(Wirtschaftliche Lage)

Fragen und Anregungen können Sie gerne  
an sdw@bmwi.bund.de richten.
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